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ZUR DISKUSSION GESTELLT

Klimaziel 2020 verfehlt: Zeit für eine Neuausrichtung der Klimapolitik?� 3

Neue Berechnungen des Bundesumweltministeriums zeigen, dass Deutschland wahrscheinlich die angestrebten 
Klimaziele für das Jahr 2020 deutlich verfehlen wird. Wie sollte die Klimapolitik neugestaltet werden, und wel-
che Anreizsysteme sind für eine effektive und ökonomisch sinnvolle Klimapolitik notwendig? Claudia Kemfert, 
Sachverständigenrat für Umweltfragen und DIW, sieht ein schnelles Umsteuern in der Energiewirtschaft und im 
Verkehrssektor für notwendig an. So wäre, um den kurzfristigen Emissionsminderungzielen zumindest näher 
zu kommen, ein rascher Kohleausstieg notwendig. Zudem sollten der Ausbau erneuerbarer Energien stärker 
voran gebracht werden und eine nachhaltige Verkehrswende auf den Weg gebracht werden. Dazu sei es nötig, 
eine Reform der Steuern und Abgaben durchzuführen mit dem Ziel, fossile Energien stärker und erneuerbare 
Energien weniger stark zu besteuern. Zudem sollte eine Zulassungsquote für elektrische Antriebe, ambitionierte 
Grenzwerte und fiskalische Anreize zur Verbesserung der Fahrzeugeffizienz sowie eine streckenabhängige Pkw-
Maut eingeführt werden. Nach Ansicht von Erik Gawel, Universität Leipzig und Helmholtz-Zentrum für Umwelt-
forschung – UFZ, Leipzig, braucht die Klimapolitik einen strukturellen Neustart. Dazu gehörten in erster Linie 
ein gesellschaftlicher Konsens über die Notwendigkeit stringenten Klimaschutzes und die Wiedergewinnung des 
klimapolitischen Konsenses auf EU-Ebene. Die unbefriedigenden Ergebnisse der Klimaschutzpolitik und ihre zu 
kritisierende disparate Gestalt reflektierten diese gesellschaftlichen Grunddefizite und ließen sich durch Einzel-
maßnahmen nicht aufheben. Manfred Fischedick, Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie, hält eine Rück-
kehr zu einer erfolgreichen Klimapolitik für möglich. Um geeignete Wege dafür zu finden, sollte der Dialogpro-
zess mit den zentralen Stakeholdern fortgesetzt werden und in einen breiteren gesellschaftspolitischen Diskurs 
eingebettet werden. Es müsse ernsthaft diskutiert werden, wie in jedem Sektor ein Pfad eingeschlagen werden 
kann, der bis 2050 zur Treibhausgasneutralität führt. Auf internationaler Ebene müsse es mehr internationale 
Allianzen geben, die gemeinsam an der Umsetzung arbeiten. Marc Oliver Bettzüge, Universität zu Köln, schlägt 
vor, die nationalen Klimaziele für 2020 in die von der EU vorgegebene Aufteilung nach ETS- und Nicht-ETS-Sekto-
ren zu strukturieren. Die Höhe des Gesamtziels würde sich aus der Summe von zwei Teilzielen für ETS-Sektoren 
einerseits und Nicht-ETS-Sektoren andererseits ergeben. Eine systematisch nach ETS- und Nicht-ETS-Sektoren 
differenzierende Revision der deutschen Klimaziele würde den Blick für die zur Zielerreichung erforderlichen 
Maßnahmen schärfen. Während in den Nicht-ETS-Sektoren vor allem steuerliche Maßnahmen im Mittelpunkt 
der Aufmerksamkeit stehen müssten, würde es in den deutschen ETS-Sektoren um geeignete Ergänzungen des 
EU-ETS-Regelwerks sowie um eine grundlegende Reform der Stromentgeltsystematik gehen. Felix Chr. Matthes, 
Öko-Institut, Berlin, geht davon aus, dass die in den vergangenen Jahren verfolgten politischen Schwerpunkte 
im Bereich des Ordnungsrechts und der Investitionsfinanzierung zumindest einiger Ergänzungen bedürfen. Einen 
ersten Handlungsbereich bilde ein stringenterer Ansatz im Bereich der CO2-Bepreisung. Denn das System der 
expliziten und impliziten CO2-Bepreisung in Deutschland – und auch im Rahmen der Europäischen Union – sei 
weder hinreichend wirksam noch konsistent. Zweitens stelle sich die Herausforderung, wie die Transformation 
des Verkehrssektors beschleunigt werden könne. Kurz- und mittelfristig führe kein Weg an einer Markteinführung 
von Elektrofahrzeugen vorbei. Andreas Kuhlmann, Deutsche Energie-Agentur (dena), stellt fest, dass der gegen-
wärtige regulatorische und legislative Rahmen viel zu verkrustet, überkomplex und innovationsfeindlich sei. Dies 
sei auch kein Wunder, da er im Wesentlichen auf einer Zustands- und Zielbeschreibung der frühen 2000er Jahre 
basiere, wo erneuerbare Energien »aus der Nische« geholt werden sollten. Digitalisierung sei in dieser Zeit noch 
ein Fremdwort und die verblüffenden Kostensenkungen verschiedener Technologien seien nicht erkennbar gewe-
sen. Deutschland könne seine CO2-Emissionen bis im Jahr 2050 um bis zu 90% reduzieren, wenn heute bekannte 
Technologien in einem Transformationspfad optimal genutzt würden. Dafür müssten die energiewirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen konsequent darauf ausgerichtet werden, dass sich Klimaschutztechnologien in einem 
marktwirtschaftlichen Wettbewerb beweisen könnten. Für eine Neuausrichtung der Klimaschutzpolitik brauche 
man neue Ansätze. Ansätze, die offen bleiben für zukünftige Entwicklungen, die nicht alles gleich festschreiben 
wollen und damit ganze Technologiepfade verbauen. 
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Investitionen springen an – Leasing boomt� 26
Magnus Reif und Arno Städtler

Der auf den Geschäftslagebeurteilungen der Leasinggesellschaften basierende Investitionsindikator, den das ifo 
Institut und der Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 
2017 einen merklichen Anstieg der Ausrüstungsinvestitionen von nominal 4,5%. 

ifo Branchen-Dialog 2017� 30
Julia Schricker
 
Am 8. November 2017 fand der 18. ifo Branchen-Dialog statt. Rund 200 Teilnehmer aus Wirtschaft, Wissenschaft 
und Politik diskutierten aktuelle Entwicklungen und Herausforderungen in Industrie, Handel, Bauwirtschaft und 
Dienstleistungen. Nach der Begrüßung durch den Präsidenten der IHK für München und Oberbayern, Eberhard 
Sasse, befasste sich Clemens Fuest, Präsident des ifo Instituts, mit der »Wirtschaftspolitik nach der Bundestags-
wahl«. An den Vortrag schlossen sich die vier Branchenforen an. Zum Abschluss der Veranstaltung diskutierte Jus-
tus Haucap, Direktor des Düsseldorfer Instituts für Wettbewerbsökonomie (DICE) an der Universität Düsseldorf, 
die Ordnungspolitik in einer digitalisierten Welt. Veranstaltet wird die Tagung vom ifo Zentrum für Industrieöko-
nomik und neue Technologien in Kooperation mit der Industrie- und Handelskammer für München und Oberbay-
ern, unterstützt vom Bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie.
 
Leidet die deutsche Industrie an einer Produktivitätsschwäche?� 33
Michael Ebnet und Christina Timiliotis
 
Das Produktivitätswachstum in der deutschen Industrie hat sich in den letzten Jahren verlangsamt. Zugleich 
ist die Heterogenität bei den Verläufen unter den Industriebranchen enorm. Was sind die ökonomischen Hinter-
gründe, und lässt sich daraus eine tatsächliche Produktivitätsschwäche ableiten?
 
Dauerbrenner Digitalisierung – der Handel im Umbruch� 38
Sabine Rumscheidt
 
Das Thema Digitalisierung im Handel ist aktueller denn je, nicht nur in Bezug auf den Onlinehandel und die Aus-
wirkungen auf den lokalen Absatz, sondern auch mit Blick auf die vielen neuen Möglichkeiten, die die digitalen 
Technologien dem stationären Handel bieten.
 
Digitalisierung im Bausektor� 42
Matijas Kocijan
 
Derzeit boomt der Bau in Deutschland. Gleichzeitig nehmen die Kapazitätsengpässe auf Seiten des Baugewerbes 
stetig zu. Bei der Suche nach möglichen Lösungen ruhen die Hoffnungen immer stärker auf der Digitalisierung.
 
Produktivitätsschwäche in deutschen Dienstleistungsbranchen� 46
Oliver Falck und Anita Wölfl
 
Im deutschen Dienstleistungssektor lässt sich seit langem eine Produktivitätsschwäche beobachten. Aber weisen 
wirklich alle Dienstleistungsbranchen geringe Produktivitätszuwächse auf, und wie lässt sich über längere Zeit 
niedriges Produktivitätswachstum erklären? Wo könnten in Deutschland oder auch europaweit Politikmaßnah-
men ansetzen, um Produktivitätssteigerungen in Dienstleistungen zu ermöglichen?

IM BLICKPUNKT

ifo Konjunkturumfragen im Dezember 2017 auf einen Blick: 
In der deutschen Wirtschaft herrscht Feststimmung� 53
Klaus Wohlrabe

Der ifo Geschäftsklimaindex ist im Dezember auf 117,2 Punkte gesunken, nachdem er im November 117,6 Punkt 
betragen hatte. Dies war auf weniger optimistische Erwartungen der Unternehmen zurückzuführen. Ihre aktuelle 
Geschäftslage hingegen bewerteten sie besser als im Vormonat. 
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*	 Prof. Dr. Claudia Kemfert ist Mitglied des Sachverständigenrats 
für Umweltfragen (SRU) und leitet die Abteilung Energie, Verkehr 
und Umwelt am Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), 
Berlin. Sie ist Professorin für Energieökonomie und Nachhaltigkeit 
an der Hertie School of Governance in Berlin.

Claudia Kemfert

Claudia Kemfert*
Schnelles Umsteuern in 
Energiewirtschaft und 
Verkehrssektor erforderlich

Deutschland verfehlt seine selbst gesteckten Klima-
ziele, bis zum Jahre 2020 40% der Emissionen zu sen-
ken, wenn keine grundlegende Neuausrichtung der 
Klimapolitik erfolgt. Mit dem Klimaabkommen von 
Paris hat sich die Weltgemeinschaft das Ziel gesetzt, 
die globale Erwärmung auf deutlich unter 2°C, mög-
lichst 1,5°C, zu begrenzen.1 Legt man eine gerechte 
Verteilung des verbleibenden globalen CO2-Emissi-
onsbudgets zugrunde, müsste Deutschland bis zur 
Mitte des Jahrhunderts nahezu treibhausgasneutral 
wirtschaften, um einen angemessenen globalen Bei-
trag zum Klimaschutz zu leisten. Ein Drittel der der-
zeitigen Treibhausgasemissionen Deutschlands sind 
auf die Energiewirtschaft zurückzuführen, davon wer-
den wiederum 85% durch die Verstromung von Kohle 
verursacht (vgl. UBA 2017b). Die klimapolitisch not-
wendige Abkehr von der Verbrennung fossilen Kohlen-
stoffs impliziert daher mittelfristig (in den nächsten  
20 Jahren) den Ausstieg aus der CO2-intensiven  
Kohleverstromung und langfristig (in den nächsten  
30 Jahren) auch den Ausstieg aus den fossilen  
Energien Erdgas und Erdöl (vgl. Agora Energiewen- 
de 2017).

Der starke Zuwachs der erneuerbaren Energien 
hat in den letzten Jahren die Abschaltung der Atoman-
lagen überkompensiert. Dennoch sind die CO2-Emissi-

1	 Der Artikel basiert auf zwei kürzlich veröffentlichten Gutachten 
des Sachverständigenrats für Umweltfragen: »Kohleausstieg jetzt 
einleiten« (SRU 2017a) und »Umsteuern erforderlich: Klimaschutz im 
Verkehrssektor« (SRU 2017b).

onen in Deutschland in den letzten Jahren weder bei 
der Stromerzeugung noch in der Gesamtbilanz ausrei-
chend gesunken, um die Klimaschutzziele einzuhalten. 
Der Hauptgrund hierfür sind die Emissionen durch die 
konstante Verstromung von Braun- und Steinkohle, die 
seit 1990 auf einem hohen Niveau verläuft. So wurden 
die CO2-Einsparungen durch die Stilllegung von älteren 
Kraftwerksblöcken zu großen Teilen durch die Emissi-
onen von neueren, wenn auch effizienteren Blöcken 
kompensiert (vgl. UBA 2017a).

Die konstante Verstromung von Braun- und Stein-
kohle ist vor allem auf den niedrigen CO2-Zertifikats
preis sowie den Rückgang der globalen Steinkohle-
preise zurückzuführen. Daher liegen die variablen 
Kosten von Braun- und Steinkohleanlagen deutlich 
unterhalb derer von Gaskraftwerken. Die resultieren-
den niedrigen Börsenstrompreise verringern die Wirt-
schaftlichkeit aller fossilen Kraftwerke. Insbesondere 
Gaskraftwerke in Deutschland und anderen Nachbar-
ländern werden dadurch immer seltener eingesetzt 
und aus dem Markt gedrängt.

Deutschland steht vor einer paradoxen Situa-
tion: Zwar hat es durch die frühzeitige Förderung der 
erneuerbaren Energien maßgeblich zu deren erfolg-
reichen globalen Verbreitung beigetragen. Dennoch 
besteht die Gefahr, dass die eigenen nationalen Klima-
schutzziele für 2020 und 2030 nicht eingehalten wer-
den. Die Treibhausgasemissionen in Deutschland sind 
seit acht Jahren nicht mehr nennenswert gesunken. 
Das ist insbesondere auf die nahezu konstant geblie-
bene Verstromung der Kohle zurückzuführen, die mehr 
als ein Viertel der nationalen Emissionen verursacht 
(vgl. UBA 2017b). Aus diesem Grund muss die Bundes-
regierung nach Auffassung des Sachverständigenra-
tes für Umweltfragen (SRU) zusätzliche Klimaschutz-
maßnahmen beschließen. Ein wichtiger Schritt Rich-
tung Zielerreichung wäre hierbei der unverzügliche 
Beginn eines Ausstieges aus der Kohleverstromung. 
Die Klimaschutzziele jetzt aufzuweichen, wäre dage-
gen unverantwortlich.

Klimaziel 2020 verfehlt: Zeit für eine 
Neuausrichtung der Klimapolitik?

Neue Berechnungen des Bundesumweltministeriums zeigen, dass Deutschland wahrschein-
lich die angestrebten Klimaziele für das Jahr 2020 deutlich verfehlen wird. Wie sollte die Kli-
mapolitik neugestaltet werden, und welche Anreizsysteme sind für eine effektive und ökono-
misch sinnvolle Klimapolitik notwendig?
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KOHLEAUSSTIEG

Um zügig aus der Kohleverstromung auszusteigen, 
sind verschiedene Herausforderungen anzugehen: Die 
verlässliche Versorgung mit Strom ist zu gewährleis-
ten, der Ausstieg für die direkt betroffenen 20 000 bis 
30 000 Arbeitsplätze in der Kohleindustrie sowie für 
die betroffenen Regionen ist sozialverträglich auszuge-
stalten und die Finanzierung der Bergbaufolgekosten 
muss abgesichert werden. Der Sachverständigenrat 
für Umweltfragen (SRU) hält alle drei Herausforderun-
gen für lösbar und stellt in seiner Stellungnahme ent-
sprechende Maßnahmen dar (vgl. SRU 2017a). Die neue 
Bundesregierung sollte zudem unmittelbar nach der 
Regierungsbildung folgende wichtige Entscheidungen 
zur Ausgestaltung eines Kohleausstiegs treffen:

Festlegung eines CO2-Emissionsbudgets für die 
Kohlewirtschaft

–– Aus wissenschaftlicher Sicht sollten die zukünfti-
gen Emissionen der deutschen Kohlekraftwerke die 
Gesamtmenge von 2 000 Mt CO2 nicht überschrei-
ten, wenn Deutschland den notwendigen Beitrag 
zum in Paris vereinbarten Klimaschutzabkommen 
leisten möchte. Die genaue Verteilung der Restmen-
gen ist mit Verteilungseffekten verbunden, die von 
der Politik mitbedacht werden müssen. Ein Fest-
schreiben des verbleibenden CO2-Emissionsbud-
gets in einem entsprechenden Kohleausstiegsge-
setz, vergleichbar mit dem Atomkonsens aus dem 
Jahr 2000, würde Planungssicherheit für Betreiber 
und weitere Betroffene leisten.

Wichtig ist ein schrittweises Einleiten eines Kohleaus-
stiegs. Auch der SRU hält aus Gründen der wirtschaftli-
chen Strukturentwicklung und der Versorgungssicher-
heit einen dreistufigen Kohleausstieg für sinnvoll und 
schlägt in seiner Stellungnahme vor: 

–– ein schneller Beginn des Ausstiegs mit der kurz-
fristigen Stilllegung besonders emissionsintensi-
ver Kraftwerke bis 2020,

–– zur Sicherstellung der Versorgungssicherheit 
und Abfederung der sozialen Herausforderungen 
ein vorübergehender Weiterbetrieb der moder-
neren Kohlekraftwerke bis 2030 mit begrenzter 
Auslastung,

–– ein sukzessives Abschalten der letzten Kohlekraft-
werke im Verlauf der 2030er Jahre unter Einhaltung 
des vorher festgelegten CO2-Emmissionsbudgets.

Neben der schrittweisen Einleitung eines Kohleaus-
stiegs ist das Einsetzen einer Kohlekommission zur 
parallelen Ausgestaltung des Ausstiegspfades und der 
Strukturpolitik essentiell.

–– Die Kommission sollte sich aus Betroffenen aller 
Bereiche zusammensetzen. Wichtig ist, dass sie die 

Bundesregierung nicht beim »Ob« eines Kohleaus-
stiegs berät, sondern beim »Wie« entlang des von 
der Bundesregierung vorab definierten CO2-Emissi-
onsbudgets. Parallel dazu müssen Strategien erar-
beitet werden, wie sich die betroffenen Regionen 
weiterentwickeln sollen.

VERKEHRSWENDE

Der Verkehrssektor ist derzeit für etwa ein Fünftel der 
Treibhausgasemissionen Deutschlands verantwort-
lich. Während in anderen Sektoren seit 1990 zum Teil 
deutliche Emissionsminderungen erzielt wurden, sind 
die Emissionen des Verkehrs im gleichen Zeitraum 
sogar leicht angestiegen. Der größte Teil der Treib-
hausgasemissionen stammt dabei aus dem Straßen-
verkehr. Verbesserungen der Fahrzeugeffizienz sind 
durch die gleichzeitige Zunahme der Verkehrsleistung, 
der Motorenleistung und des Gewichts der Fahrzeuge 
aufgezehrt worden. Spätestens bis zur Mitte des Jahr-
hunderts sollte auch der Verkehr nahezu vollstän-
dig treibhausgasneutral sein. Angesichts eines knap-
pen verbleibenden Emissionsbudgets, das noch mit 
den Paris-Zielen vereinbar ist, ist ein unverzügliches 
und konsequentes Umsteuern erforderlich. Der Kli-
maschutzplan 2050 der Bundesregierung hat für den 
Verkehr das ambitionierte Zwischenziel einer Treib-
hausgasminderung von 40 bis 42% bis zum Jahr 2030 
gesetzt. 

Insbesondere der Straßenverkehr hat viele nega-
tive Auswirkungen auf Natur, Umwelt und Gesund-
heit. Mit etwa 38% im Jahr 2015 war er der Hauptemit-
tent von anthropogenen Stickstoffoxiden (NOx). In den 
Städten wird der zulässige Jahresbelastungshöchst-
wert für Stickstoffdioxid (NO2) vielerorts überschritten. 
Auch die Feinstaubbelastung wird wesentlich durch 
den Straßenverkehr mitverursacht. 

Eine innovative und nachhaltige Verkehrspoli- 
tik ist nicht nur ein umwelt- und klimapolitisches 
Gebot, sondern auch eine zentrale Bedingung für 
die zukünftige Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Industrie.

Reform von Steuern und Abgaben

Das historisch gewachsene System der energiebezo-
genen Steuern und Abgaben enthält eine Reihe von 
Hemmnissen für einen effizienten Klimaschutz im Ver-
kehrssektor, gerade auch für eine verstärkte Nutzung 
von erneuerbarem Strom. Der SRU empfiehlt der Bun-
desregierung in seinem Sondergutachten zu Klima-
schutz im Verkehrssektor, ein Reformkonzept zu erar-
beiten, das den Herausforderungen gerecht wird, die 
von Klimaschutz, Sektorkopplung und fluktuieren-
der Stromerzeugung ausgehen (SRU 2017b). Die Steu-
ersätze für die verschiedenen Energieträger im Ver-
kehrsbereich sollten an ihrem jeweiligen spezifischen 
Treibhausgasgehalt sowie ihrem Energiegehalt ausge-
richtet werden. Eine gute Ausgangsbasis hierfür bildet 
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der – letztlich nicht beschlossene – Vorschlag der Euro-
päischen Kommission zur Reform der Energiesteuer-
richtlinie. Auch der SRU spricht sich für eine verstärkte 
Ökologisierung des Steuersystems aus. Seit Jahren 
sinkt der Anteil der umweltbezogenen Steuereinnah-
men, und die reale Abgabenbelastung von Kraftstoffen 
nimmt ab. 

Prioritär sollte das Ende der Dieselprivilegierung 
eingeleitet werden. Die niedrige Besteuerung von Die-
selkraftstoff ist weder ökologisch gerechtfertigt, noch 
berücksichtigt sie die negativen gesundheitlichen 
Effekte der Emissionen. Die Dieselprivilegierung hat 
dazu beigetragen, dass Dieselfahrzeuge in der Vergan-
genheit immer schwerer und mit immer größerer Moto-
risierung ausgestattet wurden, wodurch der Effizienz-
vorteil des Dieselmotors aufgezehrt wurde. Auch die 
Privilegierung von Erdgas als Kraftstoff im Verkehrs-
sektor sollte nicht erneut über 2026 hinaus verlängert 
werden.

Die höhere Abgabenbelastung von Strom gegen-
über fossilen Kraftstoffen hemmt die angestrebte 
Elektrifizierung des Verkehrs. Strom sollte daher als 
Energieträger im Verkehr – zumindest relativ – ent-
lastet werden. Zudem sollten die Abgaben im Strom-
bereich dynamisiert werden, damit Nutzerinnen und 
Nutzer einen stärkeren Anreiz haben, ihren Stromver-
brauch an den Erfordernissen eines auf erneuerba- 
ren Energien basierenden Energiesystems auszu- 
richten.

Generell sollte der Abbau von umweltschäd- 
lichen Subventionen ein zentrales Ziel für die neue 
Legislaturperiode sein. Allein im Verkehrssektor 
belaufen sich die umweltschädlichen Subventionen 
auf annähernd 30 Mrd. Euro jährlich. Dabei sind vor 
allem die Entfernungspauschale sowie die niedrige 
pauschale Besteuerung privat genutzter Dienstwa-
gen zu nennen. 

Zulassungsquote für elektrische Antriebe

Um die notwendige technologische Transformation 
zügig einzuleiten, sollte im Segment der Pkw und leich-
ten Nutzfahrzeuge eine Quote für elektrische Antriebe 
eingeführt und schrittweise erhöht werden. Vorteil 
einer Quotenregelung gegenüber anderen Anreizin
strumenten zur Förderung alternativer Antriebe ist, 
dass die technologiepolitischen Ziele sicher erreicht 
werden. Damit können zum einen Hersteller planungs-
sicher in den Markthochlauf dieser Technologien inves-
tieren. Zum anderen wird es wirtschaftlich attrakti-
ver, die benötigte Energieversorgungsinfrastruktur 
aufzubauen.

Der SRU schlägt in seinem Sondergutachten für 
das Jahr 2025 eine verbindliche Quote für den Anteil 
rein elektrischer Fahrzeuge (d.h. batterieelektrische 
und Brennstoffzellenfahrzeuge) an den Neuwagenzu-
lassungen in Höhe von mindestens 25% vor. Plug-in- 
Hybrid-Fahrzeuge sollten in dem System ebenfalls 
anrechenbar sein, aber mit einer im Vergleich zu 

vollelektrischen Fahrzeugen verringerten Wertigkeit. 
Zudem sollte eine Erhöhung der Quote auf mindes-
tens 50% bis 2030 bereits heute festgeschrieben wer-
den, wobei über die exakte Höhe nach einer Zwische-
nevaluation spätestens im Jahr 2025 entschieden wer-
den sollte. Dieser deutliche Anstieg der Quote erscheint 
realistisch, da zu erwarten ist, dass sich die Elektromo-
bilität nach dem Überwinden einer gewissen Schwelle 
zügig durchsetzen wird. 

Ambitionierte Grenzwerte und fiskalische Anreize 
zur Verbesserung der Fahrzeugeffizienz

Derzeit bilden die europäischen CO2-Flottengrenz
werte für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge das zent-
rale Instrument zur Verbesserung der Fahrzeugeffi-
zienz. Der SRU empfiehlt der Bundesregierung, sich 
für eine rasche Einigung auf anspruchsvolle Zielvor-
gaben für CO2-Flottengrenzwerte für die Jahre 2025 
und 2030 einzusetzen. Um der zunehmenden Diversi-
fizierung der Antriebstechnologien gerecht zu werden 
und die Energieeffizienz aller Fahrzeuge weiter zu ver-
bessern, sollte die Regulierung strukturell weiterent-
wickelt werden. An die Stelle der CO2-Flottengrenz
werte sollten Flottenzielwerte für den durchschnittli-
chen Endenergieverbrauch treten. Sie sollten zudem 
mit antriebsspezifischen Mindesteffizienzvorgaben – 
insbesondere für Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor 
– kombiniert werden (»duale Effizienzregulierung«). 
Durch die Regulierung des Endenergieverbrauchs 
würden auch für Elektrofahrzeuge Effizienzanreize 
gesetzt. Zudem würde der Tatsache Rechnung getra-
gen, dass jegliche Form von Energieerzeugung mit 
Beeinträchtigungen der Umwelt verbunden ist. Durch 
technologiespezifische Vorgaben kann sichergestellt 
werden, dass für jede Antriebstechnologie ein Min-
destmaß an wirtschaftlichen Effizienzverbesserun-
gen realisiert wird. Die Grenzwerte sollten sich zukünf-
tig am Realverbrauch auf der Straße orientieren und 
nicht lediglich Messergebnisse auf dem Prüfstand 
berücksichtigen. Die herstellerspezifischen Effizi-
enzvorgaben sollten außerdem künftig nicht mehr 
gewichtsabhängig sein, um Anreize zur Gewichtsre-
duktion zu stärken.

Für schwere Nutzfahrzeuge des Straßengüter-
verkehrs existieren auf EU-Ebene, im Unterschied 
zu vielen anderen Fahrzeugmärkten weltweit, bis-
her keine CO2-Flottengrenzwerte oder andere Effizi-
enzvorgaben. Die Bundesregierung sollte die Einfüh-
rung ambitionierter europäischer CO2- bzw. Energie-
verbrauchsgrenzwerte spätestens bis zum Jahr 2025 
unterstützen. Aufgrund der vergleichsweise schnel-
len Flottenerneuerung schwerer Nutzfahrzeuge lie-
ßen sich hierdurch die spezifischen CO2-Emissionen 
des Straßengüterverkehrs bis 2030 deutlich mindern. 
Der Regulierungsansatz sollte sich dabei nicht allein 
auf die Motoreneffizienz fokussieren, weil weitere 
Potenziale zur Verbesserung der Gesamtenergieeffizi-
enz im Bereich Aerodynamik, bei der Verringerung des  
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Rollwiderstandes und bei Gewichtseinsparungen 
liegen.

Als Ergänzung zu ordnungsrechtlichen Vorgaben 
auf europäischer Ebene empfiehlt der SRU eine Stär-
kung fiskalischer Effizienzanreize, um die Robustheit 
der Effizienzregulierung zu verbessern und die Flot-
tenerneuerung zu beschleunigen. Es sollte vorüber-
gehend ein Bonus-Malus-System eingeführt werden, 
durch das der Kauf besonders energieeffizienter Fahr-
zeuge finanziell unterstützt und der Kauf ineffizienter 
Fahrzeuge zusätzlich belastet wird. Zudem sollte die 
CO2-abhängige Kfz-Besteuerung beibehalten und ihre 
Anreizwirkung gestärkt werden. Alternativ sollte eine 
energieverbrauchsabhängige Kfz-Besteuerung einge-
führt werden.

Streckenabhängige Pkw-Maut

Bestehende Mautsysteme dienen bislang überwiegend 
der Deckung von Wegekosten. Zukünftig können sie 
aber auch als wichtiges Steuerungsinstrument für die 
Verkehrsverlagerung, -vermeidung und -lenkung sowie 
zur Effizienzverbesserung und Flottenerneuerung fun-
gieren. Um die Kostenwahrheit im Verkehr zu fördern 
und CO2-Emissionen zu vermindern, sollte die in der 
letzten Legislaturperiode beschlossene Pkw-Maut zu 
einer streckenabhängigen Maut fortentwickelt werden. 
Die Einführung einer solchen entfernungsabhängigen 
Pkw-Maut ist insbesondere auch angesichts einer zu 
erwartenden Verbreitung autonomer Fahrzeuge gebo-
ten, um unnötige Leerfahrten zu vermeiden, einen wei-
teren Anstieg der Beförderungsleistung zu verhindern 
und die intermodale Nutzung autonomer Fahrzeuge in 
Kombination mit dem ÖPNV finanziell anzureizen. Die 
weitere Ausdifferenzierung einer solchen Maut nach 
ökologischen oder verkehrstechnischen Kriterien kann 
sinnvoll sein, muss aber im Hinblick auf Datenschutz, 
Erhebungsaufwand und Verbraucherschutz abgewo-
gen werden.

Ausbau der Energieversorgungsinfrastruktur

Um die Marktdurchdringung elektrischer Antriebe zu 
fördern, muss zügig eine bedarfsgerechte Ladeinfra-
struktur aufgebaut werden. Diese Investitionen soll-
ten durch den Bund vorübergehend staatlich geför-
dert werden. Das derzeitige Programm des Bun-
des, das 300 Mio. Euro in der Förderperiode 2017 bis 
2020 bereitstellt, sollte daher fortgeführt und erwei-
tert werden. Wie lange die staatliche Förderung not-
wendig sein wird, lässt sich derzeit noch nicht genau 
abschätzen. Da die Wirtschaftlichkeitsschwelle der 
Bereitstellung von Ladeinfrastruktur nicht in allen 
Regionen zeitgleich erreicht werden wird, kann 
zukünftig ein räumlich differenzierter Förderansatz 
erforderlich sein. 

Da ungefähr 85% aller Ladevorgänge im privaten 
Bereich stattfinden, sollten bindende Vorgaben für die 
Bereitstellung von Ladeinfrastrukturen bei Neubau-

ten auf EU-Ebene gemacht werden. Die gegenwärti-
gen rechtlichen Rahmenbedingungen erschweren Mie-
tern und Gemeinschaftseigentümern den Einbau von 
Ladestellen für Elektrofahrzeuge an ihrem privaten 
Kfz-Stellplatz. Um den Auf- und Ausbau privater Lade-
punkte zu fördern, sind deshalb, wie durch den Gesetz-
geber geplant, Anpassungen im Bau-, Wohneigentums- 
und Mietrecht notwendig. Zudem sollten auch private 
Arbeitgeber verpflichtet werden, Ladeinfrastruktur auf 
ihren Firmenparkplätzen bereitzustellen.

Oberleitungen sind eine technisch umsetzbare 
Option, um im Fernverkehr mit schweren Lkw, der für 
ca. 80% der CO2-Emissionen im Straßengüterverkehr 
verantwortlich ist, die Wirkungsgradvorzüge der direk-
ten Elektrifizierung zu nutzen. Studien zufolge kann 
bereits durch die Elektrifizierung eines Drittels des 
deutschen Autobahnnetzes (d.h. ca. 4 000 km) ein elek-
trischer Fahranteil von ca. 60% erreicht werden. Sind 
die (auch in Deutschland durchgeführten) Demonst-
rationsprojekte erfolgreich, empfiehlt der SRU dem 
Bund, die Elektrifizierung von hochfrequentierten 
Autobahnabschnitten mit geeigneten Start-Ziel-Relati-
onen zu planen und beispielsweise über die Lkw-Maut 
zu finanzieren. 

Gewinnung und Kreislaufführung benötigter 
Rohstoffe

Die Elektromobilität hat in der Nutzungsphase deut-
lich geringere Umweltwirkungen als der Verkehr mit 
Verbrennungsmotoren, da weniger Lärm und gerin-
gere Emissionen anfallen (CO2, NOx, Feinstaub). In der 
Vorkette – Rohstoffförderung und -aufbereitung – ver-
schieben sich die Umweltwirkungen, weil statt Erdöl 
andere Rohstoffe für die Motor- und Batterietechnik 
sowie für die Erzeugung erneuerbarer Energien benö-
tigt werden. Der Bedarf an Lithium, Seltenen Erden, 
Kobalt, Platin und Kupfer wird deutlich steigen.

Die Bundesregierung sollte die Zulassung neuer 
Fahrzeugtypen (aller Antriebs- und Fahrzeugarten) mit 
der Bereitstellung eines »Kreislaufpasses« verknüp-
fen, indem die Hersteller Informationen zu Rohstoffen 
(Grundlage für das Inventar), Demontagepläne und 
eine Verwertungsplanung zur Verfügung stellen. Dafür 
ist bereits bei der Produktentwicklung ein umfassen-
des Konzept zu erarbeiten, das sowohl die Demon-
tagefähigkeit als auch die hochwertige Verwertung 
ermöglicht.

Die Begriffe Recycling und stoffliche Verwertung 
sind mit dem Anspruch »gleicher oder höherwertiger 
Einsatz« klar zu definieren und in den relevanten Geset-
zes- und Verordnungstexten zu verankern. Die Bundes-
regierung sollte sich auch auf europäischer Ebene für 
eine Konkretisierung dieser Begriffe engagieren. Für 
die Verwertungswege sind beste verfügbare Techni-
ken zur Erreichung einer hochwertigen stofflichen Ver-
wertung zu bestimmen. Um die Erarbeitung und kon-
krete Implementierung spezifischer Anforderungen für 
Elektrofahrzeuge voranzubringen, sollte sich die Bun-
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desregierung auf europäischer Ebene dafür einsetzen, 
dass die Altfahrzeug- und die Batterie-Richtlinie zügig 
an die neuen Herausforderungen der Elektromobilität 
und mit Blick auf eine hochwertige Verwertung ange-
passt werden.

Fortentwicklung der Verkehrsinfrastruktur- 
planung zu einer Bundesmobilitätsplanung

Der Bundesverkehrswegeplan ist das wichtigste Steue-
rungsinstrument für die Verkehrsinfrastrukturplanung 
in der Zuständigkeit des Bundes. Aus Klimaschutz- und 
Nachhaltigkeitssicht sind Verkehrs- und Mobilitäts-
konzepte ausschlaggebend, die sich an den jeweiligen 
Raum- und Infrastrukturgegebenheiten orientieren 
und deren verkehrliche, räumliche, gesundheitliche 
und umweltbezogenen Wirkungen berücksichtigen. 
Dies ist bei der derzeitigen Bundesverkehrswegepla-
nung nicht in ausreichendem Maß der Fall. Die Aus-
wahl der (Aus-)Bauprojekte erfolgt zudem im Wesent-
lichen auf Nutzen-Kosten-Bewertungen, obwohl die 
Vergleichbarkeit dieser Analysen über verschiedene 
Projektarten und Verkehrsträger methodisch nur ein-
geschränkt möglich ist. Der Bundesverkehrswegeplan 
2030 verfehlte zudem elf der zwölf von der Bundesre-
gierung aufgestellten Umweltziele.

Der SRU empfiehlt in seinem Sondergutachten 
deshalb, die Bundesverkehrswegeplanung zu einer 
integrierten Bundesmobilitätsplanung fortzuentwi-
ckeln, die alle überregionalen Verkehrsträger (Straße, 
Schiene, Schiff, Luftverkehr) umfasst, einschließlich 
einer konsistenten bundesweiten Flughafenplanung. 
Dies erfordert eine Abkehr von der rein nachfragesei-
tigen Begründung der Verkehrsplanung, hin zu einer 
integrierten Raum- und Verkehrsplanung. Diese sollte 
– unter der Voraussetzung eines leistungsfähigen Ver-
kehrssystems – anstreben, die Verkehrsleistung zu ver-
ringern und die Umwelt- und Gesundheitswirkungen 
des Verkehrs unter Beibehaltung der erforderlichen 
Mobilität zu minimieren.

FAZIT

Deutschland wird seine Klimaziele bis zum Jahre 2020 
verfehlen, wenn keine grundlegende Neuausrich-
tung der Klimapolitik erfolgt. Um den kurzfrstigen  
Emissionsminderungzielen zumindest näher zu kom-
men, wäre ein rascher Kohleausstieg notwendig. Auch 
der SRU empfiehlt in seiner Stellungnahme, dass im 
Stromsektor ein maximales Emissionsbudget von 
2 000 Mio. Tonnen nicht überschritten werden sollte, 
und ein Kohleausstieg in drei Phasen viele Vorteile brin-
gen würde. Zudem sollte der Ausbau erneuerbarer Ener-
gien stärker voran gebracht werden. Um die mittelfris-
tigen Klimaziele nicht auch noch zu verfehlen, sollte so 
schnell wie möglich eine nachhaltige Verkehrswende 
auf den Weg gebracht werden. Dazu ist es notwendig, 
eine Reform der Steuern und Abgaben durchzuführen, 
die zum Ziel hat, fossile Energien stärker und erneuer-

bare Energien weniger stark zu besteuern. Zudem sollte 
eine Zulassungsquote für elektrische Antriebe, ambi- 
tionierte Grenzwerte und fiskalische Anreize zur Ver-
besserung der Fahrzeugeffizienz sowie eine stre-
ckenabhängige Pkw-Maut eingeführt werden und der 
Ausbau der Energieversorgungsinfrastruktur voran 
gebracht werden.
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Erik Gawel

Erik Gawel*
Neustart der Klimapolitik  
erforderlich
Das nationale Klimaziel, in Deutschland bis 2020 40% 
der Treibhausgasemissionen gegenüber 1990 einzu-
sparen, wird deutlich verfehlt werden. Bereits das in 
den 1990er Jahren formulierte nationale Ziel, bis 2005 
im Vergleich zu 1990 25% Einsparungen zu realisieren, 
wurde seinerzeit nicht eingehalten und von der Poli-
tik unter Verweis auf das bescheidenere und erst spä-
ter zu erreichende Kyoto-Ziel diskret beschwiegen. 
Dabei mangelt es nicht an kaum mehr überschauba-
ren Programmen, Aktionsplänen und Maßnahmen, 
allen voran die komplette Energiewende. Gerade des-
halb ist die deutsche Klimaschutzpolitik gescheitert.

Wichtigstes Symptom dieses Scheiterns ist aber 
nicht die zu erwartende punktuelle Zielverfehlung 
2020, sondern der stagnierende Trend der Emissi-
onsentwicklung in Deutschland seit 2009. Seither ist 
es nämlich nicht mehr gelungen, erkennbare Minde-
rungsfortschritte zu erzielen. Nach einer Nahzeitprog
nose des Umweltbundesamtes (UBA) haben sich die 
Emissionen 2016 sogar wieder leicht um 0,4% erhöht.1 

Für 2016 wird fast exakt mit dem gleichen Emissions-
stand wie 2009 gerechnet. Damit gelingt zwar eine 
gewisse Entkopplung vom zwischenzeitlichen Wirt-
schaftswachstum, aber keine weitere absolute Min-
derung. Besonderes Sorgenkind bleibt dabei der Ver-
kehrssektor (vgl. Tribisch und Gawel 2017): Nach der 
Nahzeitprognose des UBA lagen die Emissionen dort 
im Jahr 2016 sogar um 1,1% über dem Niveau von 1990. 
Dies lag vor allem an einem Wachstum des Straßen-
güterverkehrs. Die Emissionslast des Verkehrssektors 
ist von anhaltenden Rebound- und Backfire-Effek-
ten gekennzeichnet, bei denen das Verkehrswachs-
tum die durchaus beobachtbaren Energieeffizienz-
fortschritte u.a. der Verbrennungsmotoren in die-
sem Sektor zunichtemacht. Im Stromsektor bleibt 
die Minderungsdynamik aufgrund der persistenten 
Kohleverstromung weit unter ihren Möglichkeiten; 
Ähnliches gilt für die zu geringen Sanierungsraten 
im Gebäudebestand. Die Energiewende ist bis heute  
eine allenfalls »halbe Stromwende« geblieben.

Vor dem Hintergrund der drohenden Zielverfeh-
lung wurden bereits 2014 mit dem »Aktionsprogramm 
Klimaschutz 2020« sowie dem »Nationalen Aktions-
plan Energieeffizienz« abermalig Maßnahmenpro-
gramme mit einer Fülle an Einzelvorhaben aufgelegt, 
die aber nur an den Symptomen kurieren. Das erneut 
verfehlte Klimaziel bedeutet vor allem ein Glaubwür-
digkeitsproblem der deutschen Klimapolitik, zumal 
sie sich in ihrer fehlenden Zieltreue als »Wiederho-

1	 Verfügbar unter: www.umweltbundesamt.de/daten/klima/treib-
hausgas-emissionen-in-deutschland.

lungstäterin« präsentiert. Die drohende Zielverfeh-
lung sollte aber jetzt nicht zu neuer Symbol- oder 
gar »Notbremsenpolitik« Veranlassung geben, etwa 
der symbolträchtigen Ad-hoc-Abschaltung von Koh-
lekraftwerken, die ohne begleitende Reduktion der 
europäischen Emissionsberechtigungen für den Kli-
maschutz gar nichts einbrächte. Vielmehr braucht die 
Klimapolitik einen strukturellen Neustart. Dazu gehö-
ren in erster Linie ein gesellschaftlicher Konsens über 
die Notwendigkeit stringenten Klimaschutzes und die 
Wiedergewinnung des klimapolitischen Konsenses 
auf EU-Ebene. Die unbefriedigenden Ergebnisse der 
Klimaschutzpolitik und ihre wohlfeil zu kritisierende 
disparate Gestalt reflektieren diese gesellschaftlichen 
Grunddefizite und lassen sich durch Einzelmaßnah-
men nicht aufheben.

KARDINALSÜNDE LAHMENDER EMISSIONSHANDEL

Das Scheitern der Klimaschutzpolitik hat eine euro-
päische und eine deutsche Dimension. Auf europäi-
scher Ebene wäre in erster Linie der EU-Emissionshan-
del (ETS) berufen und auch in der Lage, auf effiziente 
Weise eine gewünschte Emissionsminderung EU-weit 
herbeizuführen. Doch der seit 2005 praktizierte ETS 
steht in der Kritik, da er die Erwartungen an die von 
ihm ausgehenden Impulse zu einer kosteneffizien-
ten Dekarbonisierung der einbezogenen Emissions-
sektoren nicht erfüllt. Überausstattung an Emissions-
berechtigungen und anhaltende Niedrigpreise geben 
aber nur die Symptomatik einer Krise vor, die im Kern 
eine Krise der europäischen Klimapolitik selbst ist. Es 
fehlt gegenwärtig am gesamteuropäisch politischen 
Willen, wirklich wirksame Emissionsbeschränkungen 
zu beschließen, die in einzelnen Mitgliedstaaten als 
schmerzhaft empfundenen Strukturwandel erzwingen 
würden. Erfolgreicher Klimapolitik wäre gesellschaft-
lich vor allem dadurch gedient, dass die vielstimmige 
Kritik am ETS in politischen Druck umgemünzt würde, 
um die notwendigen Entscheidungen dafür zu treffen, 
dass künftig spürbare Knappheit an Emissionsberech-
tigungen EU-weit organisiert werden kann – und zwar 
am besten über einen gestärkten und sektoral deutlich 
erweiterten Emissionshandel. Denn Heiz- und Kraft-
stoffe können ohne weiteres in einen Emissionshandel 
wirksam einbezogen werden.

Die Klimapolitik ringt gegenwärtig aber vor allem 
mit dem Problem der Überausstattung an Emissions-
berechtigungen. Die bereits getroffenen Maßnahmen 
der dritten sowie die beschlossenen und in Aussicht 
genommenen Maßnahmen der vierten Handelsperiode 
ab 2021 bleiben insgesamt Flickwerk eines bloßen 
»Überhang-Managements« und können nicht verhin-
dern, dass das System durch persistente Angebots-
überschüsse dauerhaft geschwächt bleibt (vgl. Janssen 
et al. 2015). Es zeigt sich, dass es politisch kaum durch-
setzbar ist, auch nur die kumulierten Fehler der Ver-
gangenheit zu bereinigen, geschweige denn über den 
ETS künftig spürbare Knappheit zu verordnen. Damit 
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– UFZ, Leipzig.
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bestätigt sich der »politökonomische Hauptsatz« der 
Dekarbonisierungspolitik. 

DER POLITÖKONOMISCHE HAUPTSATZ DER 
DEKARBONISIERUNG

Denn eine nahezu vollständige Dekarbonisierung 
ökonomischer Prozesse, die ausschließlich über die 
Zuweisung individueller Lasten an Emittenten, d.h. 
durch Kaufkraftabschöpfung nach dem Programm 
der Internalisierung organisiert wird, wird es poli-
tisch wohl niemals geben. Umweltpolitik ausschließ-
lich über Lastenzuweisung an politisch einflussreiche 
Emittentengruppen ins Werk zu setzen, wie dies Steu-
ern oder Zertifikate tun, gehört zu den großen Illu- 
sionen ökonomisch rationaler Klimapolitik. Vor diesem 
Hintergrund kann eine Politik, die erneuerbare Tech-
nologien stattdessen im Wege von Vorteilszuführung 
fördert und zugleich über die vielgeschmähte EEG-Um-
lage Stromverbrauch wie eine Quais-Stromsteuer 
in im Übrigen marktwirtschaftlicher Weise belastet,  
durchaus auch (institutionen-)ökonomisch sinnvoll 
sein (vgl. Lehmann und Gawel 2013): Denn so werden 
in dynamischer Perspektive wohl überhaupt erst jene 
politischen Spielräume geschaffen, einen Emissions-
deckel fortlaufend nennenswert zu verschärfen, ohne 
jene politische Zustimmung einzubüßen, auf die aber 
Entscheidungsträger in der Praxis repräsentativer 
Demokratien dringend angewiesen sind. 

POLICY MIX STATT POLICY MESS

Damit ist das Feld eröffnet für »zusätzliche« Maßnah-
men neben dem ETS. Für die derzeit (noch) nicht in 
den Emissionshandel einbezogenen Sektoren liegt 
der Bedarf an komplementären Instrumenten auf der 
Hand, in den sog. ETS-Sektoren bedarf es aber jeweils 
einer sogfältigen Begründung und Abstimmung der 
Politikmaßnahmen. Anstelle eines sinnvollen Policy 
mix präsentiert sich die europäische und nationale 
Klimaschutzpolitik freilich eher als Policy mess: Eta-
blierte Instrumente wie die Strom- und Energiesteuer 
liegen klimapolitisch weitgehend brach und sind 
nicht konzeptionell eingebunden, es herrscht zu viel 
ordnungsrechtliches Klein-Klein (Stichwort Glühbir-
nen und Staubsauer nach der EU-Öko-Design-Richtli-
nie) und zu viel symbolische Politik; bewusste Politik- 
lücken, etwa im Suffizienzbereich (Verkehrsleistungen) 
sowie eine mangelhafte Abstimmung zwischen ETS- 
und Non-ETS-Sektoren prägen die Klimapolitik. Man 
kann im Übrigen auch grundsätzlich die Frage stellen, 
warum es neben den EU-Klimazielen überhaupt noch 
nationale Ziele gibt, die auch die europäisch geregelten 
ETS-Sektoren umfassen. 

REFORM DER STROM- UND ENERGIEBESTEUERUNG

Eine derzeit intensiv diskutierte Ergänzungsmaß- 
nahme betrifft die Idee, über eine ergänzende CO2-Be-

steuerung eine Art Karbonmindestpreis festzulegen 
(analog zu dem seit 2013 in UK praktizierten carbon 
price floor). Kurioserweise feiert damit jene CO2-Steuer 
fröhliche Urständ, die in den 1990er Jahren – zugunsten 
des Emissionshandels – verworfen wurde. Nunmehr 
wird sie aber umstandslos als Ergänzung zum Emis
sionshandel, ja als dessen Reparaturvehikel diskutiert, 
um einen administrierten Mindestpreis zu sichern, den 
das ETS nicht zu liefern vermag. Diese Debatte verweist 
ganz nebenbei auch auf die steuerpolitischen Versäum-
nisse, die im Bereich der traditionellen Instrumente 
der Strom- und Energiebesteuerung zu beklagen sind 
(vgl. Gawel und Purkus 2016). Diese längst vorhande-
nen nationalen Instrumente verharren konzeptionell 
noch in den 1990er Jahren (»Öko-Steuer«) und wurden 
seither nicht konsequent für das neue Energiewen-
den-Zeitalter oder gar die Zukunft der Sektorkopplung 
mit Stromnutzung auch im Wärme- und Verkehrsbe-
reich ertüchtigt. Eine zukunftsweisende Reform der 
Strom- und Energiebesteuerung sollte daher weit oben 
auf der Agenda stehen. Dazu könnte im Übrigen auch 
eine streckenbezogene Pkw-Maut gehören, die jedoch 
sinnvoll mit der Energiesteuer auf Kraftstoffe abzu
stimmen wäre und die Kfz-Steuer ersetzen könnte.

EMISSIONSHANDEL DURCH EINE UNABHÄNGIGE 
EMISSIONSBANK?

Doch wird man nicht umhin kommen, auch eine grund-
legende Reform des Emissionshandels vorzunehmen. 
Der bisher betriebene, diskretionäre und damit gegen-
druckanfällige permanente Reparaturbetrieb des 
europäischen Gesetzgebers hat zwar gewisse Fort-
schritte erbracht, aber insgesamt nicht überzeugen 
können. Das ETS ist so weder hinreichend flexibel, um 
rasch auf veränderte Marktbedingungen zu reagie-
ren, noch bietet er die notwendige Stabilität, die für 
die langfristige Erwartungsbildung privater Investoren 
unerlässlich ist.

Die Notwendigkeit, ggf. kurzfristig in den Markt 
zu intervenieren, um Preisausschläge zu moderieren 
und das Marktgeschehen auf Knappheitskurs zu hal-
ten, wurde in der umweltökonomischen Literatur früh 
gesehen. Um diese Interventionen allerdings nicht dis-
kretionären Politikentscheidungen zu überlassen, die 
auf Marktausschläge tendenziell zu langsam regie-
ren (wie zuletzt auf die Mindernachfrage im Zuge der 
Finanzkrise) und die überdies politischer Opportunität 
sowie Lobbyeinflüssen unterliegen werden, hat Holger 
Bonus immer wieder die Idee ventiliert, eine unabhän-
gige »Emissionsbank« mit der Befugnis zur Schaffung 
und Einziehung von Emissionsberechtigungen zu schaf-
fen (vgl. Bonus 1982, in neuerer Zeit u.a. Edenhofer 
2014, Perthuis und Trotignon 2014). Mit der Übertra-
gung auf eine unabhängige, doch öffentliche Einrich-
tung lasse sich eine der Verfassung des Geldwesens 
(Zentralnotenbank) analoge, institutionelle Absiche-
rung klimapolitischer Steuerung durch Abschirmung 
vom politischen Kräftefeld erzielen. Zugleich würde 
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mit der Errichtung einer entpolitisierten »Emissions-
bank« die Möglichkeit geschaffen, in den Markt für 
Emissionsberechtigungen – wie auf Geld- und Wäh-
rungsmärkten – zu intervenieren, um den aktuellen 
Marktkurs zu beeinflussen. Als unabhängiger Instanz 
wäre eine solche Emissionsbank allein dem Klima-
schutz verpflichtet.

Neben juristischen Fragen der demokratischen 
Legitimation stellen sich naturgemäß auch Probleme 
der Funktionsfähigkeit: An die Stelle des Emissions-
deckels tritt hier eine bloße Steuerungsvariable einer 
Emissionsbank, die nach eigenem Ermessen Knapp-
heiten auf dem Markt administriert. Ob das früher weit 
verbreitete Vertrauen in unabhängige Zentralnoten-
banken und ihre Antriebe zur Inflationsabwehr noch 
vollauf gerechtfertigt sein kann, steht im Übrigen seit 
dem grenzwertigen Agieren der EZB in der europäi-
schen Finanzkrise ebenfalls in Frage.

Gegenwärtig krankt aber das System des EU-Emis-
sionshandels gerade an der Notwendigkeit zu perma-
nenten Regeländerungen, die keine verlässliche Erwar-
tungsbildung gestatten. Zugleich erweist sich das Sys-
tem als zu wenig flexibel, da sich immer wieder die 
Zertifikatnachfrage anders entwickelt, als beim Design 
des Systems Jahre zuvor angenommen wurde, ohne 
dass »automatische« Anpassungen möglich wären. 
Stattdessen müssen diskretionäre Eingriffe über 
schwerfällige und politischen Opportunitäten der Mit-
gliedstaaten berücksichtigende EU-Entscheidungsver-
fahren gesucht werden. Der ETS ist damit weder stabil 
noch flexibel. 

Die derzeit vielfach favorisierte ergänzende Preis-
steuerung durch eine CO2-Steuer könnte zu einer erra-
tisch-diskretionären Kombination von Preis- und 
Mengensteuerung sowie zu einem energiesteuerpo-
litisch inkonsistenten Anreizgefüge unter Gewährung 
umfangreicher Leakage-Ausnahmen führen. Darüber 
hinaus leistete dieser Ansatz einer weiteren national 
fragmentierten Klimapolitik in der EU Vorschub. Eine 
unabhängige, auf Klimaschutz verpflichtete Emissi-
onsbank könnte demgegenüber dazu beitragen, den 
Grundkonflikt zwischen Flexibilität (Reagieren auf ver-
änderte Marktbedingungen) und Stabilität (Vertrauen 
in langfristig stabile Dekarbonisierungsanreize) sys-
temkonform zu lösen. Diese institutionelle Innovation 
verdient zumindest eine erneute Reflexion.

GRUNDÜBEL: UNVERARBEITETE ZIELKONFLIKTE

Doch auch solche Reformen bräuchten politische 
Mehrheiten. Naiv wäre jedenfalls die Annahme, polit-
ökonomische Widrigkeiten gegen strikte Klimapoli-
tik ließen sich durch schlichten Austausch der Inst-
rumente »überlisten«: Zwar bieten umweltpolitische 
Instrumente durchaus unterschiedliche Ansatzpunkte 
und Potenziale für politische Einflussnahmen, der 
Widerstand gegen strikte Emissionsbegrenzungen 
und die dadurch ausgelösten Kosten bei einflussrei-
chen Emittentengruppen lassen sich jedoch kaum 

durch schlichten Instrumententausch aushebeln: Wer 
einen spürbaren Knappheitspreis des ETS ablehnt, 
wird auch einer ergänzenden CO2-Steuer kaum etwas 
abgewinnen können. 

Das Grundübel der Klimapolitik besteht daher 
im Kern in gesellschaftlich unverarbeiteten Zielkon-
flikten. Auch wenn die Bundesregierung den Klima-
schutz tapfer als »Modernisierungsstrategie unse-
rer Volkswirtschaft«2 verkauft, so fehlt es doch genau 
hierüber an einem gesellschaftlichen Konsens – wie 
etwa die schrille und vielfach faktenfreie öffentliche 
Debatte um Strompreis und EEG-Umlage illustriert 
hat. Stattdessen werden sorgsam die sektoralen Kos-
ten des Klimaschutzes gewogen und in Politikerwar-
tungen der Lobbygruppen geformt. Solange Klima-
schutz vor allem unter dem Gesichtspunkt der Kosten 
für bestimmte Gruppen in der Gegenwart diskutiert 
wird, lassen sich Widerstände kaum überwinden, son-
dern allenfalls in wenig effektive Symbolpolitik kanali-
sieren. Hier tut ein Neustart not.
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Manfred Fischedick* 
Klimaziel 2020: Eine Rück-
kehr zu einer erfolgreichen 
Klimapolitik ist möglich

HINTERGRUND – DER INTERNATIONALE RAHMEN

Die Unterzeichnung des sogenannten Paris Agreement 
im Rahmen der internationalen Klimaschutzverhand-
lungen am 12. Dezember 2015 in Paris hat den globa-
len Klimaschutzbemühungen Schwung gegeben. Jetzt 
kommt es darauf an, diesen Schwung zu halten und den 
formulierten Zielen und Handlungsaufforderungen 
auch Taten folgen zu lassen. Dass dies kein Selbstgän-
ger ist, haben u.a. die komplexen zweiwöchigen Ver-
handlungen der internationalen Staatengemeinschaft 
bei der Vertragsstaatenkonferenz (COP 23) im Novem-
ber 2017 in Bonn gezeigt. Ziel der Verhandlungen in 
Bonn war, eine robuste Basis für ein Regelwerk für die 
konkrete Umsetzung der Pariser Beschlüsse zu erar-
beiten und damit den Weg für politische Beschlüsse zu 
eben, die auf der nachfolgenden Vertragsstaatenkon-
ferenz Ende 2018 im polnischen Kattowitz gefasst wer-
den sollen. Auch wenn erste wichtige Schritte in diese 
Richtung gemacht worden sind, steckt der Teufel u.a. 
bei der Festsetzung von Transparenz- und Monitoring-
regeln im Detail. 

Eine der wichtigen Aufgaben, die die Vereinba-
rung von Paris den Mitgliedstaaten ins Stammbuch 
geschrieben hat, ist die Zielsetzung, im Verlauf der 
zweiten Hälfte des Jahrhunderts das Stadium der 
Treibhausgasneutralität zu erreichen. Letztendlich 
heißt dies nichts anderes als eine vollständige Dekar-
bonisierung des Energiesystems zu erreichen, und 
dies bereits bis zur Mitte des Jahrhunderts. Dies gilt 
zumindest dann, wenn man davon ausgeht, dass im 
Bereich der Energieversorgung schnellere Erfolge 
erreicht werden können und mehr Optionen zur Verfü-
gung stehen als etwa im Bereich der Industrie und der 
Landwirtschaft, und wenn man davon ausgeht, dass 
im Zeitverlauf keine »negativen Emissionen« zu erzie-
len sind etwa durch eine Kombination einer großmaß-
stäblichen Nutzung von Biomasse in Kombination mit 
der Abtrennung und Speicherung von CO2. Dass viele 
der heute vorliegenden globalen Klimaschutzszena-
rien massiv auf eben die Option der »negativen Emis-
sionen« setzen, ist angesichts der hiermit verbun-
denen zahlreichen offenen Fragen und Risiken eher 
bedenklich.

Die Pariser Vereinbarung schreibt den Ländern 
konkret vor, dass sie bis 2020 ein nationales Konzept 
vorlegen und in diesem darlegen, mit welchen Strate-
gien sie sich den Vorgaben nähern wollen. Diese Auf-
gabe ist alles andere als trivial und für zahlreiche Län-
der ohne eine etablierte Energieszenarienlandschaft 

eine ausgesprochen große Herausforderung. Letztlich 
hilft hier nur – wie bei vielen Aufgaben – ein interna
tionaler Erfahrungsaustausch: In der Frage der Identi-
fikation von robusten Klimaschutzoptionen, dem Auf-
bau und dem Umgang mit Unsicherheiten bei der Ent-
wicklung von Szenarien, der adäquaten Antwort auf 
die hohe Komplexität im System und die zunehmende 
Dynamik. 

Für die Umsetzung der Pariser Ziele ist vor diesem 
Hintergrund zentral, dass Schlüsselländer wie Deutsch-
land den Weg für die Umsetzung weisen und zeigen, 
wie Klimaschutz, Versorgungssicherheit und Erhalt der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit (oder sogar Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit) zusammenge-
hen. Mit den mutigen weitgehend parteiübergreifen-
den Beschlüssen zur Energiewende, die im nationalen 
Energiekonzept von 2010 (respektive in Bezug auf den 
stufenweisen Ausstieg aus der Kernenergie angepass-
ten Energiekonzept von 2011) fixiert sind, ist dafür eine 
wichtige Grundlage gelegt worden. 

WO STEHEN WIR HEUTE UND WIE GROSS IST DIE 
KLIMASCHUTZLÜCKE UND WARUM?

Nach vorläufigen Schätzungen des Umweltbundesam-
tes lagen die deutschen Treibhausgasemissionen im 
Jahr 2016 knapp 28% unter dem Wert von 1990. Dabei 
ist zu beobachten, dass sich der Rückgang der Treib-
hausgasemissionen in Deutschland im Laufe der letz-
ten 25 Jahre verlangsamt hat. So sind die Emissionen 
zwischen 1990 und 2000 – unter anderem infolge der 
mit der Wiedervereinigung einhergehenden struktu-
rellen ökonomischen Umbrüche – um durchschnitt-
lich 1,8% pro Jahr gesunken, während der Rückgang 
zwischen 2000 und 2010 nur noch bei knapp 1,0% pro 
Jahr lag. Zwischen 2010 und 2016 konnte schließlich 
nur noch ein durchschnittlicher jährlicher Rückgang 
von 0,6% beobachtet werden. Zudem waren die deut-
schen Treibhausgasemissionen zwischen 2014 und 
2016 nahezu unverändert. Insofern ist zunächst einmal 
zu konstatieren, dass eine Verlangsamung der Klima-
schutzdynamik kein ganz neues Phänomen ist, son-
dern sich seit Jahren klar abzeichnet.

Aufgrund der in den letzten Jahren fehlenden 
Dynamik bei der Reduktion der Treibhausgase ist 
mittlerweile das Ziel für das Jahr 2020 in weite Ferne 
gerückt, die Emissionen um 40% zu senken. Zwischen 
2016 und 2020 müssten die Treibhausgasemissionen 
jährlich um durchschnittlich 4,6% sinken, um das Ziel 
zu erreichen. Eine Minderung in dieser Größenordnung 
ist in den letzten drei Jahrzehnten nur zweimal erreicht 
worden. Zum einen im Jahr 1990 in Folge des Zusam-
menwachsens der beiden deutschen Staaten, zum 
anderen im Jahr 2014, als der Winter nahezu vollstän-
dig ausgefallen ist und mit ihm der traditionell in den 
Wintermonaten hohe Energiebedarf.

Bereits seit einigen Jahren ist also klar, dass die 
Erfüllung des deutschen Klimaziels für das Jahr 2020 
in Gefahr ist. So ging bereits der Projektionsbericht  

*	 Prof. Dr. Manfred Fischedick ist Vizepräsident des Wuppertal Insti-
tuts für Klima, Umwelt, Energie.
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der Bundesregierung aus dem Jahr 2013 (vgl. BMU 
2013) davon aus, dass ohne zusätzliche Klimaschutz-
maßnahmen bis zum Jahr 2020 lediglich eine Reduk-
tion um etwa 33% gelingen würde, es wurde also von 
einer »Klimaschutzlücke« von rund 7 Prozentpunkten 
ausgegangen. Infolgedessen hat sich die Bundesre
gierung Ende 2014 auf einen »Aktionsprogramm Kli-
maschutz 2020« (vgl. BMUB 2014) geeinigt, in dem 
über 100 zusätzliche Klimaschutzmaßnahmen in 
unterschiedlichen Sektoren ankündigt wurden und 
seitdem auch umgesetzt worden sind. Naturgemäß 
war aufgrund der üblichen Implementierungszyklen 
allerdings nicht zu erwarten, dass die formulierten  
Maßnahmen bereits kurzfristig Wirkung erzielen 
können.

Im Vergleich zum Projektionsbericht gehen zwei 
aktuellere Studien davon aus, dass die Klimaschutz
lücke trotz Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 ver-
mutlich deutlich größer sein wird (vgl. BMU 2017a; 
Agora Energiewende 2017). Diese Einschätzung be
stätigen auch aktualisierte (BMUB-interne) Berech-
nungen der zu erwartenden Klimaschutzlücke (BMUB 
2017b). Nach diesen Abschätzungen ist zwar zu erwar-
ten, dass die jährlichen Treibhausgasemissionen bis 
zum Jahr 2020 weiter sinken werden, nicht jedoch 
annährend ausreichend stark, um das Klimaziel der 
Bundesregierung für 2020 zu erreichen. Werden die 
mittleren Werte der jeweiligen Schätzungen herange-
zogen, so ergibt sich daraus, dass im Jahr 2020 gegen-
über 1990 mit einer Minderung im Umfang von rund 
31 bis 35% zu rechnen ist. 

Der Grund für die gegenüber den Abschätzungen 
aus dem Projektionsbericht 2017 größere Klimaschutz-
lücke 2020 liegt an vier zentralen Rahmenannahmen:1 

–– Das Wirtschaftswachstum in Deutschland wird bis 
2020 vermutlich höher sein als zunächst erwartet.

–– Die Bevölkerung in Deutschland wird 2020 vermut-
lich höher sein als zunächst erwartet.

–– Die CO2-Zertifikatspreise werden 2020 vermutlich 
niedriger sein als zunächst erwartet.

–– Der Ölpreis wird im Jahr 2020 vermutlich niedriger 
sein als zunächst erwartet.

Hierdurch ist wachstumsbedingt aber auch aufgrund 
fehlender ökonomischer Anreize von einem höhe-
ren Energiebedarf als erwartet und damit tendenziell 
emissionssteigernden Effekten auszugehen.

WAS IST ZU TUN?

Das Nichterreichen des Klimaschutzziels 2020 wirkt 
sich substanziell auf die internationale Glaubwürdig-
keit der Bundesregierung und Kanzlerin Merkel aus. 
Der Vorreitereffekt Deutschlands ist nicht weiter gege-
1	 Der Projektionsbericht ist zwar erst im Frühjahr 2017 erschienen, 
seine Rahmendaten zu Bevölkerung, Wirtschaftswachstum, Roh-
stoff- und CO2-Preisen basieren jedoch auf älteren Empfehlungen 
(aus dem Juni 2016) der EU-Kommission zur Erstellung der Projekti-
onsberichte (vgl. Agora Energiewende 2017).

ben. Dies könnte nicht nur auf politischer Ebene schäd-
lich sein, sondern auch eine negative industriepoli
tische Ausstrahlung auf Entwicklung und Absatz von 
Klimaschutzprodukten auf den Weltmärkten haben. 
So schätzt der im November 2017 veröffentlichte World 
Energy Outlook 2017 der Internationalen Energieagen-
tur (IEA) ab, dass bei einer konsequenten Umsetzung 
der sich heute abzeichnenden Politikmaßnahmen 
(sogenanntes New Policy Scenario) im Zeitraum von 
2017 bis 2040 mehr als 40% aller kumulierten globa-
len Investitionen im Bereich Elektromobilität und fast 
30% der globalen Ausgaben für Wind- und Solarkraft-
werke auf China entfallen dürften (vgl. IEA 2017). Macht 
China ernst, bricht mit traditionellen Entwicklungs- 
modellen der Industrieländer und orientiert sich statt-
dessen an einem neuen Modell einer low carbon urban­
sisation and economic growth strategy, dann dürften 
damit massive Forschungs- und Entwicklungsanstren-
gungen verbunden sein und nicht zuletzt die Chance, 
sich damit auf den globalen Exportmärkten exzellent 
zu positionieren. 

Auf die Notwendigkeit einer überzeugenden 
Umsetzungsstrategie der Klimaschutzziele in Deutsch-
land aus industrie- und wirtschaftspolitischer Pers-
pektive weist auch ein Positionspapier von mehr als 
50 großen deutschen Unternehmen hin, das vor der 
Bonner Klimakonferenz im November 2017 veröffent-
licht worden ist (vgl. Stiftung 2 Grad 2017). 

Eine aktuelle Möglichkeit der Positionierung in 
Sachen Klimaschutz wurde im Dezember 2017 verge-
ben. Der französische Präsident Macron hatte anläss-
lich des zweiten Jahrestages der Pariser Beschlüsse 
zu einem Klimagipfel (One Planet Summit) wiederum 
nach Paris eingeladen, um den internationalen Kli-
maschutzbemühungen mit der griffigen Formel Make 
the climate great again jenseits der formalen Ver-
tragsstaatenkonferenzen Schwung zu verleihen. Das 
Treffen, an dem mehr als 50 Staats- und Regierungs-
chefs, aber auch zahlreiche Unternehmen teilnah-
men, fand ohne Beteiligung der deutschen Kanzlerin 
statt, nicht zuletzt sicher aufgrund der zu dem Zeit-
punkt noch nicht abgeschlossenen Regierungsbil-
dung in Deutschland und der damit nur eingeschränk-
ten Handlungsfähigkeit. Damit wurde aber eine große 
Chance vertan, mit Frankreich und Deutschland eine 
starke Pro-Klimaschutz Allianz aus Europa herauszu-
bilden, Motorenfunktion wahrzunehmen und gemein-
sam eine wichtige Mittlerrolle zwischen den Ländern 
des Südens, den Schwellenländern und den weiter 
entwickelten Ländern zu übernehmen.

Will Deutschland seinen guten Klimaschutzna-
men wieder herstellen, erfordert dies sicher substan-
zielle Signale der neuen Regierungskoalition, maßgeb-
liche (!) Schritte zum Schließen der Klimaschutzlücke 
umzusetzen zu wollen, mindestens aber deutlich zu 
machen, wie man auf den notwendigen Klimaschutz-
pfad zurückkehren will und bis 2030 weitergehende 
Ziele realistisch erreichen kann (maßnahmenunter-
stützter Pfad).
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Zum Wiedererlangen der Glaubwürdigkeit gehört 
auch, dass sich Deutschland im Sinne der Pariser 
Beschlüsse klar auf die obere Marke des im Energie-
konzept festgelegten Minderungskorridors für 2050 
(80 bis 95% Minderung der Treibhausgasemissionen 
gegenüber 1990) verpflichtet. Um geeignete Wege zu 
finden, wie dieses zweifelsohne hoch ambitionierte 
Ziel erreicht werden kann, sollte der 2015 im Rahmen 
der Entwicklung des Klimaschutzplans 2050 gestar-
tete Dialogprozess mit den zentralen Stakeholdern 
unbedingt fortgesetzt werden und in einen breiteren 
gesellschaftspolitischen Diskurs eingebettet werden. 
Dabei muss verhindert werden, dass es einen Rückfall 
zu früheren Zeiten gibt und jeder Sektor dem anderen 
die Minderungsverantwortung zuschiebt. Vielmehr 
muss ernsthaft diskutiert werden, wie in jedem (!) Sek-
tor ein Pfad eingeschlagen werden kann, der bis 2050 
zur Treibhausgasneutralität führt.

Mit Blick auf die Klimaschutzlücke 2020 gilt auch 
wie für 2030 und 2050, dass alle Sektoren einen Minde-
rungsbeitrag leisten müssen, d.h., wir brauchen neben 
einer Stromwende auch den schnellen Einstieg in eine 
Mobilitäts- und Wärmewende. Angesichts der nur noch 
wenigen Jahre bis 2020 und der für das Energiesystem 
charakteristischen hohen Zeitkonstanten (d.h. Zeit-
räume bis beschlossene Maßnahmen signifikant wir-
ken) ist aber nicht zu erwarten, dass in den Endener-
giesektoren sehr hohe zusätzliche Minderungsbeiträge 
bis 2020 realistischerweise erzielt werden können. 
Schätzungen deuten hier auf eine Obergrenze von ca. 
20 Mio. t hin, was in etwa 2 Prozentpunkte ausmacht. 

Größter und einzig möglicher Hebel, das Klima-
schutzziel 2020 noch zu erreichen, ist daher eine sub-
stanzielle Reduzierung der Verstromung von Kohle. 
Überschlägige Rechnungen ergeben, dass bis 2020 
in etwa eine Halbierung der heutigen Kohleverstro-
mung (Braun- und Steinkohle) für einen vollständigen 
Lückenschluss erforderlich ist. Grundsätzlich erscheint 
dies technisch möglich und nach dem Muster des Aus-
stiegs aus der Kernenergie auch juristisch umsetzbar 
(z.B. in dem die maximale Laufzeit der Kraftwerke auf 
rund 30 Jahre begrenzt wird) sowie ohne eine Gefähr-
dung der Versorgungsicherheit zu realisieren. Die Frage 
ist aber berechtigt, ob es wirklich vernünftig ist, dies in 
so kurzer Zeit umzusetzen. Warum, was spricht mög-
licherweise dagegen: Erstens, dass erhebliche Wider-
stände der Kraftwerksbetreiber zu erwarten sind 
(inkl. langwierige juristische Auseinandersetzungen), 
die einen Konsens der Energiewirtschaft, pro Energie-
wende zu agieren, erschweren dürften. Zweitens die 
Mechanismen des Europäischen Emissionshandels. 
Ohne flankierende Maßnahmen wie einen massiven 
Rückkauf von Emissionsrechten seitens der Bundes-
regierung (diese Möglichkeit wird den Mitgliedstaaten 
nach den Beschlüssen des EU-Rates vom 22. Novem-
ber 2017 zur Anpassung des Europäischen Emissions-
handelssystem jetzt ausdrücklich eingeräumt) oder 
eine konsensuale europaweite weitere Verringerung 
des Emissionsbudgets (– was nicht kurzfristig zu errei-

chen ist –) würde ein vermutlich sehr großer Teil der in 
Deutschland durch den Kohleausstieg vermiedenen 
Emissionen schlicht in andere EU-Länder verlagert.

Vor diesem Hintergrund ist zu empfehlen, bis 2020 
nicht zu versuchen, das 40%-Ziel »auf Teufel komm 
raus« durch einen massiven und schnellen Einschnitt 
bei der Kohleverstromung zu erreichen, sondern eher 
einen »geordneten Kohleausstiegskonsens« mit den 
Kraftwerksbetreibern zu vereinbaren, der als ersten 
Schritt eine substanzielle (spürbare) Minderung bis 
2020 (als wichtiges Signal) enthält und darüber hinaus 
einen zumindest groben Fahrplan (wenn auch nicht 
zwingend ein ganz konkretes Enddatum) für den Aus-
stieg aus der Kohle beinhaltet sowie drittens einen 
umfassenden Prozess startet, den Strukturwandel im 
rheinischen Revier und der Lausitz proaktiv und par-
tizipativ anzugehen. Denn schließlich darf nicht ver-
kannt werden, dass Klimaschutz nur eine, wenn auch 
ganz zentrale Orientierungsmarke von Politik und 
Gesellschaft ist. Ein klimaverträglicher Ausstieg aus 
der Kohleverstromung kann nur dann erreicht werden, 
wenn man es schafft, ihn sozialverträglich umzusetzen. 
Gelingt dies nicht, besteht die Gefahr, dem Klimaschutz 
sogar einen Bärendienst erwiesen zu haben und in eine 
Blockadehaltung wichtiger gesellschaftlicher Gruppen 
hineinzulaufen.

Was ist auf internationaler Ebene zu tun? Im Nach-
gang zu Paris kann es eigentlich nur eine Schlussfol-
gerung geben: Es muss mehr internationale Allianzen 
geben, die gemeinsam an der Umsetzung arbeiten, 
und die bestehenden Kooperationsformate müssen 
gestärkt werden. Auf der einen Seite geht es darum, 
ein level playing field zu schaffen, d.h. für alle Länder 
möglichst gleiche Rahmenbedingungen für die Umset-
zung zu schaffen (z.B. monetäre Anreize durch einen 
möglichst einheitlichen CO2-Preis). Mit dem gemein-
samen Bekenntnis der Umwelt- und Klimaminister aus 
Frankreich, Deutschland, dem Vereinigten Königreich, 
Schweden und den Niederlanden zur Prüfung oder Ein-
führung eines wirksamen CO2-Preises in relevanten 
Sektoren ist dazu ein erster Schritt auf dem Pariser One 
Planet Summit gemacht worden.

Schließlich geht es darum, die Kräfte zu bündeln, 
wenn es heißt, neue Technologien zu entwickeln und 
in den Markt einzuführen. Anders ausgedrückt: Es geht 
um mehr grenzüberschreitende Forschungskoopera-
tionen, Innovationsallianzen und aufeinander abge-
stimmte Markteinführungsmechanismen. Damit ist 
nichts anderes als ein Paradigmenwechsel in der Poli-
tik beschrieben: Verstärkte Internationalisierung in 
Zeiten, in denen die Zeichen in vielen Politikberei-
chen eher auf Abschottung denn auf Zusammenarbeit 
stehen.

Die Umsetzung von Pfaden, die zu einer Treib-
hausgasneutralität führen, macht aber noch einen 
zweiten Paradigmenwechsel erforderlich. Notwendig 
ist eine gleichermaßen adaptive und reflexive Poli-
tikgestaltung. Adaptiv bedeutet, sich zuzugestehen, 
dass man Fehler machen kann, und zudem die Bereit-
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schaft zu haben, die zuvor getroffen Maßnahmen dar-
aufhin anzupassen. Für die Ausgestaltung eines treib-
hausgasneutralen Energiesystems gibt es keine Blau-
pause, an der man sich orientieren kann. Im Gegenteil: 
Wir haben es mit einem hoch dynamischen System zu 
tun, einer hohen Komplexität aufgrund der Vielzahl 
der relevanten Variablen und vielen Unsicherheiten. 
Es braucht daher eine Politik, die einerseits Pfade vor-
gibt, die eine klare Richtungssicherheit haben und sich 
an der beschriebenen Vision der Treibhausgasneutra-
lität orientieren, andererseits aber hinreichend flexi-
bel auf sich verändernde Rahmenbedingungen reagie-
ren kann. 

Die Schwierigkeit besteht darin, dass wir den 
richtigen (idealen) Weg, wenn es ihn denn überhaupt 
gibt, zur Umsetzung des Ziels der Treibhausgasneut-
ralität nicht kennen, trotzdem aber jetzt Entscheidun-
gen treffen müssen. Dies nicht zuletzt deswegen, weil 
Innovationsprozesse lange dauern und auch der Auf-
bau neuer Infrastrukturen viel Geduld erfordert. Man 
darf nicht vergessen, wie viel Zeit für Planung, Geneh-
migung und Bau neuer Anlagen nötig ist. Schnell ist 
allein dafür eine Dekade vergangen. Wenn wir morgen 
am Ziel sein wollen, dann müssen wir heute beginnen, 
uns in die richtige Richtung zu begeben. Aber wir müs-
sen bei unseren Entscheidungen aufpassen, nicht in 
Pfadabhängigkeiten hineinzulaufen und in Lock-in-Si-
tuation zu geraten, uns also soweit in eine Richtung 
bewegt zu haben, dass wir nicht mehr umkehren kön-
nen, auch wenn wir plötzlich erkennen, dass wir uns in 
einer Sackgasse befinden. 

Die Energiewende gelingt schließlich nicht ohne 
eine breite gesellschaftliche Akzeptanz. Hierfür 
bedarf es neuer partizipativer Elemente der Politik-
gestaltung. Die Entwicklung des Klimaschutzplans 
in Nordrhein-Westfalen unter Einbindung von mehr 
als 400 Stakeholdern aus allen zentralen Bereichen 
(d.h. Energiewirtschaft, energieintensive Industrie, 
Verbraucherzentrale, Umweltverbände, Gewerkschaf-
ten, Kirchen etc.) ist dafür ein sehr gutes Beispiel. Die 
offene Diskussion über das Für und Wider der Maßnah-
men und das gemeinsame Ringen um einen aus der 
jeweiligen Perspektive der beteiligten Stakeholdern 
umsetzbaren Weg hat sich als zentraler Mehrwert her-
ausgestellt. Aber nicht nur die Diskussionskultur kann 
als positiver Effekt verbucht werden, sondern auch die 
vermutlich höhere Bereitschaft für den beschlosse-
nen Weg, für die gemeinsam ausgewählten Strategien 
einzustehen. Partizipative Prozesse sind dementspre-
chend ein probates Mittel für die Erhöhung der Umset-
zungskultur. Das Ringen um den gemeinsamen Weg 
hat aber auch einen entscheidenden Nachteil: Er kos-
tet Zeit, Zeit, die aufgrund der pausenlos zu treffen-
den Entscheidungen möglicherweise nicht vorhan-
den ist. Die Kunst wird daher sein, die richtige Balance  
zu finden zwischen Beteiligung und Reaktions- 
fähigkeit.

Wahrlich keine einfachen Zeiten für die Entschei-
dungsträger. Der Klimawandel schreitet aber stetig 

weiter voran: Klimaschutz duldet daher keinen Auf-
schub, auch und gerade nicht für die Politik! 
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Zuviel nationale Zuversicht? – 
Lehren aus der  
Zielverfehlung 2020

Laut Nahzeitprognose des Umweltbundesamts sind 
im Jahr 2016 Treibhausgas-(THG)-Emissionen in Höhe 
von 906 Mio. Tonnen CO2-Äquivalenten (Mio. t CO2äq) 
in Deutschland entstanden. Damit lagen die Emissio-
nen um knapp 28% unter dem Wert des Jahres 1990 
und sind im dritten Jahr in Folge etwa konstant geblie-
ben. Extrapoliert man die THG-Emissionen ausgehend 
von 2016 mit der seit 2005 erreichten Minderungs-
rate, so würde sich eine Zielverfehlung im Jahr 2020 
in Höhe von rund 10 Prozentpunkten1 gegenüber dem 
40%-Minderungsziel gegenüber 1990 ergeben. Wie ist 
es zu dieser Diskrepanz gekommen? Wie kann damit 
umgegangen werden? Und: Welche Lehre können für 
eine Neuausrichtung der Energie- und Klimapolitik dar-
aus gezogen werden?

HINTERGRUND

Das 40%-Ziel für das Jahr 2020 wurde erstmals im 
August 2007 von der Bundesregierung beschlossen.2 

Vorausgegangen war ein Konsultationsprozess im Rah-
men von drei sogenannten »Energiegipfeln«. Für den 
dritten dieser Termine, der im Juli 2007 stattfand, hatte 
die Bundesregierung externe Gutachter mit der Erstel-
lung von Energieszenarien beauftragt. 

Eines dieser Szenarien (Szenario EE) diente der 
Bundesregierung, unter anderem, als Begründung für 
ihre Einschätzung, dass eine Minderung der deutschen 
THG-Emissionen um 40% bis 2020 auch ohne Laufzeit-
verlängerung für die deutschen Kernkraftwerke mög-
lich sei (vgl. Prognos und EWI 2007, Szenario EE). Das 
40%-Ziel war aus damaliger Sicht sowohl der Regie-
rung3 als auch der Gutachter4 optimistisch. 

Eine rechtliche Bindungswirkung ist mit dem nati-
onalen Ziel nicht verbunden. Bislang stellt es eine 
Absichtserklärung aufeinander folgender, von der-
selben Bundeskanzlerin geführter Bundesregierun-
gen dar. Im Paris-Abkommen spielt dieses Ziel keine 
unmittelbare Rolle. Dort hat die Europäische Union 
eine gemeinsame Selbstverpflichtung für das Jahr 
2030 abgegeben, die über die EU-Vorgaben für den 
EU-ETS-Bereich (EU-weit) und den Nicht-ETS-Bereich 
(national) implementiert werden soll. 

1	 Ähnliche Größenordnung bspw. bei Agora Energiewende (2017)
2	 »Meseberger Beschlüsse« zu einem »integrierten Energie- und 
Klimaprogramm (IEKP)«, vgl. BMU (2007a).
3	 Vgl. auch Angela Merkel: »Wir haben uns auf den ehrgeizigsten Fall 
vorbereitet.«, zitiert nach Frankfurter Allgemeine Zeitung (2007).
4	 Die Gutachter haben vor allem auf die Annahmen zur Steigerung 
der Energieproduktivität und zum Ausbau von Anlagen zur Stromer-
zeugung aus erneuerbaren Energien (EE) abgestellt (vgl. Prognos 
und EWI 2017, S. 11, 141 und 145).

Für die Nicht-ETS-Sektoren liegt das EU-Ziel für 
Deutschland bei minus 14% (2020 gegenüber 2005);  
für die deutschen ETS-Sektoren gibt es keine Vorga- 
be, da diese gesamteuropäisch reguliert werden.  
Aus Sicht der europäischen Systematik ist es auch 
unklar, warum es für Deutschland ein eigenes ETS-Ziel 
geben sollte, und wie dessen Höhe sinnvoll festzulegen 
sei. Denn es ist ja gerade Sinn der gemeinsamen euro- 
päischen Regulierung, Ausgleichseffekte zwischen 
den EU-Mitgliedstaaten, die sich im Binnenmarkt 
ohnehin ergeben würden, in einem einheitlichen Sys-
tem zu integrieren. Zusätzliche nationale Eingriffe in 
die von der EU regulierten Sektoren werden an an- 
derer Stelle in der EU kompensiert, führen mithin nicht 
zu einer wirksamen Minderung der europäischen THG- 
Emissionen.5 Zudem unterlaufen solche nationa-
len Interventionen die EU-weiten Mechanismen und  
damit letztlich das Prinzip der europäischen In- 
tegration. 

Trotz dieser sehr grundsätzlichen Problematik hat 
die Bundesregierung ein nationales Gesamtziel im Jahr 
2007 verabschiedet und bis heute daran festgehalten.6 

Aus damaliger Sicht ist eine solch nationale Perspek-
tive nachvollziehbar, da zu jener Zeit die EU-Ziele für 
das Jahr 2020 noch nicht beschlossen waren. Spätes-
tens mit der Verabschiedung des EU-Klimapakets 2020 
in den Jahren 2008/09 wäre jedoch eine Revision des 
deutschen Zielsystems, mit dem Ziel einer konsisten-
ten Einbettung in den europäischen Rahmen, sinnvoll 
gewesen.7

Die Beibehaltung eines nationalen Gesamtziels 
zusätzlich zum Nicht-ETS-Ziel stellt somit impli-
zit eine Zielvorgabe für die deutschen ETS-Sektoren 
innerhalb des EU ETS dar, und damit letztlich eine 
Vorgabe für die Verteilung der Emissionen zwischen 
Deutschland und den anderen EU-Mitgliedstaaten. 
Deutschland wird die EU-Vorgabe für die Nicht-ETS- 
Sektoren für das Jahr 2020 voraussichtlich in etwa 
treffen. Verbindet man diese Zielmarke mit dem nati-
onalen 40%-Gesamtziel, würde sich für die deut-
schen ETS-Sektoren implizit ein Minderungsziel von 
minus 34% zwischen 2005 und 2020 ergeben. Damit 
würde Deutschland in den ETS-Sektoren deutlich 
überproportional zur Gesamt-EU (minus 21%) min-
dern. Das 40%-Ziel erweist sich also als eine geplante 
Übererfüllung entweder der EU-Vorgabe in den 
Nicht-ETS-Sektoren und/oder des EU-Durchschnitts 
in den ETS-Sektoren, wobei aus den genannten Grün-
den nur die erstgenannte Übererfüllung klimapoli-
tisch wirksam wäre. 

5	 Auch eine mögliche Stilllegung von Zertifikaten im Zuge nationa-
ler Maßnahmen ändert diesen Befund nicht. Zwar kommt es durch 
die Stilllegung zu wirksamen Minderungen auf EU-Ebene; diese sind 
aber allein Folge der Stilllegung – nationale Maßnahmen liefert dar-
über hinaus lediglich Verteilungswirkungen.
6	 Womit sie sich nicht von den Regierungen anderer EU-Mitgliedstaa-
ten abhebt, was als weiterer Beleg für das existierende Spannungsver-
hältnis im Mehrebenen-System der EU gewertet werden kann.bspw.
7	 Für eine umfassende Diskussion der Problmematik vgl. Bettzüge 
2013.

*	 Prof. Dr. Marc Oliver Bettzüge ist Professor für Volkswirtschafts-
lehre und Direktor des Energiewirtschaftlichen Instituts an der Uni-
versität zu Köln.
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SZENARIO UND REALITÄT 

Das im damaligen Gutachten 
behandelte Szenario EE ent-
spricht in Grundzügen dem nach-
folgenden Regierungshandeln: 
keine Laufzeitverlängerung, star-
ker Ausbau der EE. In diesem Sze-
nario hatten die Gutachter für den 
Zeitraum 2005–2015 eine Min-
derung der energiebedingten Treibhausgasemissio-
nen in Höhe von 18% errechnet (vgl. Prognos und EWI 
2007, Tab. 5.3-1). Damit läge Deutschland auf Kurs für 
das 2020er Ziel. Tatsächlich jedoch lag dieser Wert nur 
bei 8%. 

Aufgrund von Abgrenzungsproblemen in der Ener-
giebilanz sind detaillierte Szenariodaten nicht direkt 
mit realen Daten vergleichbar. Ersatzweise kann die 
sogenannte Kaya-Identität der jeweiligen Verände-
rungsraten zum Vergleich herangezogen werden (vgl. 
Tab. 1).

Laut dieser Gegenüberstellung fielen sowohl das 
Wirtschaftswachstum als auch die Senkung von Ener-
gie- und THG-Intensität niedriger aus als im Szenario 
errechnet. Während die Abweichung beim Wirtschafts-
wachstum die Annäherung an das Klimaziel sogar 
begünstigt hat, können die Differenzen bei den beiden 
Effizienzgrößen die erhöhten THG-Emissionen im Ver-
gleich zur Modellrechnung plausibilisieren.

Auf die kritische Rolle der Vorgaben zur Energie-
produktivität für die Zielerreichung hatten die Gut-
achter ausdrücklich hingewiesen (vgl. Prognos und 
EWI 2007, S. 11). Bemerkenswert ist: Faktisch ist die 
Endenergieproduktivität sogar langsamer angestiegen 
als in den Jahren 1990 bis 2005 (1,7% p.a.) (vgl. AGEB 
2017a, Tab. 7.1), obwohl seit dem Jahr 2007 eine Viel-
zahl von politischen Maßnahmen zu ihrer Steigerung 
umgesetzt worden sind, beginnend mit dem IEKP (vgl. 
BMU 2007b).8 Besonders in den Sektoren Industrie und 
Gewerbe-Handel-Dienstleistungen ist der Endener
gieverbrauch weniger stark gesunken als in Szenario 
EE vorgezeichnet.

Bezüglich der THG-Intensität lassen sich aus dem 
Gutachten keine genauen Daten rekonstruieren. Neben 
kleineren Über- und Unterschreitungen im Endener-
gieverbrauch richtet sich der Blick vor allem auf den 
Stromsektor. Hier liegt die Verstromung von Braun-
kohle über Szenario EE (plus 29 TWh) und die aus Erd-
gas darunter (minus 29 TWh). Diese strukturelle Ver-
schiebung im Energieträger-Mix lässt sich vor allem 
auf den im Gutachten deutlich überschätzten Preis9 
für CO2-Zertifikate im europäischen Emissionshandels-
system (EU ETS) zurückführen.10 Wegen der Sondersi-
8	 Laut UBA hätten durch die damals »bestehenden und beschlosse-
nen Maßnahmen knapp 220 Mio. t CO2 eingespart« werden können, 
vgl. BMU (2007b, S. 9).
9	 Annahme damals: 18 Euro pro Tonne (2015) bzw. 22 Euro pro Ton-
ne (2020), vgl. Prognos und EWI (2007, Tab. 1-1).
10	 Weitere Einflussgrößen auf die THG-Intensität sind z.B. der in der 
Realität weniger stark modernisierte konventionelle Kraftwerkspark 
sowie ein höherer Nettoexport, der die höher ausfallende EE-Strom

tuation Deutschlands im Bereich der Braunkohle ver-
schiebt ein geringerer ETS-Preis Stromerzeugung nach 
Deutschland. Dieser Effekt ist für die deutsche Klima-
bilanz ungünstig, wird aber bezüglich der CO2-Emissio-
nen auf EU-Ebene kompensiert.11 

Mit Blick auf die Zielerreichung ist bis 2020 nicht 
mit einer besseren Passung der Realität zu Szenario 
EE zu rechnen. So fällt die Annahme zur Steigerung der 
Energieproduktivität in dieser Periode noch extremer 
aus in den Vorperioden (vgl. Tab. 1). Zudem sehen die 
meisten Konjunkturprognosen Wachstumsraten eher 
oberhalb der im Gutachten unterstellten 1,7%, teil-
weise sogar deutlich.12 Dabei könnte eine Steigerung 
der Bevölkerungszahl in Folge von Einwanderung eine 
zusätzlich treibende Rolle spielen. Ferner erscheint 
eine Erhöhung des EU-ETS-Preises auf den damals 
angenommenen Wert derzeit eher unwahrscheinlich. 
Und die weiterhin zunehmende EE-Stromerzeugung 
wird auch in den kommenden Jahren durch Rückgänge 
bei der Kernenergie konterkariert werden. 

UMGANG MIT DER ZIELVERFEHLUNG

Deutschland steht vor diesem Hintergrund vor der 
Frage, in welchem Ausmaß das 40%-Ziel in den ver-
bleibenden drei Jahren noch durchgesetzt werden 
soll. Die Formulierung dieses rechtlich unverbind-
lichen Ziels beruhte auf optimistischen Annahmen 
und stellt im globalen und europäischen Kontext eine 
Übererfüllung vereinbarter Zielvorgaben dar. Zudem 
steht es in einem Spannungsfeld zur Zielarchitektur 
der EU. Eine Revision wäre daher durchaus möglich 
und begründbar. Dem steht vor allem entgegen, dass 
die Glaubwürdigkeit der Bundeskanzlerin und ande-
rer politischer Akteure eng mit dieser Zielgröße ver-
bunden ist. 

In den Nicht-ETS-Sektoren ist es angesichts ihrer 
fragmentierten Struktur schwierig bis unmöglich, ein 
größeres Vermeidungspotenzial kurzfristig zu erschlie-
ßen. Anders ist die Situation in den ETS-Sektoren, vor 
allem in der Stromwirtschaft. Hier könnten entspre-
chende Maßnahmen13 rasch die Auslastungsgrade im 

erzeugung mit Blick auf inländische CO2-Emissionen weitgehend 
ausgeglichen zu haben scheint.
11	 Vgl. hierzu auch die aktuellen Einschätzungen eines der Hauptgut-
achter von Prognos und EWI (2007) in Lindenberger (2017).
12	 In den Jahren 2016 und 2017 ist der angenommene Wert bereits 
leicht überschritten worden.
13	 Zum Beispiel die Einführung von nationalen CO2-Mindestpreisen 
in den ETS-Sektoren oder ordnungsrechtliche Eingriffe in den Kraft-
werkspark.

 
Tab. 1 
 
 
 
Kaya-Identitäten der jeweiligen Wachstumsraten 

 
% p.a. 2005–2015 % p.a. 2015–2020 

 
Szenario EE Real Szenario EE 

Energiebedingte THG – 2,0 – 0,9 – 2,8 
Bevölkerung  0,0 0,0 – 0,2 
BIP/Bevölkerung 1,8 1,4 1,9 
EEV/BIP – 2,3 – 1,6 – 2,9 
Energiebed. THG/EEV – 1,5 – 0,6 – 1,5 
Quelle: Prognos und EWI (2007, Tab. 1-1); AGEB (2017a, Tab. 7.1); UBA (2017). 

 

Tab. 1
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Bestand zugunsten emissionsärmerer Kraftwerke ver-
ändern, bis hin zu Stilllegungen von bestimmten Kraft-
werken. Auch die Laufzeitverlängerung der verbliebe-
nen Kernkraftwerke wäre ein – theoretisch – aktivier-
barer Hebel. 

Für die unmittelbare Reaktion auf die absehbare 
Zielverfehlung lautet also die zentrale Frage: Um wie 
viel stärker sollte die deutsche Stromwirtschaft min-
dern als im europäischen Marktgleichgewicht? 

Zur Beantwortung dieser Frage können im politi-
schen Diskurs unterschiedliche Kriterien herangezo-
gen werden. Richtete man sich beispielsweise strikt 
nach dem 40%-Ziel, so würden die deutschen ETS-Sek-
toren weit überproportional zum Rest der EU belastet. 
Insbesondere würden die deutschen ETS-Sektoren 
nicht nur die Planabweichung beim ETS-Preis, sondern 
auch die Verfehlung des gesamtwirtschaftlichen Ener-
gieproduktivitätsziels ausgleichen müssen. 

Nähme man die Abweichung zum ursprüng-
lich zugrunde gelegten Szenario EE zum Maßstab, so 
könnte man sich entweder an damaligen Annahmen 
zum ETS-Preis (nationaler Mindestpreis) oder an den 
überschüssigen Braunkohlemengen (Kraftwerkspark) 
orientieren und müsste dabei die bereits beschlossene 
Stilllegung von 2,7 GW Braunkohlekapazität berück-
sichtigen, die seit Oktober 2016 schrittweise in die 
sogenannte Sicherheitsbereitschaft überführt wird. 

Orientiert man sich schließlich an effektiver 
THG-Minderung, so ließe sich ein zusätzlicher Eingriff 
gar nicht rechtfertigen; denn sein THG-Minderungsef-
fekt würde aufgrund der Funktionsweisen von Strom-
binnenmarkt und EU ETS europaweit kompensiert 
werden. Allerdings würden die deutschen ETS-Sek-
toren dann voraussichtlich deutlich unterproportio-
nal gegenüber dem EU-Durchschnitt mindern. Bei der 
Bewertung, ob und warum sich aus diesem Befund 
ein Handlungsbedarf für die deutsche Politik ergäbe, 
schließt sich der Kreis zur Frage nach Sinn und Zweck 
eines nationalen ETS-Ziels. 

Zudem muss eine administrative Ad-hoc-Interven-
tion in den Strommarkt etliche Rahmenbedingungen 
beachten, u.a. bezüglich gesellschafts- und strukturpo-
litische Akzeptanz, etwaigen Entschädigungspflichten, 
Folgen für die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Industrie oder die Versorgungssicherheit, vor allem 
mit Blick auf die regionale Netzstabilität in Süd-West-
Deutschland und die erforderliche Erweiterung der 
Gasinfrastruktur. Je höher der zusätzliche Minderungs-
anspruch ausfällt, umso sorgfältiger müssen diese  
und weitere Rahmenbedingungen geprüft werden. 

Insgesamt ist zu erwarten, dass die nächste Bun-
desregierung versuchen wird, alle Aspekte in Einklang 
zu bringen. In diese Abwägung könnte auch eine wei-
tere Alternative einbezogen werden: das Aufkaufen 
und Stilllegen von ETS-Zertifikaten. Mit einem solchen 
Vorgehen könnte die Bundesregierung zu einer effekti-
ven Minderung von THG-Emissionen in der EU beitra-
gen – beim derzeit niedrigen Zertifikatpreis sogar zu 
vergleichsweise günstigen Konditionen. Damit könnte 

sie ihrer angestrebten – und in das 40%-Ziel gekleide-
ten – »Vorreiterrolle« faktisch wie symbolisch Nach-
druck verleihen. Die Anrechnung einer solchen Maß-
nahme auf das deutsche Klimaziel könnte überdies 
einen gesichtswahrenden Ausweg aus der 40%-Bre-
douille bieten.

AUSBLICK

Die Erfahrungen mit dem 2020er Ziel legen nahe, die 
nationalen Klimaziele für 2020 ff. in die von der EU  
vorgegebene Aufteilung nach ETS- und Nicht-ETS-Sek-
toren zu strukturieren. Die Höhe des Gesamtziels 
würde sich aus der Summe von zwei Teilzielen für 
ETS-Sektoren einerseits und Nicht-ETS-Sektoren 
andererseits ergeben. 

Beim deutschen Nicht-ETS-Ziel stellt sich dann 
die Frage, ob Deutschland anstreben möchte, die EU- 
Vorgaben überzuerfüllen. Für 2020 ist dies wohl ohne-
hin kaum mehr realisierbar, und für 2030 erscheint – 
angesichts der bisherigen Erfahrungen – bereits die 
EU-Vorgabe anspruchsvoll. 

Im ETS besteht – aus ähnlichen Gründen wie zwi-
schen 2005 und 2015 – auch über 2020 hinaus die 
Gefahr, dass Deutschland unterproportional zum Rest 
der EU mindert. Dann aber würde das 55%-Ziel für 
2030 unter Umständen ebenfalls deutlich verfehlt wer-
den. Im Rahmen des ETS wäre dies auch in Zukunft irre-
levant mit Blick auf die tatsächlichen THG-Emissionen 
in der EU. Angesichts des hohen Symbolgehalts eines 
nationalen Gesamtziels könnten sich die aktuellen 
Diskussionen dann aber in zehn Jahren wiederholen. 
Es wäre sinnvoll, diesen potenziellen Entscheidungs
notstand zu antizipieren und heute bereits zu klären.

Insgesamt sollten die Voraussetzungen für die 
Erreichbarkeit der gewählten (neuen oder alten) Ziel-
vorgaben durch aktualisierte Szenariorechnungen 
ermittelt werden. Dabei sollte ein besonderes Augen-
merk auf realistische Modellannahmen bezüglich der 
Steigerbarkeit der Energieproduktivität (einschließ-
lich einer geeigneten Erfassung von Rebound-Effek-
ten) sowie auf umfassende Sensitivitätsrechnungen14 

gelegt werden. Zudem sollten die Szenarien auch über 
die Verteilungswirkungen Auskunft geben, die mit den 
hierfür erforderlichen politischen Interventionen ver-
bunden sind. 

Bei der Ableitung von politischen Zielen aus sol-
chen Szenarien ist darüber hinaus zu diskutieren, ob es 
klug ist, diese an den oberen Rand des von Modellrech-
nungen aufgezeigten Erwartungskorridors zu legen. 
Klimapolitischer Ehrgeiz sollte hier sorgfältig gegen 
den Wert langfristiger Glaubwürdigkeit und Stabilität 
des politischen Rahmenwerks abgewogen werden.

Eine systematisch nach ETS- und Nicht-ETS-Sekto-
ren differenzierende Revision der deutschen Klimaziele 
würde schließlich auch den Blick für die zur Zielerrei-

14	 Zum Beispiel bzgl. Wirtschaftswachstum, auch relativ zu anderen 
EU-Mitgliedstaaten (wg. Verschiebungen im ETS), und Brennstoff- 
und ETS-Preisen
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chung erforderlichen Maßnahmen schärfen. Während 
in den Nicht-ETS-Sektoren vor allem steuerliche Maß-
nahmen im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit stehen 
müssen15, würde es in den deutschen ETS-Sektoren um 
geeignete Ergänzungen des EU-ETS-Regelwerks sowie 
um eine grundlegende Reform der Stromentgeltsys
tematik gehen. 

Langfristig ausgestaltet und mit realistischen Pla-
nungen auf die Ziele angepasst, könnte eine derartige 
Neuausrichtung der Energie- und Klimapolitik für ein 
höheres Maß an Stetigkeit und Verlässlichkeit bei der 
Umsetzung der »Energiewende« sorgen. Denn solch 
große Abweichungen zwischen politischen Zielen und 
realen Entwicklungen wie beim 40%-Ziel für 2020 per 
2017/18 sollten zukünftig verhindert werden. 
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Neue Schwerpunktsetzungen 
für die Klimapolitik in 
Deutschland

ZIELVERFEHLUNG IN EINEM ZIELGETRIEBENEN 
POLITIKFELD

Die deutsche Klimapolitik ist seit ihrer ersten umfas-
senden Formulierung im Juni 1990 ein zielgetriebe-
nes politisches Projekt. Die Klimaziele für Deutsch-
land, anfangs als Minderung der CO2-Emissionen von 
25% für den Zeitraum von 1987 bis 2005 kodifiziert, 
sind im Zeitverlauf ambitionierter und detaillier-
ter geworden (vgl. Matthes 2017a). Sie wurden durch 
umfangreiche politische Instrumentenpakete unter-
setzt und sind seit der gemeinsamen Verpflichtung 
der Europäischen Union im Rahmen des Kyoto-Pro-
tokolls zur Klimarahmenkonvention für den Zeitraum 
von 2008 bis 2012 auch von europäischer Relevanz. 
Gleichwohl ist die Bilanz der deutschen Klimapolitik 
mit Blick auf die gesetzten Ziele durchaus gemischt. 
Das ursprüngliche Ziel einer CO2-Emissionsminderung 
von 25% bis zum Jahr 2005 (bei einem 1995 auf das 
Jahr 1990 aktualisierten Bezugszeitpunkt) wurde mit 
18% nicht erreicht, das deutsche Minderungsziel im 
Rahmen des Kyoto-Protokolls für die Gesamtheit aller 
Treibhausgas-(THG-)Emissionen, 21% für den Zeit-
raum 2008–2012 gegenüber 1990, wurde mit – 25% 
klar übererfüllt. Seit etwa 2014 zeichnet sich jedoch 
auch deutlich ab, dass das nationale Ziel, die Summe 
aller Treibhausgas-Emissionen bis 2020 um 40% zu 
senken, deutlich verfehlt wird (vgl. Matthes 2014). Auf 
der Grundlage aktueller Abschätzungen wird ohne 
weitere Maßnahmen für das Jahr 2020 eine Zielver-
fehlung von ca. 7 bis 8 Prozentpunkten erwartet (vgl. 
Öko-Institut und IREES 2017).

Um aus der erwartbaren Zielverfehlung für das 
Emissionsminderungsziel 2020 belastbare Schlussfol-
gerungen für zukünftige politische Strategien ziehen zu 
können, bedarf es zunächst einer Analyse der Gründe 
für diese Zielverfehlung (vgl. Abb. 1):

–– Der Trend für die gesamten Treibhausgas-Emissi-
onen über die vergangenen 26 Jahre zeigt nach 
einer Phase sehr starker Emissionsminderungen 
in den 1990er Jahren, die überwiegend dem Re
strukturierungs- und Modernisierungsprozess 
in den neuen Bundesländern zuzurechnen sind, 
eine deutlich weniger dynamische Entwicklung bis  
zum Jahr 2010 und eine darauf folgende Periode 
weitgehender Stagnation der Emissionsniveaus.

–– Ursächlich für diese Entwicklung ist zunächst die 
Entwicklung der CO2-Emissionen des deutschen 
Stromsektors. Letztlich stagnieren hier die Emis-

*	 Dr. Felix Chr. Matthes ist Forschungskoordinator »Energie- und 
Klimapolitik, Energie & Klimaschutz« am Öko-Institut, Berlin.
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sionsniveaus seit der Jahrtausendwende, wenn 
auch über die Jahre mit einer gewissen Schwan-
kungsbreite. Der Grund hierfür liegt vor allem in 
dem weitgehend unveränderten Niveau der Koh-
leverstromung, deren wirtschaftliche Position 
im zentral-westeuropäischen Strommarkt dazu 
geführt hat, dass Deutschland seit der Jahrtau-
sendwende und in deutlich zunehmendem Maße 
zum Nettostromausfuhrland geworden ist. Wäh-
rend die deutsche Stromaußenhandelsbilanz 
zuvor über Jahrzehnte weitgehend ausgeglichen 
war, werden aktuell etwa 8 bis 9% der gesam-
ten Nettostromerzeugung exportiert. Ohne diese 
Exporte würde die für das Jahr 2020 erwartbare 
Emissionsminderung um 4 bis 5 Prozentpunkte 
näher an der Zielmarke von 40% liegen (vgl.  
Matthes 2017a).

–– Einen weiteren zentralen Bereich bildet mit Blick 
auf die Zielverfehlung der Verkehrssektor, wobei 
hier für den Personen- und Güterverkehr teilweise 
gleichlaufende, teilweise aber auch sehr unter-
schiedliche Trends beobachtbar sind. Der Perso-
nenverkehr auf der Straße ist nach einer Stagnati-
onsphase über die 1990er Jahre von 2000 bis etwa 
2010 um ca. 15% zurückgegangen, stagniert seit-
dem jedoch weitgehend. Die im Personenverkehr 
erzielten Emissionsminderungen sind jedoch voll-
ständig durch die Emissionsentwicklung im Stra-
ßengüterverkehr kompensiert worden, so dass die 
Emissionsniveaus des Verkehrs insgesamt im Jahr 
2016 etwa wieder die Werte des Basisjahrs 1990 
erreicht haben.

–– Weniger einheitlich, doch mit tendenziell rückläu-
figem Trend haben sich die Emissionen für die pri-
vaten Haushalte und den Sektor Gewerbe, Handel, 
Dienstleistungen (GHD) entwickelt. Die besonders 
starken Emissionsminderungen im Bereich der 
deutschen Industrie (ohne Industriekraftwerke) 
sind seit etwa 2010 ebenfalls in eine Phase weitge-
hender Stagnation übergegangen.

Bereits diese Kurzeinschät-
zung verdeutlicht, dass ohne ein 
neues Momentum für Emissions-
minderungen im Strom- und im 
Verkehrssektor weder die Lücke 
für den Zielhorizont 2020 zumin-
dest teilweise geschlossen noch 
ein robuster Zielerreichungspfad 
für 2030 (– 55%) eingeschlagen 
werden kann.

ANPASSUNGEN FÜR DIE 
STRATEGISCHE AUSRICHTUNG 
NOTWENDIG

Die Emissionsentwicklungen in 
den Sektoren Stromerzeugung 
und Verkehr verdeutlichen exem-

plarisch die Schwächen der bisherigen strategischen 
Ausrichtung deutscher Energie- und Klimapolitik (vgl. 
Matthes 2017b):

–– Die bisherigen strategischen und instrumen-
tellen Ansätze haben sich überwiegend auf die 
Markt- bzw. Systemeinführung von CO2-freien 
oder -armen Zukunftstechnologien fokussiert. 
Das betrifft einerseits und insbesondere den Aus-
bau der Nutzung erneuerbarer Energien (v.a. im 
Strom-, aber auch im Wärmesektor) sowie zumin-
dest in Ansätzen den Versuch einer verstärkten 
Elektrifizierung des Wärme- und Verkehrssektors. 
Diese Strategie eines Paving the way for the clean 
options bedarf mit Blick auf die unterschiedlichen 
Zielhorizonte durchaus und durchweg einer Ver-
stärkung, vor allem mit Blick auf den Verkehrs- und 
Gebäudesektor.

–– Deutlich zu wenig politisches Kapital ist dagegen 
in die Verdrängung der CO2-intensiven Kapital-
stöcke investiert worden (Designing the exit game 
for the high-carbon assets). Dies betrifft in erster 
Linie den besonders emissionsintensiven Teil des 
deutschen Kohlekraftwerksparks, aber auch den 
zunehmend überalterten Bestand an Heizungs-
systemen und letztlich auch Teile des herkömm-
lichen Verkehrssystems. In nahezu allen Bereichen 
zeigen die Analysen der realweltlichen Trends, 
dass ohne eine aktiv gestaltete Bereinigung des 
Energie- und Verkehrssystems um die CO2-intensi-
ven Kapitalstöcke keine hinreichenden Emissions-
minderungseffekte erzielt werden können.

–– Erhebliche Defizite bestehen im Bereich der Netz
infrastrukturen (Triggering the necessary infra­
structure adjustment with sufficent lead-times). 
Sowohl im Bereich der Übertragungsnetze für 
Strom, aber auch mit Blick auf die Stromverteil-
netze und die leitungsgebundenen Wärmeversor-
gung besteht erheblicher Nachholbedarf bzw. sind 
erhebliche Verzögerungen entstanden, ohne deren 

0
20
40
60
80
100
120
140
160
180

 0
 200
 400
 600
 800

1 000
1 200
1 400
1 600
1 800

1990 1990 1995 2000 2005 2010 2015 2016

  Andere Treibhausgas-Emissionen Güterverkehr Straße (CO₂)
Personenverkehr Straße (CO₂) Gewerbe, Handel, Dienstleistungen (CO₂)
Private Haushalte (CO₂)   Industrie (alle Treibhausgase)
Stromsektor (CO₂)   Summe aller Treibhausgase

Quelle: Umweltbundesamt; Öko-Institut; Berechnungen des Autors.

Niveaus und Trends der Treibhausgas-Emissionen für Deutschland
1990–2016

© ifo Institut

Mio. Tonnen CO₂-Äquivalente 1990 = 100           %
Säulendiagramm: Linke Achse
Liniendiagramm: Rechte Achse

Abb. 1



20

ZUR DISKUSSION GESTELLT

ifo Schnelldienst  1 / 2018  71. Jahrgang  11. Januar 2018

Behebung die energie- und klimapolitischen Ziele 
nur schwer zu erreichen sein dürften. Die zentrale 
Rolle von Netzinfrastrukturen und die langwierigen 
Anpassungsprozesse unterstreichen jedoch auch 
die realweltlichen Grenzen von Strategieansätzen, 
die primär auf Technologieneutralität orientieren.

–– Innovationsanstrengungen im Bereich von Kli-
maschutz und Energiewende spielen in der deut-
schen Energie- und Klimapolitik traditionell und 
in erheblicher Breite eine große Rolle. Von inno-
vativen Industrieprozessen, Systemanwendungen 
und Digitalisierungsansätzen bis hin zu den unter-
schiedlichsten Elektrifizierungsoptionen für Ener-
gieverbrauch und Energieangebot sind hier eine 
Vielzahl von Versorgungs- und Anwendungsoptio-
nen in der Entwicklungs- und/oder Kommerzialisie-
rungsphase. Das zentrale Problem hier besteht im 
Fehlen eines politischen Prozesses, der den Inno-
vationsbedarf und das Innovationsangebot syste-
matisch in den Transformationsprozess einordnet 
(Making innovation work in time). Nur so kann ver-
hindert werden, dass in den diversen politischen 
Prozessen umsetzungsfähige Lösungen (z.B. im 
Bereich des Netzausbaus oder der Energieeffizi-
enz) mit Verweis auf mehr oder weniger spekula-
tive Innovationsoptionen behindert werden und 
damit auch sowohl kurz-, mittel- als auch lang-
fristig Umsetzungsblockaden und -verzögerungen 
entstehen.

Für jede dieser strategische Säulen steht eine 
große Vielfalt von Umsetzungsinstrumenten zur Ver-
fügung, die in unterschiedlicher Kombination und im 
Zeitverlauf auch flexibel zur Umsetzung der genann-
ten Strategien genutzt werden können. Das strategi-
sche Defizit der bisherigen Energie- und Klimapolitik 
Deutschlands besteht dabei vor allem darin, dass viele 

politische Initiativen vor allem auf spezifische Um- 
setzungsmechanismen fokussiert waren, die stra- 
tegische Balance jedoch zu oft aus dem Blick 
geraten ist.

Die deutsche Klimaschutz- und Energiepolitik 
wird so nur dann ein neues Momentum erlangen kön-
nen, wenn insbesondere die strategischen Defizite 
im Bereich eines gestalteten Abbaus der CO2-inten-
siven Kapitalstöcke sowie im Bereich der Infrastruk-
turen ausgeglichen werden können. Dabei geht es 
natürlich auch und in erheblichem Maße um eine intel-
ligente und robuste Instrumentierung dieser strategi-
schen Ansätze, aber in erster Linie auch darum, dass 
diese Bereiche als längerfristig zu bearbeitende Hand-
lungsansätze verstanden und definiert werden, für die 
im Zeitverlauf möglicherweise unterschiedliche oder  
flexible Umsetzungsmechanismen verfolgt werden 
können oder müssen.

NEUE PRIORITÄTEN FÜR DIE KOMMENDEN JAHRE

Die in den vergangenen Jahren verfolgten politischen 
Schwerpunkte im Bereich des Ordnungsrechts und 
der Investitionsfinanzierung bedürfen vor dem Hinter-
grund der beschriebenen Strategiedefizite zumindest 
einiger Ergänzungen.

Einen ersten Handlungsbereich bildet hier ein 
stringenterer Ansatz im Bereich der CO2-Bepreisung. 
Das System der expliziten und impliziten CO2-Beprei-
sung in Deutschland bzw. auch im Rahmen der Euro-
päischen Union ist weder hinreichend wirksam noch 
konsistent. Unter Berücksichtigung der unterschiedli-
chen Finanzierungsfunktionen ergibt sich für den der-
zeitigen Stand eine große Bandbreite sehr unterschied-
licher CO2-Preissignale (vgl. Tab. 1).

Die implizite CO2-Bepreisung im Rahmen der deut-
schen Energie- und Kraftstoffbesteuerung ist inner- 

Tab. 1 
 
 

Explizite und implizite CO2-Bepreisung in Deutschland 

    Nominaler Impliziter Ohne Infrastrukturkostena Ohne kontra- 
    Steuersatz Steuersatz 15 Mrd. Euro 

p.a. 
35 Mrd. Euro 

p.a. 
fakt. Investb 

    Euro je ME Euro je t CO₂ Euro je t CO₂ Euro je t CO₂ Euro je t CO₂ 
Heizöl EL Euro/1 000 l 61,35 23,03       
Heizöl S (Wärme) Euro/t 25,00 7,87       
Heizöl S (Strom) Euro/t 25,00 7,87       
Erdgas (Wärme) Euro/MWh 5,50 30,23       
Erdgas (Kraftstoff)c Euro/MWh 13,90 76,40 – 26,00 – 198,20   
Flüssiggas (Wärme) Euro/100 l 6,06 20,56       
Flüssiggas (Kraftstoff)c  Euro/100 l 18,03 61,16 – 11,37 – 159,73   
Benzin verbleitc Euro/1 000 l 721,00 315,90 279,79 134,93   
Benzin unverbleitc Euro/1 000 l 654,50 286,76 253,99 122,49   
Dieselc Euro/1 000 l 470,40 179,06 165,55 35,23   
Kohle (Wärme) Euro/GJ 0,33 3,47       
Strom ETS Euro/EUA 5,35 5,35       
Stromsteuer Euro/MWh 20,50 22,78       
Umlagen auf Strom Euro/MWh 76,84 85,38     45,20 
Strom gesamt Euro/MWh 102,69 113,51     73,33 
a Unter Berücksichtigung von kraftstoffspezifischen Finanzierungsbeiträgen für die Straßeninfrastruktur aus der Kfz-Steuer (8,7 Mrd. Euro) und der Lkw-Maut (3,1 Mrd. 
Euro). Den unteren Rand der Infrastrukturkosten markieren die aktuellen jährlichen Investitionen, den oberen Rand die Annuität der Gesamtkosten des Systems.  
b Unter Berücksichtigung eines kontrafaktischen Investitionsbeitrags von 36 Euro/MWh. c Die impliziten CO₂-Steuersätze beinhalten auch andere signifikante Externali-
täten des Verkehrs (andere Schadstoffe, Lärm, Gesundheitseffekte), die für andere Energieträger geringer ausfallen. 

 Quelle: Berechnungen des Autors. 
 

Tab. 1



21

ZUR DISKUSSION GESTELLT

ifo Schnelldienst  1 / 2018  71. Jahrgang  11. Januar 2018

halb der jeweiligen Energieträgergruppen und noch 
vielmehr zwischen diesen in hohem Maße inkonsistent:

–– Heizstoffe werden in einer Bandbreite von 3,50 Euro 
bis 30 Euro je Tonne CO2 (Euro/t CO2) beaufschlagt, 
wobei die höchsten (impliziten) CO2-Aufschläge 
für den am wenigsten CO2-intensiven Energieträ-
ger Erdgas erfolgen.

–– Kraftstoffe werden nominal mit impliziten CO2-
Preisaufschlägen von 61 bis 316 Euro/t CO2 beauf-
schlagt, unter Berücksichtigung der Finanzierungs-
funktion für die Straßeninfrastruktur (inklusive der 
hierzu ebenfalls herangezogenen Kfz-Steuer sowie 
der Lkw-Maut) ergeben sich implizite CO2-Auf-
schläge von – 26 bis 280 Euro/t CO2 bzw. – 198 bis 
135 Euro/t CO2, je nachdem, ob die aktuellen Inves-
titionen (nach BMVI 2017 ca. 15 Mrd. Euro) oder der 
Wert der Straßeninfrastruktur (nach DIW 2009 und 
auf aktuelle Preise umgerechnet ca. 35 Mrd.Euro) 
zugrunde gelegt wird.

–– Der Stromverbrauch wird nominal mit 113 Euro/ 
t CO2 und unter Berücksichtigung der Besonder-
heiten des Strommarktdesigns mit 73 Euro/t CO2 
beaufschlagt. Die Stromerzeugung war dagegen 
im Jahr 2016 über das Emissionshandelssystem 
der EU (EU ETS) nur einem CO2-Preissignal von ca. 
5 Euro/t CO2 ausgesetzt. 

Gerade unter Maßgabe der o.g. Überlegungen 
zu den strategischen Lücken der deutschen Ener-
gie- und Klimapolitik ergeben sich die folgenden 
Herausforderungen:

–– Angesichts der weiter bestehenden Krise des EU 
ETS, primär verursacht durch den massiven Zufluss 
von Emissionsminderungszertifikaten von fragwür-
diger Qualität (Öko-Institut et al. 2016) sowie die 
wirtschaftsstrukturellen Effekte der Finanz- und 
Wirtschaftskrise in Europa (I4CE und Enerdata 
2015; I4CE et al. 2017), und der erst mittelfristig 
wieder anstehenden Möglichkeiten zur weiteren 
Reform des Systems rückt zunehmend die Einfüh-
rung eines CO2-Mindestpreise in den Ländern des 
zentral-westeuropäischen Stromregionalmarkts 
(Frankreich, Deutschland, Niederlande etc.) auf die 
politische Agenda (vgl. MCC 2017; Matthes 2017a).

–– Für die Heizstoffe und den Stromverbrauch bedarf es 
einer Vereinheitlichung sowie einer konsistenteren 
Ausgestaltung der (impliziten) CO2-Besteuerung.

–– Gleiches gilt für die massiven Verzerrungen im 
Bereich der Kraftstoffe (v.a. hinsichtlich der Diesel-/
Benzin-Besteuerung, aber letztlich auch der Steu-
ernachlässe für gasförmige Kraftstoffe, die nicht 
einmal ihren Beitrag zur Finanzierung der Straßen-
infrastruktur erbringen).

Letztlich besteht gerade im Bereich der expliziten 
wie auch mit Blick auf die implizite CO2-Bepreisung die 
Notwendigkeit einer stärkeren europäischen Harmoni-

sierung. Dies bleibt mit einer Vielzahl von politischen 
und rechtlichen Herausforderungen verbunden und 
damit ein eher langfristiges politisches Vorhaben, sollte 
aber nicht dazu führen, dass auf nationaler Ebene oder 
im Verbund gleichgesinnter EU-Staaten die unüberseh-
bar notwendigen ersten Schritte angegangen werden.

Neben die Stärkung der CO2-Bepreisung als für die 
nächsten Jahre zentrales Reformelement der deut-
schen Energie- und Klimapolitik werden jedoch weitere 
neue Handlungsansätze treten müssen. Dies betrifft 
erstens die aktive Gestaltung und Flankierung eines 
Auslaufpfades für die Kohlenutzung in Deutschland, 
die auch mit Blick auf die regionalwirtschaftliche und 
-politische Bedeutung des Braunkohlenbergbaus nicht 
ausschließlich auf die CO2-Bepreisung wird abstellen 
können. Mit der Reform des EUTS und der Schaffung 
der Marktstabilitätsreserve sowie der automatischen 
und der optionalen Löschung von CO2-Zertifikaten sind 
hier die Bedingungen geschaffen worden, mit denen 
die kurz-, mittel- und langfristige Integrität solcher 
Ansätze (Vermeidung des sog. »Wasserbetteffektes«) 
gesichert werden kann.

Zweitens stellt sich die Herausforderung, wie die 
Transformation des Verkehrssektors beschleunigt wer-
den kann. Angesichts der starken Bedeutung der Infra-
struktur-Weichenstellungen in diesem Bereich wird 
kurz- und mittelfristig kein Weg an einer intelligenten 
Markteinführung von Elektrofahrzeugen vorbeiführen 
können

Drittens wird für die nächsten Jahre, gerade mit 
Blick auf die langfristigen Potenziale und Kosten CO2-
freier Endenergieträger, vor allem im Bereich langlebi-
ger Kapitalstöcke im Gebäudesektor, die Strategie Effi­
ciency first umfassender umgesetzt werden müssen.

Gerade wenn nationale und Sektorziele für Emissi-
onsminderungen aus Gründen der Transparenz, Pfad-
sicherheit, Investitionssicherheit sowie der Planungs-
sicherheit für zentrale Infrastrukturvorhaben auch wei-
terhin eine wichtige Rolle spielen sollten und gerade 
wenn rational gestaltete Kombinationen unterschied-
licher politischer Instrumente aus Robustheits-, Akzep-
tanz-, verteilungspolitischen und Kostengründen als 
wichtig angesehen werden (vgl. Öko-Institut 2010; IEA 
2011; 2017), sollten die skizzierten Schwerpunktset-
zungen, Ergänzungen sowie die entsprechende Moder-
nisierung des bisherigen Strategie- und Politikmix der 
deutschen Energie- und Klimapolitik in den nächsten 
Jahren mit hoher Priorität verfolgt werden.
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Andreas Kuhlmann*
Für einen Klimaschutz mit 
Mut und Weitblick
Spätestens seit der Debatte um die sogenannte Kli-
maabgabe im Jahr 2015 war allen Akteuren klar, dass 
das CO2-Reduktionsziel für das Jahr 2020 nicht mehr 
zu erreichen sein wird. Zur Erinnerung: Mit einem neu 
entwickelten Instrument sollte die Stromproduktion 
von Kohlekraftwerken reduziert werden. Allerdings 
gab es damals eklatante Wissenslücken darüber, wel-
che Auswirkungen eine solche Abgabe für den Braun-
kohletagebau haben würde. Das Instrument scheiterte, 
hektisch wurde nach Ersatzlösungen gesucht. Heraus 
kam ein Sammelsurium von Maßnahmen, die allesamt 
nicht ansatzweise die Reduktion mit sich brachten, wie 
manch einer damals errechnete. Das Reduktionsziel für 
das Jahr 2020 war damit tot. 

Das änderte sich auch dadurch nicht, dass die 
meisten Parteien das 2020er Ziel noch in ihr Wahlpro-
gramm übernommen haben. Vielmehr konzentrierte 
sich die Community auf die Vereinbarung von Redukti-
onszielen für das Jahr 2030. Mit der Festlegung im Kli-
maschutzplan, die Emissionen bis dahin um 55% im 
Vergleich zum Jahr 1990 zu vermindern, ist das auch 
gelungen. Immerhin: Ein Beschluss des Kabinetts hat 
das bestätigt. Auch diese Ziele sind ambitioniert. In den 
verbleibenden 13 Jahren bis 2030 müssten jedes Jahr 
doppelt so viele Emissionen reduziert werden wie im 
Schnitt der vergangenen 27.

Im Wahlkampf hat alles das bedauerlicherweise 
keine Rolle gespielt. Und bei den Sondierungsverhand-
lungen zwischen der Union, der FDP und den Grünen 
änderte sich der Sachverhalt dann vollständig. Plötz-
lich lag die volle Aufmerksamkeit auf Maßnahmen, das 
2020er Ziel noch zu erreichen. Das 2030er Ziel rutschte 
vermeintlich in den Hintergrund. Diese umgekehrte 
Zuspitzung hat – wenn auch nicht entscheidend – dazu 
beigetragen, dass eine Regierungsbildung zwischen 
den beteiligten Parteien nicht zustande gekommen ist.

Wenn Ziele nicht erreicht werden, ist es leicht, Feh-
ler anzumahnen und Zweifel zu schüren. So auch in der 
Debatte über das Klimaziel 2020. Inhaltlich mag das in 
vielen Punkten richtig sein, aber es greift zu kurz. Wir 
sollten den Blick weiter nach vorne richten, vor allem 
auf das Jahr 2030, und nicht aus den Augen verlieren, 
welche enormen Potenziale Energiewende und Kli-
maschutz für ein Industrieland wie Deutschland bie-
ten. Die Zeit ist reif für neue Ansätze in der Klimapo-
litik. Weltweit gewinnt Klimaschutz an Dynamik, vor 
allem im Zuge des Pariser Abkommens. Deutschland 
hat mit der Energiewende bereits einiges auf den Weg 
gebracht. Gleichzeitig sehen wir angesichts der Ziel-
marke 2020, dass wir mit unseren bisherigen Instru-
menten nicht wie gewünscht vorankommen. Deutsch-
land hat noch immer die Chance, im Zuge der Regie-

*	 Andreas Kuhlmann ist Vorsitzender der Geschäftsführung der 
Deutschen Energie-Agentur (dena).
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Andreas Kuhlmann

rungsbildung die Weichen neu zu stellen, Klimapolitik 
neu zu gestalten. Diese Chance sollten wir nutzen – für 
ein zukunftsfähiges Deutschland, das seine Verant-
wortung für den globalen Klimaschutz mutig und ent-
schlossen wahrnimmt.

STRATEGIEDEFIZIT ÜBERWINDEN

Es war Felix Matthes (Öko-Institut), der unlängst bei 
einer Podiumsdiskussion des EnergieVereins in Ber-
lin, an der neben ihm auch Uwe Leprich (UBA) und ich 
teilnehmen durften, offen darauf hingewiesen hat, 
dass die deutsche Energie- und Klimaschutzpolitik ein 
Strategiedefizit hat. Eine harte Kritik, die sich an alle 
Akteure richtet, die diese Debatte in den vergangenen 
Jahren geführt haben. Aber sie ist mehr als gerechtfer-
tigt. Wie konnte es dazu kommen?

Offensichtlich ist: We are not on track – weder bei 
der Umsetzung der bereits politisch vereinbarten Inst
rumente noch bei der Analyse, ob diese vereinbar-
ten Instrumente uns in die Nähe der klimapolitischen 
Ziele bringen werden. Die vergangenen Jahre waren 
von diversen Studien geprägt, die mit dem »perfekten 
Blick« auf das Jahr 2050 gestartet sind und dann Ablei-
tungen für das Jahr 2030 gemacht haben. Daraus wie-
derum wurden Handlungsempfehlungen für die Politik 
abgeleitet. Wie realistisch diese sind, stand nicht zur 
Debatte. Wurde ein Ziel nicht erreicht, war die Politik 
verantwortlich. Politikversagen hieß es dann. Viel zu 
sehr glaubten wir zu wissen, wie die Welt im Jahr 2050 
aussehen würde. Viel zu wenig haben wir uns mit den 
realisierbaren Wegen dorthin und dem zu hebenden 
Innovationspotenzial auseinandergesetzt.

Ein Beispiel: Seit über zehn Jahren wissen wir, dass 
für das Erreichen der Klimaziele eine Sanierungsrate im 
Gebäudebestand von 2% erforderlich ist. Sie liegt aller-
dings seit Jahren konstant unter 1%. Wenn nun in Stu-
dien gesagt wird, dass sie in Zukunft dann eben bei 3% 
liegen müsse, mag das modelltheoretisch richtig sein. 
Es bringt uns aber bei der Erreichbarkeit der Ziele nicht 
voran. Ein weiteres Beispiel: Aus der dena-Leitstudie 
Integrierte Energiewende – sowie auch aus andern 
Studien – wissen wir, dass für alle denkbaren Pfade 
zur Zielerreichung ein jährlicher Zubau von Erneuer-
bare-Energien-Kapazitäten im Umfang von mindes-
tens 8 GW netto erforderlich ist. Gesetzlich vorgegeben 
sind gegenwärtig 6,5 GW brutto – ein erheblicher Unter-
schied. Wie das angesichts der aktuellen Netzsituation 
und der gegenwärtig festgelegten Strommarktregeln 
erreicht werden soll, ist völlig ungeklärt. Und noch ein 
Beispiel zum Sorgenkind Verkehr: Es gibt quasi keine 
Vorschläge, wie das im Klimaschutzplan 2050 vorgege-
bene Ziel der Emissionsreduktion von 40 bis 42% bis 
2030 erreicht werden kann. Das UBA immerhin errech-
net – unter auch ansonsten sehr strengen Rahmenbe-
dingungen – dafür erforderliche 12 Mio. Elektrofahr-
zeuge im Jahr 2030, also in 13 Jahren. Realistisch?

Das eigentliche Ziel ist eine nahezu emissionsfreie 
Volkswirtschaft. Als Zielmarke haben wir uns dafür das 

Jahr 2050 gesetzt. Die Rahmenbedingungen, die wir 
heute setzen, sind allerdings maßgebend für Investiti-
onsentscheidungen, deren Auswirkungen bis ins Jahr 
2030 und darüber hinaus reichen. Mit welchen Rahmen-
bedingungen können wir dieses Ziel möglichst effizient 
und wirtschaftlich erreichen? Auf diese Frage sollten 
wir uns konzentrieren. Sie sollte zu einem Schlüsselkri-
terium für die Bewertung eines neuen Regierungspro-
gramms werden.

DER REGULATORISCHE RAHMEN

Allgemeiner Konsens ist mittlerweile, dass der gegen-
wärtige regulatorische und auch legislative Rahmen 
viel zu verkrustet ist. Er ist überkomplex und innovati-
onsfeindlich. Kein Wunder, denn er basiert im Wesentli-
chen auf einer Zustands- und Zielbeschreibung der frü-
hen 2000er Jahre. Erneuerbare sollten aus der Nische 
geholt werden, die Kosten für den Netzausbau so güns-
tig wie möglich sein. Digitalisierung war in dieser Zeit 
noch ein Fremdwort, die verblüffenden Kostensenkun-
gen verschiedener Technologien nicht erkennbar. Auch 
die Notwendigkeit, über die Sektorgrenzen hinaus zu 
denken, Synergien quer zu den verschiedenen Infra-
strukturen zu heben, neue Geschäftsmodelle entlang 
neuer Wertschöpfungsnetzwerke (also eine Kombina-
tion verschiedener Wertschöpfungsstufen verschiede-
ner Wertschöpfungsketten, in der Regel mit Hilfe von 
Digitalisierungstechnologien) zu entwickeln, war nicht 
auf der Tagesordnung.

Noch immer reden wir vor allem von der Energie-
wirtschaft. In Wahrheit müssen wir eher von der Ener-
giewendewirtschaft reden, zu der eben auch Indus-
trie, Verkehr, Gebäude und Landwirtschaft gehören. 
Das heißt aber, dass unterschiedliche regulatorische 
Rahmen, unterschiedliche Märkte und Infrastruktu-
ren, unterschiedliches Kundenverhalten in einen klu-
gen Austausch gebracht werden müssen. Diesen Fra-
gen haben wir uns mit der dena-Leitstudie Integrierte 
Energiewende erstmals in einem breiten, transparen-
ten und offenen Diskurs mit über 50 Unternehmen 
und Wirtschaftsverbänden gestellt. Die Ergebnisse 
und die damit verbundenen neuen Fragestellungen 
sind äußerst spannend. Das Zwischenfazit der Studie 
wurde im Oktober veröffentlicht. Das Endergebnis wird 
im Juni zur Verfügung stehen.

Das Zwischenfazit der Leitstudie gibt bereits wich-
tige Anhaltspunkte für die Debatte: Deutschland kann 
seine CO2-Emissionen bis im Jahr 2050 um bis zu 90% 
reduzieren, wenn heute bekannte Technologien in 
einem ambitionierten Transformationspfad optimal 
genutzt werden. Dafür müssen die energiewirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen bereits in der neuen Legis-
laturperiode konsequent darauf ausgerichtet werden, 
dass sich Klimaschutztechnologien in einem markt-
wirtschaftlichen Wettbewerb beweisen können. Wenn 
wir die Anstrengungen hingegen nicht deutlich erhö-
hen, werden wir die CO2-Emissionen bis 2050 besten-
falls um 60% reduzieren können. Szenarien, die auf 
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einen breiten Technologiemix setzen, zeigen sich in der 
Leitstudie als wirtschaftlicher und robuster als solche, 
die einseitig auf einen hohen Grad an Elektrifizierung 
setzen. Das Technologiemixszenario führt unter ande-
rem zu einem höheren Anteil an gasförmigen und flüssi-
gen Brenn- und Kraftstoffen, die mit Hilfe erneuerbarer 
Energien klimafreundlich synthetisch erzeugt werden 
– insbesondere in Regionen mit einem hohen Ange-
bot an Sonne oder Wind. So können bestehende Infra-
strukturen besser genutzt und Kosten für die Umstel-
lung von Anlagen und Systemen gespart werden. Das 
sollte bei der Überarbeitung des regulatorischen Rah-
mens berücksichtigt werden.

DER ÖKONOMISCHE RAHMEN

Über 210 Mrd. Euro geben Deutschlands Letztverbrau-
cher in einem Jahr für Energie aus. Die damit verbun-
dene ökologische und klimapolitische Lenkungswir-
kung haben wir uns lange schon nicht mehr genau 
angeschaut. Eines aber ist klar: Sie ist nicht so, wie sie 
sein sollte. Die meisten Umlagen, Steuern und Abga-
ben folgen dem Prinzip der Refinanzierung der entste-
henden Kosten. Das ist nachvollziehbar, aber für die 
Erreichung der Klimaziele nicht zielführend. Nahezu 
alle nationalen und internationalen Studien kommen 
zu dem Ergebnis, dass eine Neuausrichtung auf eine 
stärkere Bepreisung von CO2 der einzig gangbare und 
zielführende Weg ist. Kein Allheilmittel, aber doch ein 
Instrument, das helfen kann, Komplexität an anderer 
Stelle abzubauen und die innovativen Kräfte der immer 
vielfältigeren Akteure zur Geltung kommen zu lassen.

Mehr und mehr Unternehmen versammeln sich 
hinter diesen Ideen. Auch der Blick der sich damit 
befassenden Journalisten auf dieses Thema ist deut-
lich positiver als noch vor einigen Jahren. Selbst in der 
Politik wächst die Überzeugung, aber im Mittelpunkt 
steht noch die Sorge vor den kritischen Debatten, die 
eine damit verbundene Umverteilung der Lasten zwei-
felsfrei mit sich bringen würde. Daher hat eine Initia-
tive von 15 Energie- und Klimaexperten neulich einen 
konkreten Vorschlag für Koalitionsverhandlungen 
gemacht, der sich auf gemeinsame Leitplanken der 
verschiedenen Modelle bezieht und der Politik einen 
klaren, gangbaren Weg aufzeigt, sich diesem Thema 
zu nähern. Selbstkritisch sei vermerkt, dass sich die 
energiepolitische Debatte in den vergangenen Jahren 
eher auf technische Details verschiedener Gesetzge-
bungswerke konzentriert hat. Eine intensive und breite 
Debatte über eine derartige Neuausrichtung hat es 
nicht nur im Wahlkampf, sondern generell in den ver-
gangenen Jahren nicht ausreichend gegeben.

Das Problem der Kohleemissionen ließe sich zum 
Beispiel von selbst erledigen, wenn es gelingt, mit der 
CO2-Bepreisung einen ebenso einfachen wie umfas-
senden ökonomischen Rahmen für die Energiewende 
zu setzen. Um ein Datum im Koalitionsvertrag müsste 
man sich dann eigentlich nicht mehr streiten. Ganz 
generell könnte man sich mit der Einführung eines 

CO2-Mindestpreises auch manch eine ordnungspoliti-
sche Debatte ersparen. Gleichwohl gibt es gute Gründe 
für einen politisch organisierten Ausstieg aus der Koh-
leverstromung. Zum Beispiel um mehr Verlässlichkeit 
für die Marktakteure zu schaffen und um die wirtschaft-
liche Entwicklung der Braunkohleregionen neu auszu-
richten. Möglich wäre es zum Beispiel, eine europäische 
Modellregion zu schaffen, in der für Unternehmen mit 
Relevanz für den Klimaschutz – über alle Sektoren hin-
weg – steuerliche Vorteile und längerfristig wirkende 
attraktive Sonderbedingungen gelten. Daraus könnte 
eine Dynamik entstehen, die für die Energiewende und 
für die Menschen in diesen Regionen gut ist.

ENERGIEWENDE: EIN FORTSCHRITTSPROJEKT

Energiewende ist ein Fortschrittsprojekt. Eine hervor-
ragende Gelegenheit, die verschiedenen Sektoren und 
das Energiesystem als ganzes zukunftsfähig umzu-
gestalten. Eine Gelegenheit auch, die Lebensbedin-
gungen in den Städten und auch im ländlichen Raum 
zu verbessern. Das gerät manchmal in Vergessenheit, 
denn Energiewende bringt auch einen tiefgreifenden 
Umbruch mit sich. Etablierte Geschäftsmodelle werden 
infrage gestellt, neue Akteure drängen in den Markt. 
Einige Branchen stehen vor enormen Herausforderun-
gen. Wenn im Zusammenhang mit der Energiewende 
von Strukturwandel die Rede ist, dann meistens im 
Sinne von Arbeitsplatzabbau – in Braunkohlerevieren, 
in der Energiewirtschaft insgesamt oder in der Auto-
mobilindustrie. Es werden Arbeitsplätze wegfallen, 
das ist sicher. Aber die eigentliche Frage ist, wie viele 
neue Arbeitsplätze geschaffen werden können. In vie-
len Regionen und Städten sehen wir heute schon, dass 
Energiewende auch ein Treiber von neuen Geschäfts-
modellen und Industrieansiedlungen ist. Start-up-Un-
ternehmen, aber auch viele etablierte Unternehmen 
arbeiten an Lösungen für die betroffenen Sektoren. 
Städte und Kommunen machen sich auf den Weg in die 
urbane Energiewende. Küstenregionen bauen Stand-
orte für Offshore-Windindustrie auf und bieten Absatz-
möglichkeiten für neue Zulieferindustrien. Struktur-
wandel schafft auch neue Perspektiven.

Die Datengrundlage zur Berechnung der volkswirt-
schaftlichen Effekte der Energiewende allerdings ist 
dürftig. Das gilt erst recht, wenn man über die erneuer-
baren Energien hinausschaut. Es geht auch um Energie-
effizienz, in Gebäuden, Industrie und Verkehr. Es geht 
vor allem auch um neue Energiedienstleistungen, um 
Digitalisierung, Netze, Speicher, Steuerung und Umbau 
des Energiesystems und der Produktionsprozesse. 
Angesichts der gewaltigen Summen und der großen 
ökonomischen Verteilungseffekte ist es verwunderlich, 
dass es noch immer keine ausreichend breite Betrach-
tung der volkswirtschaftlichen Effekte gibt. Neben dem 
Monitoring-Prozess »Energie der Zukunft« brauchen 
wir eine gründliche ökonomische Betrachtung der Aus-
wirkungen auf Wachstum, Arbeitsplätze und Zukunfts-
fähigkeit am Industriestandort Deutschland. Auch um 
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bei den anstehenden gewaltigen Veränderungsprozes-
sen die Unterstützung der breiten Bevölkerung nicht zu 
verlieren.

GEMEINSAMES VERSTÄNDNIS FÜR DIE GRÖSSE 
DER HERAUSFORDERUNGEN UND CHANCEN

Für eine Neuausrichtung der Klimaschutzpolitik brau-
chen wir neue Ansätze. Ansätze, die offen bleiben für 
zukünftige Entwicklungen, die nicht alles gleich fest-
schreiben wollen und damit ganze Technologiepfade 
verbauen. Gesteuert werden muss das über eine klare 
Fokussierung auf CO2-Vermeidung. Dabei lohnt es sich, 
mutig zu sein. Denn hinter all den Szenarien mit ihren 
scheinbar unüberwindbaren Herausforderungen lie-
gen unglaubliche Chancen. Nutzen wir sie nicht, wer-
den es andere tun. Dann wird Deutschland das Ener-
giewendemuseum bekommen; das Haus der Zukunft 
der Energiewende wird aber woanders stehen. Schade 
wäre es deshalb, wenn am Ende der aktuellen Regie-
rungsbildung nicht wirklich zusammenhängende Ein-
zelmaßnahmen vereinbart werden, die vielleicht sym-

bolischen Wert haben, langfristig aber keinen systemi-
schen Sinn ergeben.

Wahr ist aber auch: Klimaschutz wird in Deutsch-
land mit Energiewende übersetzt. Energiewende aber 
ist in den Augen der allermeisten ein technisches und 
irgendwie kompliziertes, undurchschaubares Projekt. 
Es muss uns auch gelingen, aus dieser technischen 
Ecke wieder herauszukommen. In der nun anstehen-
den Phase der Energiewende und des Klimaschutzes 
steht der Mensch immer mehr im Mittelpunkt: Investiti-
onen in Mobilität und Gebäude, Konsumverhalten und 
Arbeitsplätze; das Leben in den Städten und im ländli-
chen Raum. Es bedarf also der Akzeptanz und der Teil-
habe der Menschen. Es bedarf auch der Begeisterung 
für die neuen Möglichkeiten und eines gemeinsamen 
Gefühls der Dringlichkeit, das nicht gleich tiefe Ver-
zweiflung und Hoffnungslosigkeit auslöst. Eine schwie-
rige Aufgabe, die nicht nur von Ingenieuren, Klimaöko-
nomen und Politikern gelöst werden kann. Wollen wir 
erfolgreich sein, müssen wir uns auch wieder auf einen 
breiteren gesellschaftspolitischen Diskurs vorbereiten 
und neue Netzwerke bilden.
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Die Wirtschaftsleistung in Deutschland legt weiter kräf-
tig zu, wie das Statistische Bundesamt kürzlich mit-
teilte. Nach ersten Berechnungen war das Bruttoin-
landsprodukt (BIP) im dritten Quartal 2017 – preis-, 
saison- und kalenderbereinigt – um 0,8% höher als 
im Vorquartal. In der ersten Jahreshälfte 2017 war 
das BIP ebenfalls deutlich gestiegen, und zwar um 
0,6% im zweiten und 0,9% im ersten Quartal. Posi-
tive Impulse kamen im Vorquartalsvergleich (preis-, 
saison- und kalenderbereinigt) vom Handel mit dem 
Ausland, aber auch aus dem Inland. Die Konsumaus-
gaben der privaten Haushalte und des Staates blieben 
im dritten Quartal in etwa auf dem Niveau des zweiten 
Quartals. In Ausrüstungsinvestitionen – darunter fal-
len hauptsächlich Maschinen und Geräte sowie Fahr-
zeuge – wurde wie bereits in der ersten Jahreshälfte 
mehr investiert (+ 1,5%).

Im Vorjahresvergleich hat sich die Wirtschafts-
leistung deutlich erhöht, und die Wachstumsimpulse 
kamen im dritten Quartal 2017 vor allem aus dem 
Inland. Das preisbereinigte BIP stieg im dritten Quartal 
2017 um 2,3%, nach 1,0% im zweiten und 3,4% im ers-
ten Quartal 2017. Die privaten Konsumausgaben stie-
gen preisbereinigt um 2,1%, die staatlichen Konsum
ausgaben um 0,9%. Die Bauinvestitionen legten um 
3,2% zu, insbesondere in Wohnbauten wurde mehr 
investiert als im dritten Quartal 2016. In Ausrüstungen 
wurde ebenfalls mit real + 4,6 mehr investiert als ein 
Jahr zuvor (nominal: + 4,8%). Auch vom Außenhandel 

Magnus Reif und Arno Städtler

Investitionen springen an – 
Leasing boomt

Der auf den Geschäftslagebeurteilungen der Leasinggesellschaften basierende Investiti-
onsindikator, den das ifo Institut und der Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen 
gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2017 einen merklichen Anstieg der Ausrüs-
tungsinvestitionen von nominal 4,5%. Die eher schwache Investitionsentwicklung des Jah-
res 2016 ist somit überwunden, die Investitionsbereitschaft der Unternehmen hat merklich 
zugenommen. Ursächlich hierfür dürften auch der inzwischen acht Jahre anhaltende Auf-
schwung und die ständige Zunahme des Auslastungsgrads der deutschen Wirtshaft seit 2013 
sein, der seit einiger Zeit in eine deutliche Überauslastung der gesamtwirtschaftlichen Kapa-
zitäten übergegangen ist. Daher ist damit zu rechnen, dass kapazitätserweiternde Investiti-
onen zunehmen. Zudem hat zuletzt ein unerwartet hoher Auftragseingang in der deutschen 
Industrie die Hoffnung auf einen weiter robusten Aufschwung verstärkt. 2018 wird für die 
Ausrüstungsinvestitionen, angesichts der weiter zunehmenden Überauslastung der Kapazitä-
ten, eine signifikante Wachstumsbeschleunigung auf real rund 6% erwartet. 

kamen positive Wachstumsimpulse. Die preisbereinig-
ten Exporte von Waren und Dienstleistungen stiegen 
nach vorläufigen Berechnungen um 4,8%, und damit 
weniger stark als die Importe mit + 5,5%.

In jeweiligen Preisen gerechnet war das Bruttoin-
landsprodukt im dritten Quartal 2017 um 4,3% höher 
als im Vergleichszeitraum von 2016, die Ausrüstungs-
investitionen entwickelten sich also diesmal etwas 
dynamischer (vgl. Statistisches Bundesamt 2017a).

Neben der Erstberechnung des dritten Quartals 
2017 wurden vom Bundesamt auch die bisher veröf-
fentlichten Ergebnisse des ersten und zweiten Quar-
tals 2017 teils kräftig überarbeitet und, soweit erfor-
derlich, revidiert. Dabei ergaben sich für das Brutto-
inlandsprodukt im ersten und zweiten Quartal 2017 
leichte Korrekturen der bisherigen Ergebnisse nach 
oben. In einzelnen Komponenten des BIP kam es zu 
deutlicheren Aufwärtskorrekturen, insbesondere bei 
den Ausrüstungsinvestitionen.

FAHRZEUGINVESTITIONEN WACHSEN DEUTLICH

Überraschend günstig entwickelten sich im Jahres-
verlauf 2017 hier zu Lande die Pkw-Neuzulassungen. 
In den ersten elf Monaten ist ein Plus von 3,0% entstan-
den, wobei im November – völlig untypisch – sogar ein 
Plus von 9,4% zu verzeichnen war, das bei den privaten 
Käufern (+ 15,9%) höher ausfiel als bei den gewerbli-
chen Pkw-Zulassungen (+ 6,0%), die zu den Ausrüs-
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tungsinvestitionen zählen. Bei den Nutzfahrzeugen 
gab es von Januar bis November ein Wachstum von 
3,3%, wobei zuletzt ein starker Zuwachs von fast 9% 
erreicht wurde (vgl. Kraftfahrt-Bundesamt 2017). Stra-
ßenfahrzeuge erwiesen sich damit – wie schon im Vor-
jahr – zu einem Treiber der Ausrüstungsinvestitionen 
und des Leasings. Hier sind die Investitionsrisiken ver-
gleichsweise gering. Überschaubare Abschreibungs- 
und Leasingdauern sowie berechenbare Restwerte auf 
einem gut funktionierenden Second-Hand-Markt sor-
gen für klare Kalkulationsgrundlagen. Die gegenwärtig 
florierende Autokonjunktur wird auch von einem stei-
genden Ersatzbedarf gespeist, denn der Bestand der 
Flotte war zu Jahresbeginn im Durchschnitt 9,3 Jahre 
alt (2016: 9,2 Jahre).

LEASING AUF REKORDNIVEAU

Die Leasingbranche entwickelte sich 2017 noch dyna-
mischer als die Anlageinvestitionen der Wirtschaft. 
Dies belegen die Ergebnisse der ifo Konjunkturumfra-
gen im Leasingsektor. Im Jahresdurchschnitt von 2017 
wurde im Neugeschäft ein Wachstum von 5,7% auf 
58,5 Mrd. Euro erreicht, das ist der bisher höchste Wert 
der Branche. Wobei bei Mobilien ein Plus von 6,5% und 
bei Immobilien ein Minus von rund 20% zu verzeichnen 
war. Damit schnitten die Leasinggesellschaften, nicht 
zuletzt dank der unerwartet dynamischen Fahrzeug-
konjunktur, deutlich besser ab als die gesamtwirt-
schaftlichen Investitionen. Dies bedeutet für die Lea-
singquote 2017 einen Anstieg auf 16,1%, und bei Mobi-
lien von 23,1 auf 24,1%, ein neues Rekordniveau (vgl. 
Städtler 2017).

Für das Wachstum der Leasinginvestitionen 2017 
war vor allem die Fahrzeugsparte verantwortlich, die 
ein Plus von etwa 6% erreichte, aber auch die Produk-
tionsmaschinen mit rund + 4%. Wachstumsspitzen-
reiter sind, von niedrigem Niveau kommend, Groß-
mobilien wie Luft-, Schienen- und Wasserfahrzeuge, 
die um über 100% zulegen konnten. Die einzige Pro-
duktgruppe mit einem klaren Minus bei den Leasingin-

vestitionen waren die Immobilien mit – 20%; EDV-An-
lagen und Büromaschinen verfehlten das Vorjahresni-
veau nur geringfügig, real bedeutet dies jedoch eine 
Zunahme.

Der kräftige Aufschwung der deutschen Wirtschaft 
hält an. Die aktuellen Prognosen für das BIP im Jahr 
2017 belaufen sich, nach der jüngsten Veröffentlichung 
des Statistischen Bundesamtes für das dritte Quartal 
2017, auf real 2,3%, dies würde ein nominales Plus von 
über 3,8% bedeuten (vgl. Wollmershäuser et al. 2017b). 

INVESTITIONSINDIKATOR SIGNALISIERT KRÄFTI-
GEN ZUWACHS DER AUSRÜSTUNGSINVESTITIONEN 

Der ifo Investitionsindikator, den das ifo Institut und 
der Bundesverband Deutscher Leasing-Unternehmen 
gemeinsam ermitteln, signalisiert für das Jahr 2017 
einen merklichen Anstieg der Ausrüstungsinvestitio-
nen von nominal 4,5%. Dieses gegenüber der Berech-
nung vom September deutlich erhöhte Niveau resul-
tiert in erster Linie aus dem starken Wachstum, das 
das Statistische Bundesamt für das dritte Quartal 2017 
auswies, aber auch aus den zum Teil deutlichen Auf-
wärtsrevisionen für vorangegangene Quartale.

Die eher schwache Investitionsentwicklung des 
Jahres 2016 ist somit überwunden, die Investitions-
bereitschaft der Unternehmen hat merklich zugenom-
men. Ursächlich hierfür dürfte auch der inzwischen 
acht Jahre anhaltende Aufschwung und die ständige 
Zunahme des Auslastungsgrads der deutschen Wirt-
schaft seit 2013 sein, der seit einiger Zeit in eine deut-
liche Überauslastung der gesamtwirtschaftlichen 
Kapazitäten übergegangen ist, insbesondere im Bau-
gewerbe (vgl. Wohlrabe und Wollmershäuser 2017b). 
Daher ist damit zu rechnen, dass kapazitätserwei-
ternde Investitionen zunehmen. Zudem hat zuletzt ein 
unerwartet hoher Auftragseingang in der deutschen 
Industrie die Hoffnung auf einen weiter robusten Auf-
schwung verstärkt. Im Oktober ist das Auftragsvolu-
men um 0,5% höher ausgefallen als im Monat zuvor. 
Damit hat sich die Auftragslage bereits den dritten 

Monat in Folge verbessert, und 
es wurde zum dritten Mal in Folge 
ein neuer Höchststand beim Auf-
tragseingangsvolumen erreicht. 
Im Angesicht des starken Auf-
tragsplus aus dem Ausland dürfte 
sich hier die insgesamt etwas 
dynamischere Weltwirtschaft 
widerspiegeln.

2018: BESTE KONJUNKTUR-
AUSSICHTEN UND DYNAMISCHE 
INVESTITIONSTÄTIGKEIT

All dies lässt auch für 2018 auf eine 
dynamische Konjunkturentwick-
lung hoffen. Aktuelle Prognosen 
gehen von einem beschleunigten 
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Anstieg der Wirtschaftsleistung in Deutschland von 
nominal gut 4,5% sowie real rund 2,6% aus (vgl. Woll-
mershäuser et al. 2017b). Auch die Investitionen wer-
den wohl diesmal spürbar zur gesamtwirtschaftlichen 
Expansion beitragen. Für die Ausrüstungsinvestitionen 
wird sogar, angesichts der weiter zunehmenden Über-
auslastung der Kapazitäten, eine signifikante Wachs-
tumsbeschleunigung auf real rund 6% erwartet. Auch 
der aktuelle Investitionsindikator zeigt für das kom-
mende Jahr ein dynamisches Wachstum von nominal 
+ 6,4% an. Überdies wird von einer weiter ansteigen-
den Überauslastung der deutschen Wirtschaft ausge-
gangen. Daher dürfte angesichts der geringen Kapazi-
täten die Investitionsdynamik hoch bleiben. Bei den 
erwarteten Erweiterungsinvestitionen besteht also für 
die Leasingunternehmen die Chance, bei einer Reihe 
von Investitionsgütern noch stärker ins Geschäft zu 
kommen, nicht nur bei Fahrzeugen.

In Anbetracht der guten Konjunktur in Deutsch-
land und des anhaltend sehr günstigen Finanzierungs-
umfelds sind die Investitionen relativ spät angesprun-
gen und lieferten bisher einen gemessen an früheren 
Aufschwungsphasen unterdurchschnittlichen Wachs-
tumsbeitrag (vgl. Wollmershäuser et al. 2017a). Andere 
Indikatoren haben schon früher auf eine prosperie-
rende Wirtschaft in Deutschland hingewiesen.

Die Stimmung in den deutschen Chefetagen ist 
schon seit Monaten hervorragend. Der ifo Geschäfts-
klimaindex stieg im November auf einen neuen 
Rekordwert von 117,5 Punkten, nach 116,8 im Okto-

ber. Dies war auf deutlich optimistischere Erwartun-
gen der Unternehmen zurückzuführen. Die Unterneh-
men bewerten die Geschäftslage nicht mehr ganz so 
positiv wie im Vormonat. Die deutsche Wirtschaft steu-
ert auf eine Hochkonjunktur zu. Die aktuellen Zahlen 
deuten auf ein Wirtschaftswachstum von 0,7% im vier-
ten Quartal hin, und damit auf 2,3% für das Gesamtjahr 
2017 (vgl. Fuest 2017a). 

Die deutsche Industrie erwartet auch mehr 
Exporte. Die Stimmung unter den Exporteuren der 
Branche ist hervorragend. Die ifo Exporterwartungen 
sind von 21,0 Saldenpunkten im Oktober auf 21,3 Sal-
denpunkte im November gestiegen. Das ist der höchste 
Wert seit Januar 2011 (vgl. Fuest 2017b).

Schon seit geraumer Zeit investieren die Unter-
nehmen erheblich in die Gewinnung neuer Mitarbei-
ter und in die Qualifizierung des vorhandenen Perso-
nals. Die Zahl der Beschäftigten in Deutschland steigt 
scheinbar unaufhaltsam, und viele Stellen können gar 
nicht besetzt werden. Im zweiten Quartal 2017 setzte 
sich der Aufbau der Erwerbstätigkeit fort. Mit 44,2 Mio. 
Erwerbstätigen, die ihren Arbeitsort in Deutschland 
haben, wurde das Vorjahresniveau im Juli mit + 1,6% 
erneut deutlich überschritten (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2017b). Nach Einschätzung des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) wird die Zahl 
der Erwerbstätigen im laufenden Jahr um 670 000 auf 
44,26 Millionen steigen (vgl. Handelsblatt 2017).

Damit ist die Beschäftigung so hoch wie nie seit 
der Wiedervereinigung. Die deutsche Wirtschaft will 
in diesem Jahr weiter neue Mitarbeiter einstellen. 
Die deutschen Unternehmen suchen händeringend 
nach neuen Mitarbeitern. Das ifo Beschäftigungsbaro-
meter stieg von 112,0 Punkten im Oktober auf 113,2 
Punkte im November. Dies ist der höchste jemals 
gemessene Wert.

Damit die Arbeitskräfte nicht zum Engpassfaktor 
im beschleunigten Strukturwandel werden, müssen 
die Unternehmen nicht nur in die Anwerbung geeig-
neten Personals, sondern auch massiv in die betrieb-
liche Weiterbildung und Umschulung ihrer alternden 
Belegschaft investieren. Nicht nur die von der Bos-
ton Consulting Group (BCG) prognostizierte Mangel an 
120 000 Hochschulabsolventen in den Bereichen IT- 
und Computeringeneurwesen bis 2025 ist alarmierend, 
sondern auch die zu geringe betriebliche Weiterbil-
dungsquote älterer Mitarbeiter (vgl. Nahrendorf 2016).

Ob die Autokonjunktur nach der überaus positi-
ven Entwicklung von 2016 und 2017 im nächsten Jahr 
nochmals deutlich zulegen kann, ist derzeit noch nicht 
zu beantworten. Nachholbedarf besteht angesichts 
des hohen Durchschnittsalters der Flotte weiterhin. 
Die merkliche Zunahme der wirtschaftlichen Aktivi-
tät und der florierende Onlinehandel sprechen jeden-
falls für eine steigende Nachfrage nach Nutzfahr-
zeugen. Insgesamt sind die Chancen für eine weitere 
Geschäftsbelebung für die Leasinggesellschaften im 
Jahr 2018 also gut. Der Leasingverband erklärte kürz-
lich, dass er auf der Basis der aktuellen Prognosen für 
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die Ausrüstungsinvestitionen im Jahr 2018 mit einem 
Plus im Neugeschäft von mindestens 5% rechnet (vgl. 
Wittkowski 2017).

Die Finanzierungsfrage sollte zunehmenden 
Investitionen auch weiterhin nicht im Wege stehen. 
Die Kredithürde für die gewerbliche Wirtschaft war 
bis zuletzt anhaltend niedrig. Die Finanzierungsbedin-
gungen sind somit weiterhin vorteilhaft, und es stehen 
reichlich Innenfinanzierungsmittel zur Verfügung.

Insgesamt ist also für 2018 – nach derzeitigem 
Prognosestand – mit nochmals deutlich steigenden 
Ausgaben für die Ausrüstungsgüter und für die Leasing
engagements zu rechnen, wahrscheinlich sogar mit 
erhöhtem Wachstumstempo.
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Julia Schricker

Eröffnet wurde die Veranstaltung von Dr. Eberhard 
Sasse, Präsident der IHK für München und Oberbayern. 
In seiner Begrüßung sprach er über die anhaltend gute 
Stimmung unter den Mitgliedsfirmen der IHK, die sich 
während der Sondierungsgespräche zur Jamaika-Koa-
lition auf ähnlich hohem Niveau befand wie zu Beginn 
der letzten Legislaturperiode. Er führte fünf Punkte 
an, die eine künftige Regierung aus Sicht der IHK für 
München und Oberbayern im Koalitionsvertrag ver-
ankern sollte. Demnach sei ein flächendeckender Aus-
bau des Internets als Grundvoraussetzung für die Digi-
talisierung unabdingbar. Außerdem sei es wichtig, die 
arbeitsrechtlichen Rahmenbedingungen an die digi-
tale Arbeitswelt anzupassen. Darüber hinaus wäre ein 
Systemwechsel bei der Energiewende nötig, der eine 
sichere und bezahlbare Energieversorgung gewähr-
leistet. Zudem müssten Rahmenbedingungen geschaf-
fen werden, die helfen, die Fachkräftelücke zu schlie-
ßen, indem Gruppen wie Frauen, ältere Erwerbstätige 
und Migranten besser in den Arbeitsmarkt integriert 

ifo Branchen-Dialog 2017

Am 8. November 2017 fand der 18. ifo Branchen-Dialog statt. Rund 200 Teilnehmer aus Wirt-
schaft, Wissenschaft und Politik diskutierten aktuelle Entwicklungen und Herausforde-
rungen in Industrie, Handel, Bauwirtschaft und Dienstleistungen. Im Blickpunkt standen 
zudem die Themen Digitalisierung und Produktivitätsentwicklung. Veranstaltet wurde die 
Tagung vom ifo Zentrum für Industrieökonomik und neue Technologien in Kooperation mit 
der Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, unterstützt vom Bayeri-
schen Staatsministerium für Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie. Der nächste 
ifo Branchen-Dialog wird am 7. November 2018 stattfinden.

werden können. Des Weiteren sei es von Bedeutung, 
dass die Steuerpolitik modifiziert werde, insbeson-
dere müsse die Steuer- und Abgabenlast reduziert und 
an die Inflation sowie an Lohnsteigerungen angepasst 
werden. Als letzten Punkt betonte er, dass eine neue 
Regierung das Thema Datenschutz angehen müsse.

Mit seinen Überlegungen zu den aus IHK-Sicht 
relevanten Kernpunkten eines neuen Koalitionsver-
trages leitete Sasse zum Auftaktvortrag des ifo-Präsi-
denten Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest über, der sich 
mit der »Wirtschaftspolitik nach der Bundestagswahl« 
befasste. Zunächst stellte Fuest die ökonomische Aus-
gangslage dar. Demnach befinde sich die deutsche 
Wirtschaft auch weiterhin auf einem Wachstumspfad. 
Auch für die nähere Zukunft seien die Zeichen für die 
weitere konjunkturelle Entwicklung der hiesigen Wirt-
schaft gut. Anschließend sprach er über fünf wesentli-
che Themenbereiche, die eine neue Regierung aus sei-
ner Perspektive in der kommenden Legislaturperiode 
angehen müsse, um die Rahmenbedingung für eine 
weitere positive Entwicklung zu schaffen. Im Fokus sei-
ner Analyse standen die Digitalisierung und Automati-
sierung der Wirtschaft, Demographie, Fachkräfteman-
gel und Rente, die Steuerpolitik zwischen Steuerent-
lastungsdebatte und Steuerwettbewerbsdruck, die 
Klimapolitik sowie notwendige Schritte in der EU und 
der Eurozone.

Die Themen Digitalisierung und Automatisierung 
der Wirtschaft sind laut Fuest zentral, um die Wohl-
fahrtsentwicklung in Deutschlang zu sichern. Zum 
Teil scheine sich die Politik noch schwer zu tun, den 
richtigen Umgang mit neuen Geschäftsmodellen zu 
finden, was die sehr restriktive Regulierung digita-
ler Geschäftsmodelle wie Uber oder Airbnb zeige. Das 
Thema Digitalisierung sei in der Öffentlichkeit mit vie-Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest, Präsident des ifo Instituts
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len Ängsten und Hoffnungen verknüpft, insbesondere 
bezüglich der Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. Ins-
gesamt gebe es allerdings mehr Chancen als Risiken.

Im Hinblick auf den vielerorts beklagten Fachkräf-
temangel führte Fuest aus, dass ein Mangel an quali-
fizierten Arbeitskräften entsprechend der volkswirt-
schaftlichen Theorie darauf hinweise, dass die Löhne zu 
niedrig seien. Höhere Löhne würden demnach Anreize 
setzen, sich weiter zu bilden und so Arbeitspotenzial 
mobilisieren – beispielsweise von Nicht-Erwerbstäti-
gen oder Zuwanderern. Allerdings sei das Problem in 
der Praxis vielschichtiger. Ein anderer entscheiden-
der Punkt sei der steigende Altersdurchschnitt der 
Bevölkerung. Vor dem Hintergrund der demographi-
schen Entwicklung in Deutschland und der steigenden 
Lebenserwartung komme der Rentenpolitik – und hier
unter der Erhöhung des Rentenzugangsalters – eine 
zentrale Rolle zu.

Die Steuerpolitik, die im Spannungsfeld zwischen 
nationaler Steuerentlastungsdebatte und internati-
onalem Steuerwettbewerbsdruck steht, gehöre laut 
Fuest ebenfalls auf die Agenda der neuen Regierung. 
Was das Entlastungspotenzial bei der Einkommens-
steuer angehe, sollte als Bemessungsgrundlage die 
längerfristige Entwicklung des Fiskus betrachtet wer-
den. Eine Anpassung an das gestiegene Bruttosozial-
produkt sei in den letzten Jahren jedoch ausgeblieben. 
Den internationalen Steuerwettbewerb betreffend, 
müsse eine neue Regierung das Thema internationale 
Steuervermeidung angehen. Oftmals kursierten in 
diesem Zusammenhang falsche Zahlen, die ein unfai-
res Bild der aktuellen Steuerpraxis zeichneten. Es sei 
aber wichtig, zwischen illegaler Steuerhinterziehung 
und legaler Steuervermeidung zu unterscheiden, denn 
vielfach handele es sich hierbei um legales Vorgehen. 
Da allerdings nicht jede Gestaltung, die legal ist, auch 
sozial erwünscht sei, sei die Regierung gefordert, ent-
sprechende gesetzliche Rahmenbedingungen zu schaf-
fen. Weil sich Deutschland jedoch dem internationa-
len Steuerwettbewerb nicht entziehen könne, müsse 
das Ziel eine wettbewerbsfähige und zugleich gleich-
mäßige Besteuerung sein. Dieses Problem müsse auf 
internationaler Ebene gemeinsam angegangen wer-
den, denn einzelstaatliche Alleingänge führten nur zu 
Steuerflucht. In diesem Zusammenhang seien die aktu-
ellen Regelungen zu Quellensteuern in der EU, insbe-
sondere die Zins- und Lizenzrichtlinien, zu überdenken.

Die Klimapolitik betreffend, müssten die Anstren-
gungen vervielfacht werden, um die im Pariser Klima-
abkommen ausgehandelte Begrenzung des Tempera-
turanstieges erreichen zu können. In der mehrjährigen 
Betrachtung zeige sich, so Fuest, dass die Schadstoff
emissionen in Deutschland zwar schon gesenkt wer-
den konnten, die bisherigen Werte jedoch bei weitem 
noch nicht ausreichten, um die Zielvorgabe zu erfül-
len. Fuest sprach auch das diskutierte Verbot des Ver-
brennungsmotors an. Rund jeder zehnte Arbeitsplatz 
in Deutschland wäre – Berechnungen des ifo Insti-
tuts zufolge – davon betroffen. Hinsichtlich des Vor-

wurfs, die deutsche Autoindustrie hätte die Wende hin 
zu Elektromobilität verschlafen, gab er Entwarnung. 
Wie eine vom ifo Institut durchgeführte Studie zeige, 
sei Deutschland führend, was die Anzahl der Patente 
in diesem Bereich angeht. Es müsse andere Gründe 
geben, weshalb der Anteil der Elektroautos in Deutsch-
land so gering sei.

Das letzte Thema, das Fuest ansprach, betraf die 
EU und die Eurozone. Die Herausforderungen für die 
neue Regierung in der Europapolitik lägen darin, den 
Binnenmarkt weiter zu vertiefen. Europäische Poli-
tik müsse dort betrieben werden, wo ein Mehrwert 
geschaffen werde, z.B. im Bereich der Verteidigungs- 
und Sicherheitspolitik, der Entwicklungshilfe usw. 
Allerdings greife die EU oftmals sehr weit unten in der 
Regionalpolitik ein. Hier gelte es zu überdenken, inwie-
weit das sinnvoll sein könnte. Darüber hinaus müsse die 
Weiterentwicklung der Europäischen Währungsunion 
im Mittelpunkt der Überlegungen der neuen deutschen 
Regierung stehen. Eine Gefahr für Deutschland sah 
Fuest darin, wenn Deutschland Umverteilungstöpfen 
zustimme, aber keine Schritte zur Stärkung von Eigen-
verantwortung und solider Finanzpolitik unternehme. 
Dementsprechend wichtig sei es, Kontrolle und Haf-
tung in der Fiskalpolitik wieder stärker miteinander in 
Einklang bringen.

An den Vortrag von Prof. Fuest schlossen sich die 
– in jeweils zwei Blöcken parallel stattfindenden – 
Branchenforen Industrie und Handel sowie Bauwirt-
schaft und Dienstleistungen an. In den Foren Industrie 
und Dienstleistungen lag der Fokus auf der Produkti-
vitätsentwicklung der Sektoren und ihren Auswirkun-
gen auf die Branchen. In den Foren Handel und Bau-
wirtschaft sowie im Abschlussvortrag beschäftigten 
sich die Referenten schwerpunktmäßig mit dem Thema 
Digitalisierung. 

Den Abschlussvortrag hielt in diesem Jahr Prof. Dr. 
Justus Haucap, Direktor des Düsseldorfer Instituts für 
Wettbewerbsökonomie (DICE) an der Universität Düs-
seldorf, der über die Ordnungspolitik in einer digitali-
sierten Welt referierte.

Zu Beginn seines Vortrages erläuterte Haucap, 
weshalb der Breitbandausbau, der seit Längerem 
die (politische) Diskussion um die Digitalisierung 
beherrscht, nicht die höchste Priorität der neuen 
Regierung haben sollte. Anhand von Zahlen der Euro-
päischen Kommission zeigte er, dass nicht der Ausbau, 
also das Angebot von schnellem Internet (hier mehr als 
30 Mbit/ Min), sondern die Nachfrage danach (Take-up) 
das eigentliche Problem ist. Demnach hätten 81% der 
Haushalte Zugang zu schnellem Internet, aber nur 21% 
nutzten diesen. Daher stelle sich die Frage, so Haucap, 
ob der Fokus der Anstrengungen in Digitalisierungs-
fragen wirklich auf einem weiteren Vorantreiben des 
Breitbandausbaus liegen sollte. Viel zentraler sei es, die 
Ursachen für die schleppende Nachfrage aufzudecken 
und hier Impulse zu setzen. Als einen der Hauptgründe 
für die zögerliche Haltung der Verbraucher in Sachen 
schnelles Internet identifizierte Haucap ein fehlendes 
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Angebote von innovativen Anwendungen, die Kun-
den dazu motivierten, die Möglichkeiten des Internets 
intensiver zu nutzen. Insgesamt gebe es in Deutschland 
eine eher innovationsfeindliche Haltung. Dies sei zum 
einen auf den demographischen Wandel zurückzufüh-
ren, da der Medianwähler immer älter und damit ten-
denziell skeptischer gegenüber technischen Neuerun-
gen werde. Vor dem Hintergrund, dass die Mehrheit der 
Wählerschaft zukünftig aus dieser Gruppe komme, sei 
es für die Politik nur rational, diese Wählergruppe ver-
stärkt anzusprechen (und damit strukturkonservative 
Politik zu machen). Daher tue sich die Politik oftmals 
schwer im Umgang mit neuen Geschäftsmodellen, was 
zu Verboten oder dem Versuch, sie in bestehenden 
Regularien zu pressen, führe. Diese Entwicklung bewer-
tete Haucap insbesondere deshalb als problematisch, 
da sie die Attraktivität des Standortes Deutschland für 
Innovationen senke.

Den Handlungsbedarf, den Haucap hier sah, ver-
deutlichte er am Beispiel der Sharing Economy. Das 
gemeinsame Nutzen von Kapazitäten und Ressource 
sei an sich nichts neues – man denke hier an Maschi-
nenringe oder Lesezirkel. Neu sei aber, dass sich Pri-
vatpersonen Ressourcen teilen. Ermöglicht werde 
das durch Online-Plattformen, über die die Menschen 
sich koordinieren. Durch die Plattformisierung wür-
den die zwei zentralen Probleme, nämlich wie zwei 
Privatpersonen (als Anbieter und Nachfrager) zusam-
menkommen und – durch Bewertungssysteme – das 
Vertrauensproblem, das in der Anonymität des Inter-
nets bestehe, gelöst. Anschauliche Beispiele hierfür 
seien Airbnb und Uber. Natürlich entstehe dadurch 
eine zusätzliche Konkurrenzsituation für bspw. das 
Hotel- oder Taxigewerbe, volkswirtschaftlich gese-
hen seien die effizientere Ressourcennutzung und der 
dadurch steigende Wettbewerb jedoch grundsätzlich 
als positiv zu bewerten. Allerdings stellten die neuen 
Geschäftsmodelle der Sharing Economy die bestehen-
den Rahmenbedingungen auf den Prüfstand. Die Poli-
tik sei hier gefordert, faire Wettbewerbsbedingungen 
einerseits und adäquate Regulierungen andererseits 
zu schaffen. Das Zulassen von Plattformen berge die 
Gefahr einer Monopolisierung. Damit leitete Haucap 
zum zweiten zentralen Aspekt seines Vortrages – dem 
Kartellrecht – über.

Was das Kartellrecht angeht, sah Haucap nach 
der jüngsten Kartellrechtsnovelle vom Juni 2017 wenig 
Handlungsbedarf – mit Ausnahme von zwei Bereichen: 
Erstens müsse der Zugang zu Daten geregelt werden. 
Hier gelte es zu verhindern, dass »Datenschätze« ent-
stehen, die uneinholbare Wettbewerbsvorteile und 
damit Monopole hervorbringen – man könnte hier z.B. 
an Google denken. Zweitens, kritisierte Haucap, sollte 
das rigorose Vorgehgen des Kartellamtes bei Doppel-
preisstrategien noch einmal überdacht werden. Das 
Kartellamt hatte dem stationären Einzelhandel verbo-
ten, höhere Rabatte für die Erbringung von indirekten 
Leistungen, wie z.B. Schaufenster- oder Beratungsef-
fekte, als der Onlinehandel zu gewähren

Des Weiteren sprach Haucap mögliche Diskrimi-
nierungsverbote bei Preisen an. Hintergrund ist, dass 
Big-Data-Analysen eine präzisere Prognose über das 
Kaufverhalten und die Zahlungsbereitschaft von Kon-
sumenten ermöglichen, was zu mehr Produkt- und 
Preisdifferenzierung genutzt werden könnte. Die 
Befürchtung, dass nun jeder Kunde individuelle, perso-
nalisierte – und damit potenziell höhere – Preise beim 
Shoppen im Internet angeboten bekommt, konnte 
Haucap jedoch zerstreuen. Einerseits könnten Kon-
sumenten sehr einfach die Preise vergleichen, ande-
rerseits überwiege der potenzielle Imageschade, den 
ein Unternehmen erleide, wenn es unterschiedliche 
Preise für gleiche Leistungen verlange, die möglichen 
Gewinne. 

Als letzten Punkt sprach Haucap das Datenwirt-
schaftsrecht an. Da er das bisherige Datenschutzrecht 
für zu wenig innovationsoffen und wirtschaftsfreund-
lich halte, sah er hier ein weiteres Handlungsfeld für 
eine neue Regierung.

Zusammenfassend stellte Haucap fest, dass die 
Digitalisierung zu zahlreichen Prozess- und Produkt-
innovationen führe, die erhebliche Wachstumschan-
cen mit sich bringen. Zugleich entstünden immer neue 
Geschäftsmodelle. Allerdings bestehe seiner Ansicht 
nach ein Ungleichgewicht in der Wahrnehmung zwi-
schen daraus resultierenden Chancen und Risiken. 
Während die Risiken überbetont würden, würden die 
Chancen zu wenig hervorgehoben. Einer neuen Regie-
rung riet Haucap, das Kleinklein der vorangegange-
nen Regierung, das aus der Aufsplittung der Digitalisie-
rungsthemen auf verschiedene Ressorts resultierte, zu 
beenden. Stattdessen sollte sie eine Digitalisierungs-
kommission ins Leben rufen, die sich gebündelt den 
Digitalisierungsthemen widmet – die weit über den 
Breitbandausbau hinausgehen.

Auf den nachfolgenden Seiten findet sich je Bran-
chenforum ein Beitrag, der das Schwerpunkthema auf-
greift und erläutert.

Die Vorträge und Prof. Fuest und Prof. Haucap sind 
in voller Länge in der ifo Mediathek unter 
http://www.cesifo-group.de/de/ifoHome/Mediathek.
html abrufbar.

Prof. Dr. Justus Haucap, Direktor des Düsseldorfer Instituts für 
Wettbewerbsökonomie
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DETERMINANTEN DES PRODUKTIVITÄTS­
WACHSTUMS UND DIE JEWEILIGE POSITIONIERUNG 
DEUTSCHLANDS BZW. DER DEUTSCHEN INDUSTRIE 
IM INTERNATIONALEN VERGLEICH

Produktivität kann sich entweder auf die einzelnen 
Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital beziehen oder 
meint die Multifaktorproduktivität (MFP). Letztere 
misst den Anteil des kombinierten Inputs aus Arbeit, 
der Qualifikation der Arbeitskräfte, der Ausrüstung, 
der Struktur sowie des Informations- und Kommuni-
kationstechnologiekapitals und wird grundsätzlich als 
technischer Fortschritt bezeichnet. Untersuchungen 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) zeigen, dass in Deutschland 
vor allem die MFP zunehmend weniger zum Wachstum 
des Bruttoinlandsprodukts beiträgt (vgl. OECD 2015). 

Investitionen in wissensbasiertes Kapital könnten 
das MFP-Wachstum durch die ausgelösten Spillover-Ef-
fekte steigern (vgl. Corrado et al. 2012). Gerade sol-
che Potenziale scheinen aber in Deutschland ver-
gleichsweise wenig genutzt zu werden. Denn die rela-
tive Investitionstätigkeit des Unternehmenssektors in 
Wissenskapital ist hierzulande im Vergleich mit ande-
ren OECD-Ländern verhalten. Die Unternehmen etwa 
in Schweden, Frankreich, Großbritannien und den USA 
reinvestieren einen teils deutlich höheren Teil ihrer 
Bruttowertschöpfung in Software, Forschung und Ent-
wicklung sowie Organisationskapital und Ausbildung 
(vgl. OECD 2016). Das hemmt nicht nur die Produkti-
vitätsentwicklung auf gesamtwirtschaftlicher Ebene, 
sondern kann auch in der Industrie1 zu Bremseffek-

1	 Abschnitt C (Verarbeitendes Gewerbe) der amtlichen Klassifika-
tion der Wirtschaftszweige (WZ 2008). Verarbeitendes Gewerbe und 
Industrie werden im Folgenden als Synonyme verwendet.

ten führen. Die Gründe für diese Investitionszurück-
haltung sieht die OECD unter anderem in einer im Ver-
gleich zu den Vorkrisenjahren 2005 bis 2008 erhöhten 
wirtschaftlichen Unsicherheit (vgl. Baker et al. 2017) 
und einer in Deutschland vergleichsweisen starken, 
den Wettbewerb behindernden Regulierung unter-
nehmensnaher Dienstleistungen, z.B. was freiberufli-
che Dienste angeht, die als Vorleistungen in die Indus-
trie fließen. 

Auch die Existenz sogenannter Zombiefirmen 
beeinflusst die Produktivitätsentwicklung. Es han-
delt sich dabei um Unternehmen, die älter als zehn 
Jahre sind, drei aufeinanderfolgende Jahre ihre  
Zinslasten nicht aus dem laufenden Geschäft bedie-
nen konnten, aber aufgrund nachsichtiger Durch
setzung oder Ausgestaltung des Insolvenzrechts den-
noch nicht aus dem Markt ausscheiden. Sie ziehen 
nicht nur die durchschnittliche Produktivitätsperfor-
mance ihrer Branche oder ihres Sektors nach unten, 
sondern binden schlimmer noch Kapital- und Per
sonalressourcen, die in prosperierenden, gesunden 
Firmen effizienter eingesetzt werden könnten. Letz-
tere wiederum bleiben dann hinter ihrem eigentlichen 
Produktivitätspotenzial zurück. Deutschland befand 
sich hinsichtlich des Kapitalanteils, der in solchen 
Zombiefirmen gebunden ist, 2013 im OECD-Mittelfeld 
(vgl. McGowan et al. 2017). Die Insolvenzrechtsreform 
2012 dürfte in den Folgejahren jedoch die relative 
Position Deutschlands in diesem Ranking verbessert 
haben. 

Eine ineffiziente Ressourcenallokation beim Per-
sonal liegt auch dann vor, wenn die Qualifikations-
anforderungen eines Arbeitsplatzes nicht mit dem 
erworbenen Qualifikationsniveau des Beschäftigten 
übereinstimmen. Diese Diskrepanz ist in der deut-
schen Industrie relativ ausgeprägt. Über ein Viertel 

*	 Christina Timiliotis ist Junior Economist im Department of Econo-
mics und Mitglied des Global Forum on Productivity der OECD.

Michael Ebnet und Christina Timiliotis* 

Leidet die deutsche Industrie  
an einer Produktivitätsschwäche?

Die Steigerung der Produktivität ist kein Selbstzweck, sondern dient dem Erhalt und Ausbau 
der Wettbewerbsfähigkeit. Nicht nur vor dem Hintergrund verstärkt protektionistischer Ten-
denzen im handelspolitischen Umfeld ist dieses Motiv von zentraler Bedeutung. Allerdings 
hat sich das Produktivitätswachstum der deutschen Industrie in den letzten Jahren verlang-
samt. Zugleich ist die Heterogenität bei den Verläufen unter den Industriebranchen enorm. 
Was sind die ökonomischen Hintergründe und lässt sich daraus eine tatsächliche Produktivi-
tätsschwäche ableiten?
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der Beschäftigten im deutschen 
Verarbeitenden Gewerbe sind für 
ihre Tätigkeit überqualifiziert. 
Lediglich Tschechien und Öster-
reich erreichen im OECD-Vergleich 
höhere Werte (vgl. McGowan et al. 
2015).

Chancen auf Produktivitäts-
steigerungen sind insbesondere 
mit der Digitalisierung verbunden. 
Ein Indikator, inwiefern die Unter-
nehmen versuchen, solche Poten-
ziale zu heben, kann die Nutzung 
digitaler Technologien sein. Im 
Vergleich mit anderen OECD-Län-
dern hinkt die deutsche Indust-
rie bei einigen zukunftsträchtigen 
IT-Anwendungen noch nach. 
So rangiert sie, was den Einsatz 
von Cloud-Computing, Big-Da-
ta-Analysen und elektronischer 
Rechnungsstellung angeht, nur im hinteren Feld (vgl. 
Eurostat Database 2017).

DIE HETEROGENITÄT ZWISCHEN DEN 
INDUSTRIEBRANCHEN UND IHRE GRÜNDE

Die Arbeitsproduktivität2 im deutschen Verarbeiten-
den Gewerbe entwickelte sich in den letzten Jahren 
zwar besser als in der Gesamtwirtschaft und insbe-
sondere dem Dienstleistungssektor. Eine Verlang-
samung des Produktivitätswachstums seit der Wirt-
schafts- und Finanzkrise 2008/09 ist jedoch auch in 
der Industrie unverkennbar. Der Verlauf für die Indus-
trie insgesamt hat jedoch nur begrenzte Aussagekraft. 
Denn die Spannbreite unter den verschiedenen Bran-
chen ist enorm. Während die Automobilindustrie ihre 
Produktivität seit 2008 preisbereinigt um fast 50% 
steigerte, machte das Schlusslicht, die Kokerei und 
Mineralölverarbeitung, Produktivitätsrückschritte 
von knapp 30%. Die detaillierte Aufschlüsselung nach 
Branchen zeigt, dass von einer industrieweiten Pro-
duktivitätsschwäche keine Rede sein kann. Auffällig 
ist jedoch, dass nennenswerte Produktivitätssprünge 
nur dem Fahrzeugbau und Teilen der Elektrotechnik 
gelingen. Konsumgüterproduzenten sowie klassische 
metall- und mechaniklastige Branchen verlieren dage-
gen den Anschluss. Insbesondere der Maschinenbau – 
immerhin die beschäftigungsstärkste deutsche Indus-
triebranche – weist in den letzten Jahre eine schwache 
Produktivitätsentwicklung auf (vgl. Abb. 1).

2	 Berechnet nach dem Personenkonzept (Bruttowertschöpfung je 
Beschäftigten). Ob im Fall der Industrie das feinere Stundenkonzept 
(Bruttowertschöpfung je Arbeitsstunde) oder das gröbere Perso-
nenkonzept verwendet wird, macht kaum einen Unterschied. Denn 
das Arbeitsvolumen je Beschäftigten hält sich im Verarbeitenden 
Gewerbe mit Ausnahme des Krisenjahres 2009 in den letzten Jahren 
relativ stabil. Das liegt daran, dass in der Industrie im Vergleich zum 
Dienstleistungssektor oder Handel die klassische Vollzeitstelle nach 
wie vor die Regel darstellt.

Die Gründe für die unterschiedlichen Verläufe 
auf Branchenebene sind vielschichtig. Ein wichti-
ger Aspekt ist die Transformation zur wissensbasier-
ten bzw. digitalen Ökonomie. Diesen Prozess können 
nur wenige Industriebranchen mit ihren Erzeugnissen 
proaktiv begleiten. Gliedert man die Bruttoanlage
investitionen in Deutschland nach Gütergruppen auf, 
zeigt sich, dass unter den gewerblichen und öffentli-
chen Ausrüstungsinvestitionen gerade die Datenver-
arbeitungsgeräte sowie elektronischen und optischen 
Erzeugnisse wichtiger geworden sind. Maschinen, 
Fahrzeuge und Metallerzeugnisse haben ausgehend 
vom Vorkrisenniveau 2008 als Investitionsobjekte hin-
gegen an Bedeutung verloren. Stattdessen sind – pas-
send zu den Datenverarbeitungsgeräten – die Investi-
tionen in immaterielle Vermögensgüter, das heißt in 
Geistiges Eigentum wie Software, Lizenzen und Daten-
bank sowie Forschung und Entwicklung (F&E), stark 
angestiegen (vgl. Abb. 2).

Ein zweiter, direkt daran anknüpfender Grund für 
die Heterogenität ist, dass die Industriebranchen in 
unterschiedlichem Maße eigene Forschung und Ent-
wicklung betreiben. Ablesbar ist dies u.a. am innerbe-
trieblichen F&E-Personal. Sein Anteil an der jeweiligen 
Gesamtbeschäftigung variiert von Branche zu Branche 
erheblich (vgl. Abb. 3). Es zeigt sich, dass gerade Bran-
chen mit einem hohen F&E-Anteil tendenziell einen 
besseren Produktivitätsverlauf aufweisen als Bran-
chen mit niedrigem F&E-Anteil. Dieses Muster ist kein 
Zufall, im Gegenteil. Empirische Studien finden einen 
positiven Effekt von Forschung und Entwicklung – über 
die daraus resultierenden Innovationen – auf die Pro-
duktivität (vgl. Link 1981; Wakelin 2001; Wieser 2005; 
Parisi et al. 2006; DIW 2017).

An dieser Stelle lohnt es sich, die zwei beschäfti-
gungsstärksten Industriebranchen etwas genauer zu 
betrachten. Sowohl im Maschinenbau als auch in der 
Automobilindustrie wächst das F&E-Personal deut-
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lich schneller als die Produktions- und Verwaltungs-
beschäftigung. Die Produktivitätsverläufe könnten 
jedoch verschiedener kaum sein – und zwar unab
hängig davon, ob das F&E-Personal in die Produkti
vitätsanalyse mit einbezogen wird oder nicht. Die 
Unterschiede liegen vor allem in der Entwicklung der 
Bruttowertschöpfung. Während die Autoindustrie seit 
2008 preisbereinigt Zuwächse von fast 60% erzielte3, 
lag die Wertschöpfung im Maschinenbau 2015 nach 
wie vor knapp unter dem Vorkrisenniveau. Hinter-
grund dieser gegenläufigen Entwicklungen könnte 
sein, dass sich der Maschinenbau in den letzten Jah-
ren wohl so stark wie keine andere Industriebranche 
vom Produzenten zum Dienstleister gewandelt hat. So 
sind Dienste rund um das materielle Produkt Maschine 

3	 Die Stückzahlen sind im entsprechenden Zeitraum deutlich 
schwächer gestiegen, so dass ein Großteil der Wertschöpfungsgewin-
ne auf die gestiegene Qualität der gefertigten Fahrzeuge zurückgeht.

zunehmend wichtiger geworden. 
Das reicht von Software-Lösun-
gen mit regelmäßigen Updates bis 
zum personalintensiven Service- 
und Wartungsgeschäft. Letzteres 
ist in der Automobilindustrie seit 
jeher an ein flächendeckendes 
Werkstättensystem ausgelagert.

Diese Transformation zum 
Dienstleister spielt deshalb eine 
Rolle, weil gerade unterneh-
mensnahe Dienstleistungen4 im 
Vergleich zum Verarbeitenden 
Gewerbe eine sehr schwache Pro-
duktivitätsentwicklung aufwei-
sen (vgl. Abb. 4). Das kann unter 
anderem zwei Ursachen haben: 
Zum einen, dass viele unterneh-
mensnahe Dienstleistungen aus 
Perspektive der Industriebetriebe 

– verglichen mit ihrer produzierenden Kerntätigkeit – 
tatsächlich unproduktiv sind. Man denke zum Beispiel 
an die Logistik oder Hilfsdienste wie die Gebäuderei-
nigung oder das Sicherheitspersonal. Zum anderen, 
dass sich gerade die Wertschöpfung vieler Unterneh-
mensdienstleistungen nicht richtig erfassen lässt und 
eher unterschätzt wird. Es läge dann also – stark ver-
einfacht dargestellt – nur vermeintlich eine Produkti-
vitätsschwäche vor.

Der schwächere Produktivitätsverlauf bei den 
Unternehmensdienstleistungen könnte auch erklären, 
was mit Hilfe der Beschäftigungsdaten der Bundes-
agentur für Arbeit sichtbar wird. Es zeigt sich nämlich, 
dass gerade Industriebranchen, in denen in der jün-
geren Vergangenheit (20125 bis 2016) Dienstleistungs-
berufe schneller gewachsen sind als Produktionsbe-
rufe, bei der Produktivitätsentwicklung rechnerisch 
schlechter abschneiden. Dabei ist davon auszugehen, 

dass die entsprechenden Indust-
rieunternehmen eher höherwer-
tige Dienstleistungen ausbauen 
und die Erfassungsproblematik 
hier einen Teil der beobachteten 
Produktivitätsschwäche erklärt. 

Dafür spricht u.a. die Ent-
wicklung im Logistikbereich. Ein 
Blick auf die Beförderungsleis-
tung des gewerblichen Verkehrs 
und des sogenannten Werkver-
kehrs legt nahe, dass gerade im 
Zuge der Wirtschafts- und Finanz-
krise 2008/09 viele Industriebe-
triebe, eigene Logistikleistun-

4   Hierzu zählen u.a. Handel-, Verkehrs-, 
freiberufliche, wissenschaftliche, techni-
sche und sonstige wirtschaftliche Dienst-
leistungen.
5   Aufgrund einer Neuklassifizierung der 
Berufe im Jahr 2010 liegen für frühere Jah-
re keine Vergleichsdaten vor.
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gen an hauptgewerbliche Logistikdienstleister aus-
gelagert haben (vgl. Destatis 2017b), um sich auf ihre 
»höherwertigen« Kerntätigkeiten zu fokussieren. 
Zudem sind gerade Logistikauslagerungen durch die 
Möglichkeiten der Digitalisierung in den letzten Jah-
ren einfacher und günstiger geworden. Dieses Outsour-
cing von Hilfsdiensten wie der Logistik lässt sich aber 
dennoch nicht in allen Industriebranchen gleicherma-
ßen gut vollziehen, sondern nur in jenen, bei denen 
Logistikleistungen vergleichsweise leicht standardi-
sierbar sind. Die Automobilindustrie hatte durch ihre 
hohen Stückzahlen sicher Vorteile, solche Potenziale 
zu heben, und bedient sich heute einer ausgeklügel-
ten Zuliefer- und Absatzlogistik durch externe Partner. 
Wohingegen es im Maschinenbau, der sich immer öfter 
Richtung Losgröße 1 bewegt, auch eines sehr spezifi-
schen Logistikprozesses bedarf, um die (Groß-)Anla-
gen zum Abnehmer zu bringen. Solche Dienste dürf-
ten daher im Maschinenbau noch vergleichsweise oft 
intern erbracht werden. 

Neben einem direkten (potenziell positiven) Effekt 
von Outsourcing auf die Produktivitätsentwicklung 
gibt es möglicherweise auch einen indirekten Effekt. 
Durch das Auslagern von bestimmten Dienstleistun-
gen kann sich der Wettbewerb unter den entsprechen-
den Dienstleistungsanbietern verstärken. Dies dürfte 
gerade bei stark globalisierten Wertschöpfungsketten 
der Fall sein. Dadurch würden diese Dienstleistungen 
billiger und könnten als Produktionsinput wiederum 
reell (also unabhängig von der Messung) die Produkti-
vität von Industrieunternehmen steigern.

FAZIT UND AUSBLICK

Der Schlüssel zu einer Beschleunigung des Produktivi-
tätswachstums in der Industrie liegt vor allem in einer 
verbesserten Innovationsfähigkeit. Internationale Ver-
gleiche im OECD-Raum zeigen, dass es in Deutschland 
bzw. der deutschen Industrie bei wichtigen Determi-
nanten, die diese Innovationsfähigkeit stimulieren 
könnten, Spielraum nach oben gibt. Wirtschaftspoli

tische Implikationen wären aus 
Sicht der OECD eine verstärkte 
Investitionstätigkeit in Wissens-
kapital, die u.a. durch bestehende 
Wettbewerbshindernisse im 
Dienstleistungssektor behindert 
ist. Auch die Ressourcenalloka-
tion von Kapital und Arbeit sowie 
die Verbreitung digitaler Techno-
logien ließen sich (z.B. durch eine 
erleichterte Arbeitnehmermobili-
tät) verbessern.

Zugleich sind aber die Pro-
duktivitätsverläufe innerhalb der 
Industrie sehr heterogen. Diese 
Heterogenität hat verschiedene, 
teils branchenspezifische Gründe. 
Neben der Transformation zur 

wissensbasierten Ökonomie, unterschiedlich starkem 
F&E-Engagement und dem Wandel vom Produzenten 
zum Dienstleister spielen hier auch Outsourcing-Ver-
halten und -Möglichkeiten eine Rolle. Eine industrie-
weite Produktivitätsschwäche lässt sich daraus jeden-
falls nicht ableiten. Zumal insbesondere im für die 
deutsche Industrie bedeutenden Maschinenbau mög-
licherweise die Erfassungsproblematik bei der Wert-
schöpfung von Unternehmensdienstleistungen die Pro- 
duktivitätsentwicklung besorgniserregender darstel-
len könnte, als diese tatsächlich ist. Solche Verzerrun-
gen dürften bei dem steigenden F&E- sowie Dienst
leistungscharakter vieler Industrieunternehmen (z.B. 
im Zuge von Industrie 4.0) künftig eher noch gravie-
render werden, was bei der Produktivitätsanalyse zu 
bedenken ist.

Es gibt in der deutschen Industrie jedoch auch 
Branchen, bei denen statistische Limitationen keine 
Teilbegründung für deren sehr schwachen Produktivi-
tätsverlauf liefern können. Es handelt sich dabei um 
Bereiche wie die Kokerei- und Mineralölverarbeitung 
oder die Metallerzeugung und -bearbeitung (worun-
ter u.a. die Stahlindustrie fällt), die aufgrund globa-
ler Überkapazitäten sowie energiepolitischer Wei-
chenstellungen über erhebliche Strukturprobleme 
in Deutschland verfügen. Der Personalrückbau kann 
dort kaum mit der Geschwindigkeit des Verlusts an 
Wertschöpfung Schritt halten. Hier stellt sich auch 
mit Blick auf die niedrigen F&E-Anteile die Frage nach 
den verbleibenden Innovationspotenzialen sowie der 
generellen Wettbewerbs- und Zukunftsfähigkeit die-
ser Branchen.
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KONJUNKTURELLE ENTWICKLUNG IM GROSS- UND 
EINZELHANDEL

Der Handel bewegt sich zurzeit in einem günsti- 
gen konjunkturellen Umfeld. Im Großhandel hat 
sich die seit Ende 2016 anhaltende positive Umsatz
entwicklung 2017 verstärkt fortgesetzt. Das erste 
Halbjahr verzeichnete ein nominales Umsatzplus von 
5,5%. Die gute Entwicklung spiegelt sich deutlich in 
den vom ifo Institut erhobenen Daten. Abbildung 1 
zeigt die Indikatoren Geschäftslage, Geschäftser- 
wartungen und das daraus berechnete ifo Geschäfts-
klima für den Großhandel. Wie daraus ersicht-
lich, erreichte das Geschäftsklima im Sommer 2017 
Rekordwerte. 

Im Einzelhandel setzte sich das Umsatzplus in 
diesem Jahr weiter fort, der nominale Umsatz wuchs 
im ersten Halbjahr um 4,7%. Dabei bleibt der E-Com-

merce die treibende Kraft des Umsatzwachstums. 
Die gute Entwicklung zeigt sich ebenfalls in den vom 
ifo Institut erhobenen Konjunkturdaten. Wie in Abbil-
dung 2 dargestellt, wurden die Spitzenwerte aus dem 
Jahr 2010 in diesem Jahr nahezu wieder erreicht. 

Die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen für den Handel sehen mittelfristig weiter güns-
tig aus. Angesichts der hohen Erwerbstätigkeit, stei-
gender Einkommen und niedriger Zinsen dürfte der 
private Konsum weiterhin Stütze des Aufschwungs 
bleiben. Für das Jahr 2017 kann im Großhandel von 
einem Umsatzplus in der Größenordnung von 5% 
ausgegangen werden. Der Produktionsverbindungs-
handel dürfte angesichts der erwarteten Impulse aus 
der Industrie, insbesondere aus dem Bereich Ausrüs-
tungsinvestitionen, überproportional wachsen. Auch 
für das Jahr 2018 ist im Großhandel insgesamt mit wei-
terem Umsatzplus zu rechnen. Für den Einzelhandel 

wird im Jahr 2017 ein Umsatzplus 
von etwa 4% geschätzt. Der 
Nicht-Lebensmittelhandel dürfte 
erneut überproportional zule-
gen. Im Jahr 2018 ist mit einem 
Umsatzplus von etwa 3% zu rech-
nen (vgl. VR Branchen special 
Einzelhandel/Großhandel).

DIGITALISIERUNG UND IHRE 
AUSWIRKUNGEN AUF DEM 
HANDEL

Während die konjunkturellen 
Rahmenbedingungen für den 
Handel günstig sind, stellt die 
Digitalisierung den Handel – 
wie alle Branchen in Deutsch-
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Dauerbrenner Digitalisierung –  
der Handel im Umbruch

Das Thema Digitalisierung im Handel ist aktueller denn je – nicht nur in Bezug auf den 
Onlinehandel und die Auswirkungen auf den lokalen Absatz, sondern auch mit Blick auf die 
vielen neuen Möglichkeiten, die die digitalen Technologien dem stationären Handel bie-
ten. Dieser Beitrag beschäftigt sich mit den folgenden Fragen: Wie sind die konjunkturel-
len Rahmenbedingungen, in denen sich der Handel derzeit bewegt? Was genau verändert 
sich durch die Digitalisierung im Handel? Wie ist der Stand der Dinge des E-Commerce in 
Deutschland? Welche Maßnahmen könnten stationäre Händler beispielsweise ergreifen, um 
am Markt bestehen zu bleiben? 
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land – vor einen großen Umbruch. Vor der Digitali-
sierung durchwanderte ein Produkt klassischerweise 
die Wertschöpfungsstufen vom Hersteller über den 
Großhandel in den Einzelhandel, bevor es schließ-
lich zum Konsumenten kam. Ein wesentliches Merk-
mal der Digitalisierung der Absatzmärkte bzw. dem 
damit verbundenen omnipräsenten Einsatz von Infor- 
mations- und Kommunikationstechnologien ist die 
Vernetzung aller Marktteilnehmer. Diese durchbricht 
die tradierte Form der arbeitsteiligen Wertschöp-
fung und bringt Unternehmen und Verbraucher näher 
zusammen. In Folge des veränderten Umfelds kann 
der Handel damit nicht mehr (ausschließlich) als  
Mittler zwischen Hersteller und Konsument gesehen 
werden (vgl. Stüber, Hudetz und Becker 2016), und 
die Spielregeln der Branche ändern sich fundamen-
tal. Hersteller vertikalisieren und umgehen den Han-
del per Direktvertrieb. Neue Geschäftsmodelle und 
Vertriebsformen entstehen, die sich teilweise ohne  
große Investitionen quasi über Nacht bilden. Deren 
Entwicklung kann von den klassischen Händlern 
schwer beobachtet und abgeschätzt werden und die-
sen schnell Marktanteile abnehmen. Auch grenzüber-
schreitende Einkäufe nehmen deutlich zu. Somit wird 
der Handel – neben anderen Branchen – verstärkt 
durch die internationale Konkurrenz unter Druck 
gesetzt. 

Dies alles zusammengenommen bedeutet für den 
klassischen Handel, dass der Wertschöpfungsprozess 
völlig neu gedacht werden muss. Neue Verbindungen 
und Kooperationen müssen gefunden werden.

Während die Digitalisierung Wertschöpfungsstu-
fen neu zusammensetzt, verändern auch die Konsu-
menten die Anforderungen an den Handel. Ihr Ver-
halten wird zunehmend komplexer, die Lebenswel-
ten werden bunter und undurchschaubarer und 
standardisierte Angebotspakete uninteressanter. 
Gleichzeitig gewinnt der immaterielle Zusatznut-
zen an Bedeutung, so dass es heute weniger um die 
reine Warenbeschaffung (Bedarfsbefriedigung) geht 
als mehr um die Bedürfnisbefriedigung (vgl. Jahn 

2017). Erlebnisse und Emotionen 
stehen im Vordergrund bei der 
Konsumentenentscheidung. 

E-COMMERCE IN 
DEUTSCHLAND: 
STAND DER DINGE

Deutschland ist einer der wachs-
tumsstärksten Märkte für Online-
handel. Im »Global Retail E-Com-
merce Index« liegen nur die USA, 
China, Großbritannien und Japan 
vor Deutschland. Allein im drit-
ten Quartal 2017 ist der E-Com-
merce in Deutschland um knapp 
10% gewachsen. Aktuell wer-
den etwa 11% der Einzelhandels

umsätze über E-Commerce generiert. Das entspricht 
etwa 60 Mrd. Euro. Zum Vergleich: In Großbritannien 
liegt der Anteil bei 15%, in den USA bei knapp 13%, in 
Frankreich sind es 8%. Dagegen werden im Non-Food-
Bereich bereits 20% des Umsatzes über den E-Com-
merce erzielt. Im Segment Bücher und Musik beträgt 
der Onlineanteil über ein Drittel, bei Bekleidung und 
Schuhen etwa ein Viertel. Auch Unterhaltungselekt
ronik und Elektroartikel haben einen hohen Onlineum-
satz. Bis 2025 könnten – je nach Prognose – zwischen 
25 und 40% des Einzelhandelsumsatzes im Non-Food-
Bereich webbasiert sein.

Derzeit ist der Onlineumsatz bei Lebensmitteln 
hierzulande mit knapp 2% zwar noch sehr gering, 
er könnte jedoch Prognosen zufolge in Kürze auf 
über 5% steigen. In Großbritannien beispielsweise 
liegt er bereits jetzt bei über 7% (wobei der Anteil 
in London weit höher liegen dürfte). Obwohl die 
logistischen Anforderungen an die Lieferungen im  
Frischebereich noch größer sind als bei Non-Food 
und auch die Kosten den Aufwand bisher nicht 
rechtfertigen, investieren die großen Lebens-
mittelketten derzeit massiv in den Lieferbereich. 
Eine bedeutende Rolle spielt hier der Marktein-
tritt von Internet-Pure-Playern wie Amazon fresh 
(tagesaktuelle Lieferung im Raum Hamburg,  
Berlin und München) und Amazon Prime Now 
(in Kooperation beispielsweise mit Feneberg im 
Raum München, Basic und Tegut) im deutschen 
Lebensmittelhandel. 

Der E-Commerce bedeutet aber nicht das Ende 
des stationären Einzelhandels. Sämtliche Untersu-
chungen zeigen, dass der stationäre Handel ein wich-
tiger Vertriebskanal bleibt, auch bei den digital nati-
ves. Durch die Onlinekonkurrenz werden die stati-
onären Händler zu mehr Innovationen angespornt, 
was sich nicht zuletzt im dadurch erzielten Attrakti-
vitätsgewinn des stationären Einzelhandels und auch 
in den guten Umsatzzahlen, insbesondere im Einzel-
handel mit Nicht-Lebensmitteln, zeigt. Trotz erheb-
licher Marktanteilsgewinne des Onlinehandels kann 
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bisher keine direkte Auswirkung auf die Verkaufsflä-
che insgesamt nachgewiesen werden (vgl. Jahn 2017). 
Jedoch stehen vor allem Geschäfte in dezentralen 
Lagen – wie auch schon vor der Digitalisierung durch 
die zunehmende Mobilität – vor einer großen Heraus-
forderung. Der Handelsverband Deutschland (HDE) 
geht davon aus, dass in den nächsten Jahren bis zu 
50 000 Geschäfte vom Markt verschwinden werden. 

Wie gut haben sich die stationären Einzelhändler 
auf die Digitalisierung eingestellt?

Im August und Oktober 2016 wurden im Rahmen der ifo 
Konjunkturumfrage im Handel einige zusätzliche Fra-
gen zum Onlinehandel gestellt (vgl. Rumscheidt 2016; 
Wolf 2016). Demnach war nur ein gutes Drittel der sta-
tionären Einzelhändler im E-Commerce aktiv (eige-
ner Onlineshop und/oder Verkauf über Marktplätze 
wie Amazon oder Ebay). Dagegen hatten über die 
Hälfte der Händler mittelfristig keine Bestrebungen, 
in den E-Commerce einzusteigen (vgl. Abb. 3). Unter 
den onlineaktiven Befragten verkaufte die Hälfte ihre 
Waren ausschließlich über den eigenen Onlineshop, 
ein Viertel verkaufte nur über Marktplätze und knapp 
30% vertrieben ihre Waren über beide Kanäle. 

Bei der Frage nach dem Anteil des Onlineum- 
satzes am Gesamtumsatz zeigte sich, dass der 
Onlineumsatz für diejenigen Firmen höher ist, die 
einen eigenen Shop haben und auch auf digitalen 
Marktplätzen vertreten sind. Ebenso wurde aus der 
Befragung ersichtlich, dass die Händler, die bereits 
aktiv im E-Commerce mitmischten, sich auch deut-
lich positiver über den Einfluss der Digitalisierung auf 
ihr Geschäft äußerten: Ein Drittel der onlineaktiven 
Händler sah im E-Commerce einen positiven Einfluss. 
Dagegen sahen 27% der rein stationären Händler kei-
nen Einfluss des E-Commerce auf ihr Geschäft. Da 
hinter dieser Zahl viele Lebensmittelhändler stehen, 
dürfte sich die Einschätzung im Hinblick auf die aktu-
ellen Veränderungen im Lebensmittelbereich vermut-
lich um einen Trugschluss handeln. 

DIE ZUKUNFT DES HANDELS 
GESTALTEN

Wie kann der stationäre Einzelhan-
del auf die Herausforderungen der 
Digitalisierung reagieren? Unter 
der Prämisse »Handel für die digi-
tale Welt statt digitaler Handel« 
lassen sich auch für lokale Händ-
ler viele Chancen ausmachen. Wer 
mehr bietet als nur online oder 
nur stationär hat eine Chance, am 
Markt zu bestehen. Für den Kon-
sumenten ist insbesondere die 
Entscheidungsfreiheit, wann wo 
eingekauft werden kann, der ent-
scheidende Vorteil der Digitali-
sierung. Omnichannel – das ver-

zahnte Angebot verschiedener Verkaufskanäle – ist 
damit für den Handel erfolgsentscheidend. Dabei geht 
es um ein einheitliches Kauferlebnis, schließlich unter-
scheidet der Verbraucher immer weniger zwischen den 
einzelnen Kanälen (zum Beispiel online bestellen und 
im Geschäft abholen oder zurückgeben). Große Händ-
ler mit einem dichten Filialnetz sind hier allerdings klar 
im Vorteil, für kleinere Händler ist der Aufwand natur-
gemäß verhältnismäßig größer. Wichtig ist es jedoch 
auch für kleine Händler, im Internet vertreten zu sein, 
damit man gefunden wird. 

Digitale Marktplätze wie Amazon, Ebay, Rakuten, 
Otto, Zalando oder Hitmeister ermöglichen vielen klei-
nen Händlern und Nischenanbietern große Märkte zu 
erreichen. Mittlerweile sind aber auch immer mehr 
größere Händler auf digitalen Marktplätzen vertre-
ten (z.B. Rossmann oder Hallhuber auf Amazon). Mit 
zunehmender Netzwerkgröße steigt der Nutzen für 
den einzelnen Teilnehmer (Händler wie Konsumenten). 
Gleichzeitig erzeugt der Netzwerkcharakter jedoch 
monopolistische Marktstrukturen im Wettbewerb der 
Plattformbetreiber. Die großen Marktplatzanbieter, 
allen voran Amazon, sind heute die Gatekeeper für den 
Marktzugang. Beispielsweise nutzen immer mehr Kon-
sumenten Amazon direkt als Suchmaschine für Waren. 
Dies ist in zweierlei Hinsicht von besonderer Bedeu-
tung, denn im modernen digitalen Handel geht nichts 
mehr ohne Kundendaten. Diese müssen als Werkzeuge 
für den persönlichen Kontakt genutzt werden, um den 
Kunden individuell zu begleiten. Amazon ist damit 
nicht nur Gatekeeper für den Marktzugang, sondern 
auch für Kundendaten, die das Technologieunterneh-
men milliardenfach sammelt und mit Hilfe künstlicher 
Intelligenz auswertet. Für traditionelle Handelsunter-
nehmen ist die Umstellung von einer Zielgruppenbe-
trachtung (1:n) zu einer individuellen Kundenbeziehen 
(1:1) jedoch teilweise ein dramatischer Paradigmen-
wechsel (vgl. Scheer 2017). Auch bei der Datenquali-
tät und der Umsetzbarkeit gibt es noch großen Auf-
holbedarf (vgl. Leuter und Gläß 2017). Der Fortschritt 
bei der künstlichen Intelligenz dürfte zukünftig in die-
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sem Bereich Anwendungen auch für kleinere Händler 
erschwinglicher und praktikabler machen.

Handel für die digitale Welt statt digitaler Handel 
bedeutet auch, dass die digitalen Techniken genutzt 
werden, um den stationären Einkauf zu einem Erlebnis 
aufzuwerten. Wie Studien zeigen, möchten Kunden, 
dass die digitalen Technologien das stationäre Einkau-
fen ändern, aber nicht ersetzen. Roboter, interaktive 
Displays, Sprachsteuerung, künstliche Intelligenz und 
Virtual/Augmented Reality werden hier immer wichti-
ger. Die verschiedenen Techniken zur Übertragung von 
Daten im Nahfeldbereich, zum Beispiel Near Field Com-
munication (NFC) und die Beacon Technik, eignen sich 
zum kontaktlosen oder mobilen Bezahlen (Laden ohne 
Kasse), aber um auch Angebote, Coupons oder weiter-
führenden Informationen direkt an das Smartphone 
zu senden. Auch für die Innennavigation wird die Tech-
nik eingesetzt, beispielsweise in Shoppingcentern. 

Angesichts der vielfältigen Möglichkeiten, die der 
Onlinehandel eröffnet hat, agieren die Kunden auch 
stark lösungsorientierter und möchten sich mit dem 
Besuch beim Händler entweder beraten lassen, offene 
Fragen klären (Problem lösen) oder ein Produkt oder 
einen Service erwerben. (vgl. Deutscher Städtetag 
2016). Das zusätzliche Angebot von Dienstleistungen 
bietet Händlern die Möglichkeit, ihr Angebot zu diver-
sifizieren und die eigene Marke zu stärken. Für viele 
Kunden sind Zusatzleistungen kaufentscheidend. 
Aktuelle Dienstleistungsofferten im Handel sind zum 
Beispiel Handwerkervermittlung im Baumarkt, Rei-
sen und Mobilfunkverträge bei Aldi oder Ökostrom bei 
DM. Interessant wären auch haushaltsnahe Dienstleis-
tungen, die mit dem demographischen Wandel immer 
bedeutender werden, beispielsweise Einkaufshilfen, 
Fahr- oder Reparaturdienste.

Die Digitalisierung bzw. der damit verbundene 
Einsatz von Informations- und Kommunikationstech-
nologien bietet kleineren Händlern gleichfalls zahl-
reiche Möglichkeiten, Dinge, die für einzelne Unter-
nehmen zu teuer sind, durch Kooperationen zu reali-
sieren. Diese Kooperation kann beispielsweise über 
Verbundgruppen gefunden werden (wie bei schuhe.
de, bei denen sich lokale Fachhändler zu einem gro-
ßen Webshop zusammenschließen) oder in einzelnen 
kooperativen Überlegungen mit Lieferanten, stationä-
ren Nachbarn oder in lokalen Gemeinden (vgl. Eggert 
2017). Auch die Verbindung mit Gastronomiebetrieben 
kann zur Aufwertung des Angebots beitragen. 

FAZIT

Der Onlinehandel boomt. Auch der Lebensmittelein-
zelhandel stellt sich auf die wachsende Bedeutung 
der Digitalisierung ein. Kunden wünschen sich einer-
seits die Bequemlichkeit, die mit dem Onlinehandel 
verbunden ist. Andererseits sehnen sie sich bei ihrem 
Einkauf nach greifbaren, authentischen Erfahrungen. 
Für Händler bedeutet das eine komplexe Herausfor-
derung und einen enormen Investitionsspagat. Die 

zentrale Herausforderung ist es, die richtigen Schwer-
punkte zu wählen. Es muss online und offline und dar-
über hinaus in Technologie und in Personal investiert 
werden. Unternehmen, die überleben wollen, dür-
fen Investitionen nicht scheuen. Dennoch sind die 
deutschen Händler bei den Investitionen sehr zöger-
lich (vgl. Absatzwirtschaft 2017). Angesichts der vie-
len Baustellen gilt auch: outsourcen, was man nicht 
selber machen kann. Schon jetzt ist deutlich, dass es 
zu weiteren Konzentrationsprozessen kommen wird. 
Für kleinere und finanziell schwächer ausgestattete 
Händler wird es schwieriger werden, mit den not-
wendigen Anpassungen Schritt zu halten und sich am 
Markt zu behaupten. Wer seinen Kunden aber mehr 
bietet als nur online oder nur stationär, hat Chancen, 
am Markt zu bestehen. Momentan profitiert der Han-
del von den günstigen konjunkturellen Rahmenbedin-
gungen, daher ist jetzt eine gute Gelegenheit, die Her-
ausforderungen anzugehen.
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INVESTITIONEN IM WOHNUNGSBAU ERREICHEN 
GESAMTDEUTSCHEN REKORDWERT

Die wirtschaftlich prosperierenden Regionen in 
Deutschland sind gegenwärtig sehr stark von einer 
hohen Nachfrage nach Wohnraum geprägt. Davon 
profitiert der Wohnungsbau. Treiber ist nicht nur die 
starke Migration in die Städte, sondern auch niedrige 
Zinsen, steigende Einkommen sowie der Anlagenot-
stand vieler Investoren. Die Investitionen im gewerbli-
chen Bau bewegen sich seit einigen Jahren im Großen 

und Ganzen seitwärts – allerdings auf einem ansehn-
lichen Niveau (vgl. Tab. 1). 2017 hat diese Teilsparte 
kräftig zugelegt. Die größere Investitionsneigung der 
Unternehmen geht mit höheren öffentlichen Ausgaben 
für Schienen und der Förderung des Breitbandausbaus 
in ländlichen Regionen einher. Der öffentliche Bau pro-
fitiert von der erkennbar gestiegenen Investitionsbe-
reitschaft des Bundes und der verbesserten Finanz-
lage zahlreicher Kommunen. Für die kommenden 
Jahre ist aber mit einem spürbar verringerten Wachs-
tum zu rechnen. So dürfte die Wirkung der genann-

 
 
Tab. 1 
 
 
 
Bauinvestitionen in Deutschland nach Bauarten 2010 bis 2019 
Verkettete Volumenangaben in Mrd. Euro (Referenzjahr: 2010) 

 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017a 2018a 2019a 
Wohnungsbau 133,27 146,58 151,40 150,40 155,13 154,08 160,31 167,5 170,0 170,9 
Nichtwohnbau 103,86 109,85 106,20 104,41 105,44 102,79 103,60 106,4 107,6 106,4 
davon:           
gewerblicher Bau 70,59 75,74 74,94 73,21 73,70 72,47 72,56 74,3 74,9 73,6 
   - gew. Hochbau 54,58 59,28 58,81 57,41 57,69 56,65 56,55 57,7 58,3 57,1 
   - gew. Tiefbau 16,01 16,46 16,12 15,80 16,02 15,84 16,03 16,6 16,6 16,5 
öffentlicher Bau 33,27 34,11 31,25 31,18 31,73 30,31 31,03 32,1 32,7 32,8 
   - öff. Hochbau 13,84 13,61 11,70 11,58 11,14 10,62 10,84 10,9 11,1 11,4 
   - öff. Tiefbau 19,43 20,51 19,55 19,61 20,59 19,69 20,19 21,2 21,5 21,4 
Insgesamt 237,12 256,42 257,73 254,79 260,55 256,85 263,89 273,9 277,6 277,3 

Reale Veränderung gegenüber Vorjahr in % 
 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017a 2018a 2019a 
Wohnungsbau 4,3 10,0 3,4 – 0,8 3,1 – 0,7 4,0 4,5 1,5 0,5 
Nichtwohnbau 1,7 5,8 – 3,3 – 1,7 1,0 – 2,5 0,8 2,7 1,2 – 1,1 
davon:           
gewerblicher Bau 1,3 7,3 – 1,1 – 2,3 0,7 – 1,7 0,1 2,3 0,8 – 1,7 
   - gew. Hochbau – 0,6 8,6 – 0,8 – 2,4 0,5 – 1,8 – 0,2 2,0 1,0 – 2,0 
   - gew. Tiefbau 7,8 2,8 – 2,1 – 2,0 1,4 – 1,1 1,2 3,5 0,0 – 0,5 
öffentlicher Bau 2,8 2,6 – 8,4 – 0,2 1,7 – 4,5 2,4 3,4 2,0 0,2 
   - öff. Hochbau 10,3 – 1,7 – 14,0 – 1,0 – 3,8 – 4,7 2,1 0,5 3,0 1,5 
   - öff. Tiefbau – 1,9 5,5 – 4,7 0,3 5,0 – 4,4 2,5 5,0 1,5 – 0,5 
Insgesamt 3,2 8,1 0,5 – 1,1 2,3 – 1,4 2,7 3,8 1,4 – 0,1 
a Prognose des ifo Instituts. Hinweis: Bauinvestitionen bereinigt um die Immobilientransaktionen zwischen Staats- und Unternehmenssektor. 

Quelle: Statistisches Bundesamt; ifo Institut. 
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Digitalisierung im Bausektor

Derzeit boomt der Bau in Deutschland wie lange nicht. Und auch in den nächsten Jahren 
dürfte es für die Baufirmen hierzulande eine ganze Menge zu tun geben. Gleichzeitig nehmen 
die Kapazitätsengpässe auf Seiten des Baugewerbes allerdings stetig zu. Überdies stagniert 
die Produktivität der Branche seit vielen Jahren. Bei der Suche nach möglichen Lösungen 
ruhen die Hoffnungen immer stärker auf der Digitalisierung. Zwar sind schon heute diverse 
digitale Technologien im Einsatz, bis zur flächendeckenden Anwendung dürfte jedoch noch 
einige Zeit vergehen.
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ten positiven Einflussfaktoren nachlassen. Im Woh-
nungsbau spielen zusätzlich der Mangel an verfüg-
baren Bauflächen sowie hohe Baukosten eine immer 
größere Rolle. Insgesamt werden die Investitionen im 
Wohnungsbau 2018 voraussichtlich um 1,5% zuneh-
men und damit weniger stark als in den beiden vor-
hergegangen Jahren. Das preisbereinigte Niveau der 
Wohnungsbauinvestitionen wird damit den Jahres-
wert von 1999 übertreffen und einen neuen gesamt-
deutschen Rekord erreichen. Für das Folgejahr wird 
nur noch ein leichter Anstieg erwartet. 

Der gewerbliche und öffentliche Bau wird das 
Niveau der 1990er Jahren nicht wieder erreichen. 
Damals profitierte der Bau deutlich vom Sondereffekt 
der Wiedervereinigung. Die öffentlichen Bauinvesti-
tionen werden 2018 erneut ansteigen. Insbesondere 
Investitionen in den öffentlichen Nichtwohnhochbau 
dürften hierbei eine wesentliche Rolle spielen.

In Zukunft werden Investitionen von Staat und 
Unternehmen in klassische Investitionsgüter – wie 
Ausrüstungen und Bauten – relativ zu immateriellen 
Investitionsgütern weiter an Bedeutung verlieren. Die 
Transformation der Industrie- in eine Wissensgesell-
schaft geht nämlich mit stark steigenden Investitionen 
in Forschung und Entwicklung sowie in Software und 
Datenbanken einher.

STAGNIERENDE ARBEITSPRODUKTIVITÄT IM 
BAUGEWERBE

In der Gesamtwirtschaft ist die Arbeitsproduktivität 
– gemessen an der Bruttowertschöpfung im Verhält-
nis zu den geleisteten Arbeitsstunden – in den letzten 
25 Jahren um rund 40% gewachsen. Im Baugewerbe 
war hingegen nur ein minimaler Zuwachs zu verzeich-
nen. Leider kann die Arbeitsproduktivität in den ein-
zelnen Teilbereichen des Baugewerbes – aus Mangel 
an detaillierten Informationen zur Bruttowertschöp-
fung – nicht abgeleitet werden. Deshalb bleibt nur 
eine Analyse unter Zuhilfenahme der Bruttoumsätze 
– allerdings auch nur für das Bauhauptgewerbe und 

ohne Bereinigung um Subunternehmerleistungen. Die 
auf diese Art berechnete »Arbeitsproduktivität« hat 
im Bauhauptgewerbe seit Anfang der 1990er Jahre 
um 40% (nominal!) zugenommen, was im Wesentli-
chen auf den umfangreicheren Einsatz von Maschinen 
zurückzuführen sein dürfte (vgl. Abb. 1). So weisen 
gerade die Teilsegmente mit einem größeren Anteil an 
Maschinenleistungen und Vorfertigung, wie z.B. der 
gewerbliche Tiefbau, einen hohen Zuwachs auf.

KAPAZITÄTSENGPÄSSE VERSTÄRKEN SICH

Das Wachstum im Wohnungsbau hängt in hohem 
Maße von der Verfügbarkeit der Handwerker ab. 
Zwischen 2013 und 2016 hat allerdings die Zahl der 
Beschäftigten im handwerklich geprägten Ausbau-
gewerbe nicht mehr wesentlich zugenommen. Dies 
hat negative Folgen sowohl für den Neubau als auch 
für den Bestandsmarkt. Im Bauhauptgewerbe hat die 
Beschäftigtenzahl in den vergangenen Jahren wie-
der spürbarer zugenommen. Das liegt unter ande-
rem auch daran, dass inzwischen immer mehr aus-
ländische Arbeitskräfte angeworben werden. Die 
Ergebnisse der ifo Konjunkturumfrage im Bauhaupt-
gewerbe zeigen, dass sich Bauunternehmer wieder 
intensiver um Arbeitskräfte bemühen müssen, um 
ihre Aufträge abarbeiten zu können. So berichteten im 
November 2017 bereits 19% der Firmen des Bauhaupt-
gewerbes über Behinderungen der Bautätigkeit auf-
grund von Arbeitskräftemangel. Gleichzeitig klagten 
im September 2017 bereits 17% der befragten Firmen 
über das Abwerben von Arbeitskräften durch andere 
Firmen. Dies ist der höchste Wert seit dem Jahr 2008, 
als diese im Rahmen der ifo Konjunkturumfrage erst-
mals gestellt wurde. 

DIGITALISIERUNG ALS HOFFNUNGSTRÄGER, …

Angesichts der aktuell hohen Baunachfrage und der 
gleichzeitig limitierten Kapazitäten stellt sich die 
Frage, ob die Digitalisierung die Bauabläufe verbes-

sern und letztlich auch beschleu-
nigen kann. Aus der Sicht vieler 
Baufirmen basiert die Entschei-
dung für oder wider die Einfüh-
rung digitaler Prozesse jedoch 
zuerst einmal auf den möglichen 
Auswirkungen auf die eigene Pro-
fitabilität. Die Gewinnspanne im 
Bauhauptgewerbe ist nämlich 
– im Vergleich zu anderen Bran-
chen – nur unterdurchschnittlich. 
Die Implementierung neuer Tech-
nologien, wie z.B. der Einsatz von 
Building Information Modeling 
(BIM), erfordert aber beachtliche 
Anstrengungen und Kosten. Viele 
Baufirmen erwarten deshalb eine 
merkliche Steigerung ihrer Mar-
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Arbeitsproduktivität: Mangels Informationen zur Bruttowertschöpfung im Bauhauptgewerbe wurden die Brutto-
umsätze verwendet.

Höhere Produktivität im Bauhauptgewerbe
Abb. 1
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gen, da sonst der vorausgegangene Aufwand in Frage 
gestellt würde.

In der Tat sind die Potentiale zur Fehlervermei-
dung bzw. Effizienzsteigerung enorm. So wird heute 
beispielsweise der Fehlerkostenanteil im Bauhauptge-
werbe auf rund 10% des Jahresumsatzes von mehr als 
100 Mrd. Euro geschätzt. Eine spürbare Reduzierung 
dieser Mehrarbeiten bzw. Zusatzkosten könnte somit 
zu einer deutlichen Erhöhung der Gewinnspanne im 
Bau führen.

… ABER ES GIBT NOCH VIEL ZU TUN

Im Bereich der Digitalisierung hinkt das Baugewerbe 
– im Vergleich zu anderen Branchen – hinterher. So ist 
beispielsweise die Automobilbranche heute wesent-
lich stärker »digitalisiert« (vgl. Abb. 2). Bei der Umge-
staltung eines Bauunternehmens hin zu einer stärke-
ren Digitalisierung identifiziert die Unternehmens
beratung Roland Berger vier Aspekte:

–– Erhebung und Verarbeitung digitaler Daten, 
–– mobiler Zugriff auf das Internet und interne Netze,
–– Vernetzung und Synchronisation bislang vonein-

ander getrennter Aktivitäten,
–– Einsatz von autonomen und sich selbst organisie-

renden Systemen.

DIGITALISIERUNGSTREIBER IN DER 
BAUWIRTSCHAFT

Es wurden bereits zahlreiche Anwendungen entwi-
ckelt bzw. werden zurzeit erforscht, um die Digitalisie-
rung im Baugewerbe voranzutreiben. Zu nennen sind 
hier beispielsweise Cloud Computing, Virtual bzw. 
Augmented Reality, BIM, Internet der Dinge, 3D-Druck 
und autonom agierende Maschinen.

Mit Hilfe der Digitalisierung sollen Echtzeitinfor-
mationen für alle Beteiligten bereitgestellt und indi-
viduelle Serienproduktionen ermöglicht werden. Die 
Planungsqualität soll verbessert und die Produktivi-
tät erhöht werden. Schließlich: Alle Informationen sol-

len durchgängig für alle in jedem 
Arbeitsschritt verfügbar sein. 

So ist es heute bereits mög-
lich, mit Hilfe spezieller Brillen, 
Gebäudeteile bzw. das fertige 
Gebäude in der Umgebung einer 
Baustelle digital darzustellen 
bzw. zu überblenden (Augmen-
ted Reality). Es findet dabei eine 
Verschmelzung zwischen Realität 
und dem digitalen Bild statt. Der 
Betrachter erhält hiermit ein voll-
ständiges Gebäudebild. Diese Pro-
jektion kann helfen, die anschlie-
ßenden Arbeitsschritte effizienter 
durchzuführen.

Ein Bauprojekt ist meist nicht 
durchgängig »organisiert«. Insbesondere bei größe-
ren Projekten wechseln die Architekten oder auch 
andere Baubeteiligte. Die Übertragung aller Projekt-
informationen verläuft beim Wechsel von wichtigen 
Projektbeteiligten nicht immer zufriedenstellend. So 
müssen »verlorengegangene« Informationen häu-
fig wieder neu erarbeitet werden. Dies verzögert den 
Baufortschritt, führt zu Kostensteigerungen und oft 
auch zu verminderter Qualität. Häufig sind öffentli-
che Großprojekte betroffen, so dass mittlerweile die 
Politik darauf reagiert hat und die Nutzung digitale 
Methoden empfiehlt. 

BUILDING INFORMATION MODELING GEWINNT AN 
BEDEUTUNG

Das in den letzten Jahren entwickelte BIM ermöglicht 
es Unternehmen, den Informationsfluss zwischen den 
Schnittstellen sicherzustellen. Das heißt, die Infor-
mationen zur Planung, Errichtung und anschließen-
den Nutzung von Bauwerken liegen komplett in einem 
Datensatz vor. Dabei reichen die Anwendungsfälle von 
BIM vom Projektcontrolling über die Arbeitsvorberei-
tung bis zur Qualitätskontrolle.

Die Implementierung von BIM ist unweigerlich 
zeit- und kostenaufwendig. So müssen Mitarbeiter 
geschult und Erfahrungen gesammelt werden. Um die 
Zusammenarbeit zwischen den Projektbeteiligten zu 
gewährleisten, ist absolute Transparenz notwendig. 
Dementsprechend müssen alle Beteiligten hiervon 
überzeugt werden. Trotz dieser hohen Hürden über-
wiegt nach Meinung vieler Baufirmen der Effizienzge-
winn, so dass diese Technologie in Zukunft deutlich an 
Bedeutung gewinnen wird. 

3D-DRUCK – EINE NEUE BAUTECHNOLOGIE?

Ein weiteres Werkzeug der Digitalisierung ist der 
3D-Drucker. Mit dieser Fertigungstechnologie werden 
Produkte oder Gegenstände anhand gespeicherter 
Daten Schicht für Schicht »nachgebaut«. Der 3D-Druck 
wird in vielen Wirtschaftsbereichen als eine wichtige 
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Zukunftstechnologie angesehen – und bereits einge-
setzt. Die Möglichkeiten dieser Fertigungsmethode 
scheinen fast unbegrenzt zu sein. So verwundert es 
nicht, dass sich vor allem Projektierer und Auftrag-
geber von Bauwerken einen Durchbruch dieser Tech-
nologie erhoffen – auch weil Bauzeit und -kosten 
dadurch wieder sinken könnten. Der 3D-Baudruck im 
Speziellen steht für das Zusammenspiel von Robotik 
und Materialextrusion. Letzteres bezeichnet dabei 
das Aufbringen von Schichten eines Baumaterials mit 
Hilfe von Schläuchen, an deren Ende spezielle Düsen 
montiert sind. Der 3D-Drucker ist demnach keine sta-
tionäre Maschine, aus der ein fertiges Haus/Rohbau 
herauskommt, sondern ein sehr mobiles, flexibel ein-
setzbares, aber vor allem digitalisiertes Gerät, das vor 
Ort Wände, Decken etc. erstellen kann. 

Bereits Mitte der 1990er Jahren gab es mit dem 
Contour Crafting erste Ansätze. Dabei handelt es sich 
um eine Fertigungstechnologie, die Objekte mittels 
aufeinanderfolgender dicker Schichten herstellt und 
dabei die äußeren Oberflächen (Sichtflächen) glättet. 
Die Entwicklung immer neuer Prototypen verbesserte 
die Qualität über die Jahre immer weiter. Sogar die 
Erstellung quasischlüsselfertiger Gebäude soll in naher 
Zukunft möglich sein. Dabei sollen auch etwa die Haus-
leitungen während des Drucks automatisch mit verlegt 
werden. Durch diese Vollautomatisierung der verschie-
denen Arbeitsschritte kann erheblich Personal einge-
spart werden, da der Mensch dadurch fast nur noch 
Aufsichtsfunktionen erfüllen muss, wie z.B. die Über-
wachung des verwendeten 3D-Druckprogramms oder 
die Gewährleistung ausreichender Mengen Baumate-
rials. Aus heutiger Sicht werden aber bestimmte Teile 

am Gebäude – wie vor allem Türen und Fenster – auch 
auf lange Sicht einen Handwerker erfordern, da dieser 
gewisse Arbeitsschritte besser durchführen kann als 
heutige Maschinen. Die automatische Einbringung von 
Dämmstoffen ist aber bereits heute kein Problem mehr.

Ein 3D-Baudrucker muss verschiedene techni-
sche Herausforderungen bewältigen. So müssen bei-
spielsweise die Schichten möglichst kontinuierlich 
aufeinander gedrückt werden. Das Entstehen kalter 
Fugen ist zu vermeiden. Bisher wird im 3D-Baudruck 
fast ausschließlich Mörtel verwendet. Aber es gibt 
bereits auch »Drucker«, die Beton als »Tinte« nutzen 
können. Dies hat den Vorteil, dass die Bauindustrie 
dieses Material gut umgehen kann.

Vermehrte Aufmerksamkeit findet der 3D-Druck 
unter anderem in Dubai. Dort wurde im April 2016 
bekanntgegeben, dass bis 2030 mindestens ein Vier- 
tel aller neuen Gebäude in der Stadt durch die 
3D-Drucktechnologie errichtet werden sollen. In Dubai 
erhofft man sich, die Bauzeit auf bis zu 10% des derzei-
tigen Zeitaufwands zu reduzieren.

Nach Ansicht einiger Baufirmen dürfte der 
3D-Druck das Baugewerbe wesentlich bereichern 
und einen festen Platz neben den anderen bekann-
ten Bautechnologien (Ziegelbau, Steinbau, Holzbau, 
Fertigteilbau …) erhalten. Gerade auf anderen Kon-
tinenten stehen die Chancen für den umfangreichen 
Einsatz dieser Technologie nicht schlecht. In Ländern 
mit einer Vielzahl unterschiedlicher Bauvorschriften, 
wie z.B. Deutschland, wird diese Technologie dagegen 
deutlich mehr Zeit benötigen, um sich als weitere Bau-
technologie durchzusetzen.
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Trotz optimistischer Einschätzungen der aktuellen 
konjunkturellen Lage wird bei den deutschen Dienst-
leistungen seit langem eine Produktivitätsschwäche 
konstatiert – und das nicht nur für soziale und persön-
liche Dienstleistungen. Während die Arbeitsproduktivi-
tät der wirtschaftsnahen Dienstleistungen in den USA 
in den letzten 15 Jahren durchschnittlich jährlich um 
etwa 1,6 % zunahm, wuchs sie im gleichen Zeitraum in 
Deutschland jährlich nur um etwa 0,4 % (vgl. Abb. 1).1 

Wirtschaftsnahe Dienstleistungen werden dabei 
relativ breit definiert und umfassen die Branchen Han-
del, Gastgewerbe, Transport- und Logistikdienstleis-
tungen, Informations- und Kommunikationsdienst-
leistungen, Finanz- und Versi-
cherungsdienstleistungen sowie 
Unternehmensdienstleistungen 
im engeren Sinne. Unter letztere 
fallen zum Beispiel Rechtsberater, 
Unternehmensberater und Wirt-
schaftsprüfer, Architektur- und 
Ingenieurbüros, Forschungs- und 
Entwicklungsbüros, Werbung und 
Marktforscher, Personaldienstleis-
ter oder Messeveranstalter.

Geringes Produktivitäts-
wachstum in wirtschaftsnahen 
Dienstleistungen lässt sich jedoch 

1	 Idealerweise werden zur Berechnung 
der Arbeitsproduktivität die effektiven 
Arbeitsstunden als Arbeitseinsatz herange-
zogen. Vergleichbare Daten zu Arbeitsstun-
den je Branche liegen jedoch nicht für alle 
Länder vor. 

nicht nur in Deutschland beobachten, sondern scheint 
ein typisch europäisches Phänomen zu sein.2 Zwar kam 
in den Niederlanden und in Großbritannien die durch-
schnittliche Wachstumsrate mit etwas mehr als 1,1% 
bzw. 1,5% an die amerikanische Rate heran. Im Durch-
schnitt der Länder der Eurozone, für die OECD-Daten 
verfügbar sind, stagnierte jedoch die Dienstleistungs-
produktivität im Verlauf der letzten 15 Jahre bei etwa 
0,3%. 

2	 Geringes Produktivitätswachstum in wirtschaftsnahen Dienst-
leistungen ist auch kein neues Phänomen (vgl. hier z.B. Wölfl 2003; 
2005). 
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Oliver Falck und Anita Wölfl

Produktivitätsschwäche in deutschen 
Dienstleistungsbranchen

Im deutschen Dienstleistungssektor lässt sich seit langem eine Produktivitätsschwäche beob-
achten, und besonders angesichts der zunehmenden Bedeutung von Dienstleistungen in glo-
balen Wertschöpfungsketten besteht Sorge, dass langfristig auch gesamtwirtschaftliche 
Potenziale für Produktivitätssteigerungen sinken könnten. Aber weisen alle Dienstleistungs-
branchen geringe Produktivitätszuwächse auf. Wie lässt sich über längere Zeit niedriges Pro-
duktivitätswachstum erklären? Haben wir es mit Problemen bei der Produktivitätsmessung 
von Dienstleistungen zu tun? Und wo könnten in Deutschland oder auch europaweit Poli-
tikmaßnahmen ansetzen, um Produktivitätssteigerungen in Dienstleistungen zu ermögli-
chen? Diese Fragen wurden im diesjährigen Dienstleistungsforum des ifo Branchen-Dialogs 
diskutiert.
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beitenden Gewerbe liegen. Zudem deuten die Zahlen 
in Abbildung 2 darauf hin, dass die Informations- und 
Kommunikationsdienstleistungen auch für die großen 
zeitlichen Schwankungen im Produktivitätswachstum 
der gesamten wirtschaftsnahen Dienstleistungen in 
den USA verantwortlich sind. Ähnliches, wenngleich in 
geringerem Ausmaß, gilt auch für Finanz- und Versiche-
rungsdienstleistungen. Dagegen zeigten der Handel, 
das Gastgewerbe und die Transport- und Logistikbran-
che einerseits sowie Unternehmensdienstleistungen 
andererseits über die letzten 15 Jahre für die meisten 
Länder ein relativ niedriges Produktivitätswachstum.

Hinsichtlich der Unterschiede der deutschen 
Wachstumsraten im Vergleich vor allem zu denjeni-
gen in den USA deuten die Zahlen in Abbildung 2 auf 
zwei mögliche Ursachen hin. Zum einen spiegeln sie in 
gewisser Weise die sogenannte IKT-Revolution in den 
USA in den 1990er Jahren wider. So ließen sich in den 
USA in den Jahren 1995–2004 sowohl sehr hohe Inves
titionen in Informations- und Kommunikationstech-
nologien (IKT) beobachten wie auch starkes Produk-
tivitätswachstum in IKT-produzierenden und IKT-nüt-
zenden Branchen (vgl. z.B. van Ark und Inklaar 2005). 
In Deutschland deutet sich etwa ab 2005 ein gewisser 
Aufholprozess an, wie sich zum Beispiel im recht kräf-
tigen Produktivitätswachstum bei den Informations- 
und Kommunikationsdienstleistungen zeigt. Jedoch 
erreichen auch diese Raten nicht das Produktivitäts-
wachstum, das in den USA beobachtet werden konnte. 

Zum anderen fallen in Deutschland vor allem die 
Unternehmensdienstleistungen auf, bei denen die 
Produktivität über die gesamten letzten 15 Jahre hin-
weg sank – und zwar beinahe im gleichen Ausmaß, wie 
sie in den USA zeitgleich zunahm. Negatives länger-
fristiges Produktivitätswachstum in Unternehmens-

-101234
56

Verarbeitendes Gewerbe Handel, Transport Information, Kommunikation Finanzen, Versicherungen UnternehmensDL

Quelle: OECD Productivity Database, November 2017.

Wachstum der realen Bruttowertschöpfung  je Beschäftigten in einzelnen Branchen
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Abb. 2

Generell kann man im Zeitverlauf der letzten 
15 Jahre auch für die USA, Großbritannien und die Nie-
derlande stärkere Schwankungen im Produktivitäts-
wachstum wirtschaftsnaher Dienstleistungen beob-
achten – und zwar stets im positiven Bereich. In den 
USA und Großbritannien betrug das Produktivitäts-
wachstum zwischen 2001 und 2005 fast 3%, fiel dann 
jedoch in der Finanzkrise drastisch auf ein Niveau nahe 
1%, wo es auch seither blieb. In anderen Ländern Euro-
pas einschließlich Deutschland dagegen blieb das Pro-
duktivitätswachstum über den gesamten Zeitraum 
der letzten 15 Jahre relativ gleichbleibend zwischen 
0% und 1%, mit sogar negativen Wachstumsraten in 
Italien.

Schon jetzt sind in Deutschland – wie auch in den 
meisten europäischen Ländern – etwa drei Viertel 
der Gesamtbeschäftigung im Dienstleistungssektor 
tätig. Würde sich diese Ressourcenverschiebung weg 
von der produktiven Industrie hin zu einem relativ 
stagnierenden Dienstleistungssektor weiter fortset- 
zen, könnte dies auch gesamtwirtschaftlich die Poten-
ziale für Produktivitätssteigerungen verringern – mit  
negativen Folgen für Wachstum und Wettbe- 
werbsfähigkeit. 

STARKE STREUUNG INNERHALB DES DIENST- 
LEISTUNGSSEKTORS

Die aggregierten Produktivitätszahlen verbergen 
starke Unterschiede zwischen einzelnen Dienstleis-
tungsbranchen, wie sich in Abbildung 2 erkennen 
lässt. Gerade Informations- und Kommunikations-
dienstleistungen zeigen in fast allen Ländern Pro-
duktivitätszuwachsraten, die teilweise weit über 
den durchschnittlichen Wachstumsraten im Verar
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dienstleistungen lässt sich auch in einigen anderen 
europäischen Ländern, wie z.B. in Frankreich, beob-
achten. Dagegen zeigen die Unternehmensdienst- 
leister in den USA und in Großbritannien stetig posi-
tives Produktivitätswachstum mit Raten ähnlich dem 
Verarbeitenden Gewerbe. 

GENERELL KEINE VERLAGERUNG HIN ZU PRODUK-
TIVITÄTSSCHWACHEN DIENSTLEISTUNGEN

Wie Abbildung 3 zeigt, kann man generell keine Res-
sourcenverschiebung hin zu stagnierenden Dienstleis-
tungsbranchen beobachten. Zwar wurde in Deutsch-
land zwischen 2001 und 2005 das Produktivitäts-
wachstum der wirtschaftsnahen Dienstleistungen 
noch im Wesentlichen durch den Handel, das Gast- 
gewerbe und die Transport- und Logistikbranche 
getragen, also zusammengenommen einem Dienst-
leistungssektor, der über die letzten 15 Jahre eher 
durchschnittliches Produktivitätswachstum zeigte. 
Auch nimmt die Beschäftigung in den stagnierenden 
Unternehmensdienstleistungen relativ zu ihrer Brutto-
wertschöpfung zu, was letztendlich das gesamte Pro-
duktivitätswachstum in wirtschaftsnahen Dienstleis-
tungen verringert.3

Jedoch haben die produktiven Informations- und 
Kommunikationsdienstleistungen stetig an Bedeu-
tung gewonnen – und zwar sowohl hinsichtlich ihrer 
3	 Die Betrachtung beider Komponenten der Produktivität, Brutto-
wertschöpfung und Arbeitseinsatz, wird durch eine entsprechende 
Berechnung der Wachstumsbeiträge gewährleistet. Diese resultieren 
als Verhältnis der Wachstumsrate der realen Bruttowertschöpfung 
und der Beschäftigung, jeweils gewichtet mit den Anteilen der 
einzelnen Dienstleistungsbranche an der gesamten nominalen Brut-
towertschöpfung bzw. der Gesamtbeschäftigung wirtschaftsnaher 
Dienstleistungen (vgl. OECD 2017).

Anteile an der Beschäftigung als auch an der Brutto-
wertschöpfung der wirtschaftsnahen Dienstleistun-
gen. Zwischen 2011 und 2015 waren sie schließlich 
sogar mit einem Produktivitätsbeitrag von 0,33 Pro-
zentpunkten die treibende Kraft hinter dem gesamten 
Produktivitätswachstum in wirtschaftsnahen Dienst-
leistungen in Deutschland.

DIENSTLEISTUNGEN ALS WICHTIGES GLIED IN 
GLOBALEN WERTSCHÖPFUNGSKETTEN

Starkes Produktivitätswachstum in einigen wirt-
schaftsnahen Dienstleistungen sowie ihre zuneh-
mende Bedeutung für das gesamtwirtschaftli-
che Produktivitätswachstum spiegeln ihre neue 
Rolle in globalen Wertschöpfungsketten wider.4 
Rasante Entwicklungen in Informations- und Kom-
munikationstechnologien und global fragmen-
tierte Produktionsprozesse bei stetig sinken-
den Handels-, Transport- und Transaktionskos-
ten machen auch wirtschaftsnahe Dienstleistungen 
dynamischer, transportierbarer und handelbarer. 
Dadurch ähneln nun viele wirtschaftsnahe Dienst- 
leistungen in ihren Produktionsprozessen immer 
mehr den hochproduktiven Industriebranchen: Sie 
nutzen moderne Technologien, sind humankapi-
talintensiv, innovativ, zeigen zunehmende Skalen
erträge und sind intensivem globalen Wettbewerb 
ausgesetzt.

Umgekehrt tragen wirtschaftsnahe Dienstleis-
tungen wiederum selbst dazu bei, dass die globalen 
Wertschöpfungsketten effizient ablaufen. Abbildung 4 
4	 Vgl. hier auch den Beitrag von Ebnet und Timiliotis zur Produktivi-
tät im deutschen Verarbeitenden Gewerbe (im gleichen Heft). 
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ᵃ Produktivitätswachstum wirtschaftsnaher Dienstleistungen in Klammern.
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in Deutschland etwa 33% der 
Erwerbstätigen in regulierten 
Berufen beschäftigt, mehr als 
in jedem anderen EU-Mitglieds-
land. Zum anderen wird gemäß 
der in Abbildung 5 dargestellten 
OECD-Indikatoren für Produkt- 
marktregulierung in deutschen 
Unternehmensdienstleistungen 
sowohl der Zugang zu als auch die 
konkrete Ausübung dieser Berufe 
vergleichsweise stark geregelt, 
mit potenziell wettbewerbsver-
zerrenden Wirkungen. Beson-
ders im Vergleich mit den gene-
rell relativ liberalen Ländern USA 
und Großbritannien schneidet 
Deutschland mit einem Wert von 

etwa 2,5 Indexpunkten sehr schlecht ab. 
Die OECD-Indikatoren umfassen dabei zum einen 

Marktzutrittsbarrieren wie etwa spezifische Zugangs-
voraussetzungen sowie sogenannte ausschließli-
che Rechte (vgl. Conway und Nicoletti 2006). So setzt 
zum Beispiel die Zulassung zum Rechtsanwaltsbe-
ruf in Deutschland ein Universitätsstudium mit einer 
Staatsprüfung sowie ein zweijähriges Referendariat 
mit einer weiteren Staatsprüfung voraus. Zudem ist 
in Deutschland jegliche Form von Rechtsberatung 
ausschließlich Rechtsanwälten vorbehalten. Dip-
lom-Wirtschaftsjuristen können dagegen trotz ihrer 
fachlichen Qualifikation nicht einmal in der außer-
gerichtlichen Rechtsberatung zu schwerpunktmäßig 
wirtschaftlichen Angelegenheiten als selbständige 
Rechtsberater tätig werden (vgl. Monopolkommis-
sion 2006). 

Zum anderen umfassen die OECD-Indikatoren 
Regelungen, die die tatsächliche Ausübung der Berufe 
beschränken, wie etwa verbindliche Festpreise oder 
Preisempfehlungen, Regeln für die Werbung, die 
zulässige Unternehmensform oder die Zusammen-
arbeit mit anderen Berufen. So werden in Deutsch-
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Abb. 5

zeigt dies sehr deutlich: Demnach basieren Industrie-
exporte mittlerweile bis zu 50% auf Wertschöpfung, 
die direkt oder indirekt über alle Stufen der globalen 
Wertschöpfungsketten von Dienstleistungen erbracht 
wird. Dabei greifen Industrieunternehmen immer stär-
ker auf spezialisierte Dienstleistungen aus dem Aus-
land zurück. Genauso wie für Industrieunternehmen 
ist es auch für Dienstleister zunehmend wichtig, global 
vernetzt zu sein. So sind für Forschung und Entwick-
lung spezifische Software- und technische Lösungen 
nötig. Personaldienstleister suchen weltweit qualifi-
ziertes Personal. Anwaltskanzleien verhandeln Ver-
träge lokal mit Zulieferern und global mit Kunden. 
Logistik- und Transportdienstleister garantieren den 
reibungslosen Warenfluss. Werbeagenturen kümmern 
sich um die geeignete Marketingstrategie auf globalen 
Märkten. Und Finanzierungs- und Versicherungsange-
bote runden das Gesamtpaket ab.

REFORMBEDARF BEI 
UNTERNEHMENSDIENSTLEISTERN

Dieser globale Wettbewerb sollte denn auch für Pro-
duktivitätssteigerungen in wirt-
schaftsnahen Dienstleistungen, 
einschließlich Unternehmens-
dienstleistern, sorgen. Gerade 
hier zeigt sich jedoch in Deutsch-
land wie auch in einigen anderen 
europäischen Ländern über län-
gere Zeit ein sehr niedriges oder 
sogar negatives Produktivitäts-
wachstum. Das ist angesichts der 
globalen Bedeutung dieser Bran-
chen beunruhigend. 

Für Deutschland spielt wohl 
die starke Regulierung von Unter-
nehmensdienstleistern eine 
wichtige Rolle. Gemäß einer 
Studie im Auftrag der Europäi-
schen Kommission (2017a) sind 
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land zum Beispiel die Entgelte 
für anwaltliche Dienstleistungen 
durch das Rechtsanwaltsvergü-
tungsgesetz (RVG) festgelegt, 
wobei sie sich nach dem Gegen-
standswert (der wirtschaftlichen 
Bedeutung) einer Angelegenheit 
richten. Dabei können Mandant 
und Anwalt zusammen ein höhe-
res Entgelt festlegen. Der Anwalt 
darf jedoch kein niedrigeres Ent-
gelt verlangen, als im RVG vor-
gesehen, solange dies dort nicht 
ausdrücklich erlaubt ist (vgl. 
Monopolkommission 2006). 

Als Rechtfertigung für Regu-
lierungen dieser Dienstleistungs-
berufe wird vor allem angeführt, 
sie seien nötig, um die Qualität auf von asymmetri-
scher Information gekennzeichneten Märkten sowie 
eine gerechte Verteilung von Leistungen zu gewähr-
leisten. Jedoch ist nach Ansicht der Monopolkommis-
sion (2006) bei vielen berufsrechtlichen Regelungen 
fraglich, ob sie die durch Marktunvollkommenheiten 
ausgelösten Probleme tatsächlich lösen könnten und 
vor allem ob sie dabei ein besseres Ergebnis erzielten 
als der unregulierte Wettbewerb. 

Generell könnten durch die Lockerung wettbe-
werbsverzerrender Regelungen über mehrere Kanäle 
Produktivitätssteigerungen entstehen (vgl. zum  
Beispiel EZB 2006): Zum einen würden niedrigere 
Marktzutrittsbarrieren den Zugang zu Dienstleis-
tungsberufen erleichtern. Verstärkter Wettbewerbs-
druck gerade durch junge innovative Unternehmen 
könnte bewirken, dass die am Markt bestehenden 
Unternehmen ihrerseits die Produktivität steigern 
oder unproduktive Unternehmen aus dem Markt 
ausscheiden.
Zum anderen könnten unmittelbar durch den Weg-
fall spezifischer Regelungen oder auch generell 
über verstärkten Wettbewerb Informationsasym-
metrien verringert und die angebotenen Leistun-
gen vergleichbarer werden. Dienstleister würden 
dazu angeregt, in moderne Technologien und 
Humankapital zu investieren, um die Qualität der 
Dienstleistung zu erhöhen oder kostengünstiger  
zu produzieren und so ihre Preise näher an die tatsäch-
lichen Kosten zu bringen. Würden gleichzeitig durch 
den intensiveren Wettbewerb unproduktive Unterneh-
men aus dem Markt scheiden, könnten auch für Investi-
tionen nötige Finanzierungsquellen frei werden. Siehe 
hier auch die Diskussion um Zombiefirmen und ihre 
Wirkung auf Ressourcenallokation und Produktivität 
(z.B. McGowan et al. 2017).

Schließlich würden die resultierenden Produkti-
vitätssteigerungen bei den Unternehmensdienstleis-
tungen auch indirekt die Produktivität der Unterneh-
men in anderen Branchen erhöhen, die ihre Leistungen 
nützen. 

PRODUKTIVITÄTSMESSUNG BEI 
DIENSTLEISTUNGEN – TEILWEISE ENTWARNUNG

Im Allgemeinen ist beim Vergleich von Produktivitäts-
zahlen verschiedener Branchen und verschiedener 
Länder eine gewisse Vorsicht geboten. Denn gerade 
Zahlen zum Wachstum der Produktivität in Dienst
leistungen können durch Probleme bei der Messung 
der realen Bruttowertschöpfung verzerrt sein (vgl. hier 
z.B. Wölfl 2003). Besonders relevant sind hier Probleme 
bei der Messung des zugrunde liegenden Preisindex. 

Abbildung 6 deutet darauf hin, dass in unter-
schiedlichen Ländern zumindest in der Vergangenheit 
sehr unterschiedliche Methoden verwendet wurden, 
um die Bruttowertschöpfung zu konstanten Preisen 
für Dienstleistungen zu berechnen. Abbildung 6 ver-
gleicht dazu die impliziten Deflatoren der Bruttowert-
schöpfung am Beispiel der Informations- und Kom-
munikationsdienstleistungen. Hier handelt es sich 
um eine technologisch dynamische Branche, in der 
Unternehmen Vorleistungen für andere Unternehmen 
produzieren und dabei intensivem globalem Wettbe-
werb ausgesetzt sind. Und gerade im Kommunika-
tionsbereich wurde in vielen Ländern in den letzten 
Jahren erheblich dereguliert. Unter diesen Umstän-
den würde man erwarten, dass sich die Preise in ähn-
licher Weise, zumindest in die gleiche Richtung, ent-
wickeln. Tatsächlich kann man jedoch teilweise diver-
gierende Preisentwicklungen beobachten – zumindest 
bis etwa 2005. 

Idealerweise werden für die Berechnung der Brut-
towertschöpfung zu konstanten Preisen Erzeuger
preisindizes herangezogen, deren Berechnung jedoch 
für Dienstleistungen schwieriger ist als für Industrie-
güter. So lässt sich zum einen der Output oder das 
Ergebnis einer bestimmten Dienstleistung, für die 
ein Preisindex festgelegt werden soll, oft nicht genau 
bestimmen (vgl. OECD und Eurostat 2014). Kommuni-
kationsdienstleistungen zum Beispiel werden immer 
häufiger in einem Paket angeboten, um so bestimmte 
Kundengruppen gewinnen zu können. Bei der Preis-
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ten fünf bis zehn Jahren haben die sehr produktiven 
Informations- und Kommunikationsdienstleistungen 
sowohl hinsichtlich Beschäftigung als auch Brutto-
wertschöpfung an Bedeutung gewonnen.

Jedoch gibt es Anzeichen, dass in deutschen wirt-
schaftsnahen Dienstleistungen die Ressourcenallo-
kation noch nicht optimal funktioniert. So reichen 
selbst bei den produktiveren Dienstleistungen die 
Wachstumsraten nicht an diejenigen zum Beispiel der 
USA heran. Vor allem lässt sich in den Unternehmens-
dienstleistungen über längere Zeit sehr niedriges oder 
sogar negatives Produktivitätswachstum beobach-
ten. Das ist angesichts der zunehmenden Bedeutung 
gerade dieser Branchen in globalen Wertschöpfungs-
ketten beunruhigend.

Die Produktivitätsschwäche in wirtschaftsnahen 
Dienstleistungen ist kein rein deutsches Phänomen, 
sondern betrifft eine Reihe europäischer Länder. Um 
das Potenzial des europäischen Binnenmarkts voll-
kommen auszuschöpfen, hat die Europäische Kommis-
sion daher im Januar 2017 ein sogenanntes »Dienst-
leistungspaket« vorgelegt. Demnach soll es Dienstleis-
tern erleichtert werden, ihre Leistungen im gesamten 
europäischen Markt anzubieten, ohne an den nationa-
len Qualitätsstandards zu rütteln (Europäische Kom-
mission 2017b). Das Paket umfasst im Wesentlichen 
vier Maßnahmen: 

–– Die Europäische e-card soll es Dienstleistern euro-
paweit erleichtern, die unterschiedlichen adminis-
trativen Formalitäten zu erfüllen. 

–– Die im EU-Recht vorgesehene Verhältnismäßig-
keitsprüfung soll nun in einem einheitlichen und 
konsequenten Verfahren umgesetzt werden. 
Gemäß dieser Verhältnismäßigkeitsprüfung müs-
sen Mitgliedstaaten bei der Einführung neuer oder 
der Änderung bestehender Regelungen beweisen, 
dass diese Regelungen notwendig und angemes-
sen sind. 

–– Auch die im EU-Recht vorgesehene Verpflichtung 
von Mitgliedstaaten, Änderungen zu nationalen 
Regelungen von Dienstleistungen der Kommis-
sion zu melden, soll nun in einem zeitsparenden 
und transparenteren Verfahren umgesetzt werden.

–– Schließlich will die Kommission nicht nur als Kon
trollorgan fungieren, sondern Mitgliedstaaten stär-
ker zu Fragen der Regulierung von Unternehmens-
dienstleistungen beraten.

Jedoch kann die Europäische Kommission selbst nur 
Anregungen und Empfehlungen liefern; es liegt an den 
Mitgliedstaaten selbst, Reformen durchzuführen. Und 
hier ist in Deutschland noch ausreichend Spielraum. 
Denn wie sich in den Ergebnissen zeigt, weist Deutsch-
land gerade für Unternehmensdienstleister ein sehr 
restriktives regulatorisches Umfeld auf, mit einer Viel-
zahl an potenziell wettbewerbsverzerrenden Rege-
lungen, was den Zugang zu als auch die konkrete Aus-
übung dieser Berufe betrifft. 

messung müssten jedoch die einzelnen Dienstleis-
tungskomponenten separat betrachtet werden. 

Zum anderen gehört zu einer verlässlichen Preis-
messung auch eine angemessene Anpassung für Qua-
litätsveränderungen. So wird für die Berechnung des 
Preisindex eines bestimmten Gutes oder einer Dienst-
leistung stets darauf geachtet, jeweils ein qualitativ 
vergleichbares Produkt über die Zeit hinweg zu verfol-
gen. Ist ein bestimmtes Produkt nicht mehr auf dem 
Markt erhältlich, wird ein ähnliches Produkt heran-
gezogen, dabei jedoch für Qualitätsunterschiede zwi-
schen dem neuen und dem Vorgängerprodukt kont
rolliert. Viele Dienstleistungen sind jedoch insofern 
einzigartig, als sie genau an spezifische Kundenwün-
sche angepasst werden, und vergleichbare Dienst-
leistungsprodukte stehen daher oft nicht zur Verfü-
gung (vgl. OECD und Eurostat 2014). Die Softwareent-
wicklung als ein Teilprodukt der Informations- und 
Kommunikationsdienstleistungen ist hier ein gutes 
Beispiel. 

Ob sich jedoch die in den Abbildungen 1 bis 3 beob-
achtbaren Unterschiede im Produktivitätswachstum 
von Dienstleistungen zwischen Deutschland und den 
USA rein auf Unterschiede bei der Messung von Preisin-
dizes zurückführen lassen, ist eher fraglich. Zum einen 
werden in Deutschland – zwar noch nicht seit den 
1980er Jahren wie in den USA (vgl. Swick et al. 2016) – 
so doch zumindest schon seit dem Jahr 2006 Erzeuger-
preise für viele Dienstleistungen berechnet und veröf-
fentlicht. Zum anderen deuten die unterschiedlichen 
Deflatoren für einzelne Branchen darauf hin, dass in 
Deutschland schon in der Vergangenheit Preisindizes 
herangezogen wurden, wie z.B. die entsprechenden 
Verbraucherpreisindizes für ähnliche Dienstleistun-
gen, die als gute Approximation für Erzeugerpreise 
gesehen werden können (vgl. z.B. Eurostat 2006). 
Schließlich wird der Gesamteffekt der Preismessung 
für das Wachstum der realen Bruttowertschöpfung 
und damit der Produktivität einer Branche noch von 
einer Reihe weiterer Faktoren bestimmt. So ist zum 
Beispiel entscheidend, in welchem Grad Zwischen-
güter zur Produktion verwendet werden und wie sehr 
sich die Preisindizes der Zwischengüter von denen der 
Endproduktion unterscheiden. 

FAZIT

Zusammenfassend lässt sich festhalten – und so auch 
das Fazit beim Dienstleistungsforum des diesjährigen 
ifo Branchen-Dialogs: In deutschen wirtschaftsnahen 
Dienstleistungen sind die Potenziale für Produktivi-
tätssteigerungen bei weitem noch nicht ausgeschöpft. 
Zwar lassen sich für einige wirtschaftsnahe Dienstleis-
tungen schon Wachstumsraten der Arbeitsproduktivi-
tät beobachten, die an die durchschnittlichen Raten 
des Verarbeitenden Gewerbes herankommen oder sie 
sogar übertreffen. Auch lässt sich generell keine Res-
sourcenverschiebung hin zu produktivitätsschwachen 
Dienstleistungen beobachten. Vor allem in den letz-
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In den letzten Jahren gab es zwar erste Schritte 
hin zu einem etwas liberaleren Dienstleistungsmarkt. 
So wurde im Jahr 2009 die Honorarordnung für Archi-
tekten und Ingenieure neu geregelt. Seitdem basieren 
Architektenhonorare nur noch auf der Kostenberech-
nung und werden so von den tatsächlichen Baukosten 
abgekoppelt; das neu eingeführte Bonus-Malus-Sys-
tem soll Anreize zum kostengünstigen Bauen geben; 
und Stundenhonorare können nun frei vereinbart 
werden (vgl. z.B. Architektenkammer Niedersachsen 
2011). Zudem plant die Bundesregierung im Zusam-
menhang mit dem von der Europäischen Kommission 
eingeleiteten Vertragsverletzungsverfahren wohl auch 
eine Reform der Steuerberatervergütungsverordnung. 
Diese soll vorsehen, die bislang regulierten Honorare 
für Steuerberater in außergerichtlichen Angelegenhei-
ten und für Steuerberater mit Sitz im Ausland abzu-
schaffen (vgl. OECD 2016). 

Doch ein größerer Wurf an Reformen steht noch 
aus. Auch hierfür gibt es schon konkrete Vorschläge, 
wie in diesen sogenannten Freien Berufen mehr Wett-
bewerb ermöglicht und dabei die gesellschaftlichen 
Ziele, die eigentlich durch die Regelungen verfolgt 
werden, sogar noch besser erreicht werden könnten 
(vgl. hier z.B. Monopolkommission 2006; OECD 2010). 
Nun ist es an der Politik – bzw. für einige Freie Berufe 
deren selbstregulierenden Berufskammern – solchen 
Ideen auch weitere Taten folgen zu lassen. 
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Zur Weihnachtszeit ist die Stimmung in den deutschen 
Chefetagen ausgezeichnet, aber nicht mehr ganz so 
euphorisch wie im Vormonat. Der ifo Geschäftsklima­
index ist im Dezember auf 117,2 Punkte gesunken, 
nachdem er im November  117,6 Punkt betragen hatte 
(saisonbereinigt korrigiert). Dies war auf weniger opti­
mistische Erwartungen der Unternehmen zurückzu­
führen. Ihre aktuelle Geschäftslage hingegen bewerte­
ten sie besser als im Vormonat. In der deutschen Wirt­
schaft herrscht Feststimmung. 

Im Verarbeitenden Gewerbe konnte der Index sein 
Rekordniveau nicht halten. Die Industriefirmen blick­

Klaus Wohlrabe

ifo Konjunkturumfragen Dezember 2017 auf einen Blick: 

In der deutschen Wirtschaft herrscht 
Feststimmung1

ten nicht mehr ganz so optimistisch auf die kommen­
den Monate. Ihre aktuelle Lage schätzten sie jedoch 
positiver ein, vor allem aufgrund einer besseren Auf­
tragslage. Beide Indices liegen zum Jahresabschluss 
deutlich über ihrem langfristigen Mittelwert. Die Unter­
nehmen erwarten weiter steigende Preise. Im Groß­
handel hat sich das Geschäftsklima auf hohem Niveau 
etwas verschlechtert. Die Großhändler waren mit ihrer 
aktuellen Lage weniger zufrieden. Auch der Ausblick 
fiel weniger positiv aus. Der Einzelhandel hingegen 
berichtete von einem glänzenden Weihnachtsgeschäft. 
Jedoch gehen weniger Händler davon aus, dass sich ihr 
Geschäft in den kommenden Monaten weiter verbes­
sert. Im Bauhauptgewerbe ist der Geschäftsklimaindex 
gestiegen. Die Unternehmen korrigierten ihre Einschät­
zungen zur Lage und zu den Erwartungen nach oben. 
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Abb. 4

1	 Die ausführlichen Ergebnisse der ifo Konjunkturumfragen werden 
in den »ifo Konjunkturperspektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift 
kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr abonniert werden.
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Die Stimmung bei den deutschen Dienstleistern 
hat sich im Advent verbessert. Der Geschäftsklima­
index stieg im Dezember von 111,2 auf 111,7 Punkte. 
Die Unternehmen bewerteten ihre Geschäftslage merk­
lich besser als im Vormonat. Der Erwartungsindex stieg 
auf den höchsten Wert seit einem Jahr. Die Unterneh­
men wollen mehr Personal einstellen. In der IT-Wirt­
schaft verbesserte sich das Geschäftsklima merklich. 
Die Unternehmen bewerteten ihre aktuelle Lage deut­
lich besser. Zudem gehen sie davon aus, dass sich ihre 
wirtschaftliche Situation in den kommenden Monaten 
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Abb. 6

noch weiter verbessern wird. Unternehmensberater 
und Public-Relations-Manager blicken hingegen deut­
lich weniger optimistisch auf das kommende Halb­
jahr. Sie schätzten ihre Lage etwas weniger gut ein. 
In der Werbeindustrie ist der Geschäftsklimaindikator 
deutlich gestiegen. Dies ist auf eine verbesserte Lage­
einschätzung zurückzuführen. Die Erwartungen ver­
schlechterten sich jedoch, und der Indikator fiel auf 
den niedrigsten Stand seit mehr als einem Jahr. 

Die deutschen Unternehmen suchen immer mehr 
Personal. Das ifo Beschäftigungsbarometer stieg auf 
113,5 Punkte im Dezember – von 113,2 Punkten im 
November. Das ist erneut ein historisches Rekordhoch. 
Insbesondere die Industrie plant, ihre Mitarbeiterzahl 
deutlich zu erhöhen. Auch hier stieg das Barometer auf 
einen neuen Rekordwert. Nahezu alle wichtigen Bran­
chen wollen ihren Personalbestand vergrößern. Auch 
im Handel bleibt die Einstellungsbereitschaft hoch. 
Gleiches gilt für das Bauhauptgewerbe. Bei den Dienst­
leistern suchen insbesondere Speditions- und Logistik­
betriebe nach neuen Mitarbeitern.
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